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Der Vorsitzende des 
Ausschusses für 

Städtebau, Umwelt und 
Verkehr

1. An die Mitglieder des Ausschusses für Städtebau, Umwelt und Verkehr
2. Nachrichtlich an die stellvertretenden Ausschussmitglieder 

und die übrigen Ratsmitglieder

Einladung

Hiermit lade ich Sie zur Öffentlichen/nichtöffentlichen Sitzung des Ausschusses für 

Städtebau, Umwelt und Verkehr ein, die am 

Dienstag, 25. Juni 2013, 18:30 Uhr,

im Sitzungssaal des Rathauses stattfindet.

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Angelegenheiten des Ausschusses

1.1 Bestimmung eines Ausschussmitgliedes zur Mitunterzeichnung 
der Niederschrift über die heutige Sitzung

1.2 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses 
für Städtebau, Umwelt und Verkehr vom 09.04.2013, öffentlicher 
Teil

1.3 Mitteilungen -öffentlicher Teil-

1.4 Ausbau der Rather Straße im Ortsteil Rath-Anhoven;
a) Vorstellung der Planung
b) Eingabe von Anliegern
(Herr Dipl.-Ing. Sintke vom Ingenieurbüro JS & Partner, Mönchengladbach)

1.5 Eintragung eines Gebäudes in die Denkmalliste; hier: kath. Kirche 
Tüschenbroich, "In Tüschenbroich 128"
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1.6 Bahnhofsumfeld Wegberg
- beabsichtigte bauliche Nutzung der derzeitigen öffentlichen 
Grünfläche
- Ergänzungsvorlage zur Vorlage VO/2417/13
(Sitzung des Rates vom 14.05.2013 / TOP 10)

1.7 Herstellung von öffentlichen Stellplätzen für PKW an der 
Prämienstraße im Ortsteil Beeck; Vorstellung der Planung
(Sitzungen des StUV vom  22.01.2013 / TOP 1.13 und 09.04.2013 / TOP 1.10)

2 Vorschläge an den Rat

2.1 Abschaffung der Restmüllverwiegung; Bürgerantrag vom 
27.01.2013

2.2 Bebauungsplan V-6, Rickelrath - Camping- und Wochenendplatz 
"Heidehaus";
- Beratung der eingegangenen Anregungen
- Satzungsbeschluss

2.3 Abschluss eines Erschließungsvertrages; Bebauungsplan IX-5, 
Merbeck - Nopperweg

2.4 Entschädigungsleistungen für die Durchführung der 
Dichtheitsprüfung nach § 61 a Landeswassergesetz;
Antrag der Fraktion Freie Wähler/Unabhängige vom 18.04.2013

2.5 Dichtheitsprüfung privater Abwasserleitungen; Antrag der CDU-
Fraktion vom 12.03.2013 zur Aufhebung der Fristensatzung

Nichtöffentlicher Teil

3 Angelegenheiten des Ausschusses

3.1 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses 
für Städtebau, Umwelt und Verkehr vom 09.04.2013, 
nichtöffentlicher Teil

3.2 Mitteilungen - nichtöffentlicher Teil-

3.3 U3-Erweiterung Kindergarten Merbeck - Nachtragsauftrag 
Fensterarbeiten

3.4 Schule am Grenzlandring; Erneuerung Fensteranlage 
Klassentrakt, 1. BA
Auftragsvergabe: Metallbau-, Verglasungs- und 
Sonnenschutzarbeiten
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3.5 Kläranlage Wegberg; Auftragsvergaben für:
1. Erneuerung der Rührwerke der Nacheindicker
2. Erweiterung/Erneuerung der Eisensalzdosieranlage
3. Neubau einer Polymernotdosierung

3.6 Ausschreibung Herstellung von Kanalhausanschlüssen und 
Instandhaltung von Abwasserkanälen

3.7 Sanierung Maximilian-Kolbe-Gymnasium  II. Bauabschnitt:
Beauftragung Fachingenieurleistungen Lph 1-3 HOAI - 
Elektrotechnik

Mit freundlichen Grüßen 

          Gez.

Georg Gellissen

Fraktionssitzungen
Montag, 24.06.2013, in der 
jeweiligen Geschäftsstelle



Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
24.05.2013

Tagesordnungspunkt
1.3

Vorlage-Nr:
VO/2441/13

Bezeichnung der Vorlage:

Mitteilungen -öffentlicher Teil-

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.06.2013 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr

Sachverhalt:

Die nachfolgenden Mitteilungen liegen dem Ausschuss schriftlich vor:

1.3.1 Statistik über das Abfall- und Wertstoffaufkommen im Kreis Heinsberg 
für das Jahr 2012

Der Kreis Heinsberg hat die Statistik über das Abfall- und Wertstoffaufkommen im 
Kreis Heinsberg für das Jahr 2012 veröffentlicht. 
Wie in den Vorjahren lässt sich wiedermals ein im Vergleich zu den übrigen 
Kommunen im Kreis Heinsberg geringes Restabfallaufkommen mit 109,4 Kilogramm 
je Einwohner feststellen, dass sich im Vergleich zum Jahr 2011 um 5,1% verringert 
hat.
Auffällig ist in dieser Statistik der enorme Anstieg des Aufkommens an Sperrmüll um 
51,2% bei gleichzeitiger erheblicher Verringerung des Altholzaufkommens um 43,7% 
in der Stadt Wegberg im Vergleich zum Aufkommen im Jahr 2011. Diese 
Abweichungen lassen sich mit einer Verschiebung der durch die Privathaushalte 
bereitgestellten Menge der jeweiligen Abfallfraktion oder mit Defiziten bei der 
Vorsortierung erklären.
Im Bereich der erfassten Mengen von Grün- und Bioabfällen mit einem Pro-
Einwohner-Aufkommen in Höhe von 147,4 Kilogramm belegt die Stadt Wegberg 
einen der Spitzenplätze im Vergleich zu den übrigen kreisangehörigen Kommunen.
Das erfasste Altpapieraufkommen ist im Vergleich zum 2011 um 2,5% gesunken. 
Dieser Wert liegt jedoch unterhalb der Reduzierung des Altpapieraufkommens  im 
Kreisdurchschnitt. Mit einem Pro-Einwohner-Aufkommen in Höhe von 83,0 
Kilogramm erzielte die Stadt Wegberg in dieser Abfallfraktion im Jahr 2012 wieder 
einen der höchsten Werte aller Kommunen im Kreis Heinsberg.  
Bei den durch die Systeme der Dualen Systembetreiber erfassten Abfallmengen wie 
Leichtverpackungen mit einem Pro-Einwohner-Aufkommen in Höhe von 41,2 
Kilogramm sowie Altglas mit einem Pro-Einwohner-Aufkommen in Höhe von 22,6 
Kilogramm belegt die Stadt Wegberg weiterhin einen der vorderen Plätze im 
Kreisvergleich.
 
Aus dieser Statistik lässt sich aus Sicht der Verwaltung wie in den Jahren zuvor 
ableiten, dass das Abfallentsorgungssystem in der Stadt Wegberg funktioniert und 



über dem Durchschnitt wirksame Anreize zur Abfallvermeidung und Abfallverwertung 
schafft.

1.3.2 Kürzung der Mittel für den Weltklimafonds
In der Sitzung des Rates der Stadt Wegberg am 12. März 2013 hat die Verwaltung 
eine Anfrage der FDP-Fraktion zum Weltklimafonds und eine mögliche 
Inanspruchnahme von Mitteln aus diesem Fonds durch die Stadt Wegberg 
beantwortet.
Der Städte- und Gemeindebund NRW informiert in einer Mitteilung nunmehr, dass 
die Bundesregierung die Mittel des Weltklimafonds in diesem Jahr von 28 Millionen 
Euro auf 7 Millionen Euro gekürzt hat. Der Grund für die Kürzung ergibt sich aus den 
ausbleibenden Einnahmen aus dem Emissionshandel, da der Weltklimafonds als 
Bestandteil des Sondervermögens „Energie und Klimafonds“ aus der Veräußerung 
von Emissionszertifikaten finanziert wird.

Nach Kenntnis der Verwaltung liegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt weiterhin keine 
beschlossene Förderrichtlinie sowie die Benennung eines Projektträgers vor.   
  

1.3.3 Antrag gemäß § 4 des Bundesimmissionsschutzgesetzes zur Errichtung 
und Betrieb einer Biogasanlage sowie Neubau eines Boxenlaufstalles 
mit  Melkhaus und Silageflächen in Kehrbusch

Ein Ortslandwirt hat als Ergänzung seines landwirtschaftlichen Betriebes in 
Kehrbusch mit Datum vom 18.07.2012 einen Antrag gestellt. Eine Übersicht der 
beantragten Baumaßnahmen ist der Anlage zu entnehmen. Beantragt wird ein neuer 
Boxenlaufstall für 526 Kühe einschließlich Silagefläche sowie Melkzentrum mit 
Vorwartehof und Krankenstall. Für den Betrieb des Kuhstalls ist ein neuer 
Güllebehälter (BE 14 / siehe Anlage) erforderlich. Neben dem Kuhstall soll eine 
Biogasanlage mit einer elektrischen Leistung von 811 KW errichtet werden, deren 
Biogasproduktion auf 2,3 Mio Normkubikmeter Biogas pro Jahr begrenzt wird. 

Planungsrechtlich ist das Vorhaben als so genanntes privilegiertes Vorhaben im 
Außenbereich (§ 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) zulässig. 

Genehmigungsbehörde ist das Amt für Bauen und Wohnen des Kreises Heinsberg. 
Mit Datum vom 03.06.2013 wurden überarbeitete Antragsunterlagen übersandt und 
die Stadt Wegberg um Stellungnahme gebeten. 

Nach Aussage der Bauaufsicht der Stadt Wegberg bestehen zu diesen 
Antragsunterlagen im Grundsatz keine Bedenken. Derzeit werden diese Unterlagen 
verwaltungsintern geprüft. Die Verwaltung wird über den weiteren Ablauf des 
Genehmigungsverfahrens berichten. 

1.3.4 Mitteilung zum Stand aktueller Baumaßnahmen des Fachbereiches 
Gebäudewirtschaft

Neubau der Turnhalle an der Grundschule Wildenrath
(zuletzt siehe Mitteilung im StUV vom 22.01.2013)
Die Nutzungsübergabe des Turnhallen-Neubaus an der Grundschule in Wildenrath 
erfolgte am 25.01.2013. 



Durch die Insolvenz des mit der Erstellung der Außenanlagen beauftragten 
Unternehmens Ende Dezember 2012, sowie durch die damit im Zusammenhang 
stehenden erforderlichen technischen und rechtlichen Klärungen konnten die 
Außenanlagen bislang noch nicht fertiggestellt werden.
Die Restarbeiten für den derzeit noch mit Bauzaunelementen abgesperrten 
Teilbereich des Schulhofes direkt am Turnhallengebäude können nun jedoch 
ausgeführt werden und sind bereits an einen Unternehmer beauftragt. Die Arbeiten 
sollen sobald wie möglich erfolgen, als Termin ist Juni/Juli vorgesehen. 
Da die Arbeiten der Außenanlagen im rückwärtigen Bereich der Turnhalle mit 
erheblichen Ausführungsmängeln behaftet sind, dauert hier die technische und 
rechtliche Klärung hinsichtlich der weiteren Vorgehensweise noch an.

Erweiterung des Feuerwehrgerätehauses in Rath-Anhoven
(zuletzt siehe Mitteilung im StUV vom 22.01.2013)
Die Arbeiten zur Erweiterung des Feuerwehrgerätehauses in Rath-Anhoven wurden 
im Februar 2013 begonnen, konnten aufgrund der anhaltenden winterlichen 
Witterung jedoch zunächst nicht termingerecht fortgeführt werden. Mittlerweile sind 
der Rohbau und die Dacharbeiten fertiggestellt. Fenster und Außentüren werden in 
der 24.KW (Mitte Juni) eingebaut, nach Schließen des Gebäudes beginnen die 
Gewerke des technischen Ausbaus.
Es sind bereits alle wesentlichen Gewerke des Innenausbaus ausgeschrieben und 
vergeben. 
Nach aktuellem Terminplan ist die Fertigstellung des Erweiterungsbaus des 
Feuerwehrgerätehauses für den Herbst dieses Jahres vorgesehen. Zu diesem 
Zeitpunkt werden auch die umfangreichen Sanierungsarbeiten (z.B. Dachdeckung 
und Dämmung, Estrich und Boden, Sektionaltore) im bestehenden Gebäudeteil 
fertiggestellt sein.

Durchführung von Brandschutzmaßnahmen in der Erich Kästner Grundschule
(zuletzt siehe TOP 1.8 im StUV vom 06.11.2012)
Die auf Grundlage der 2. Fortschreibung des Brandschutzkonzeptes erforderlichen 
baulichen Brandschutzmaßnahmen wurden fertiggestellt und sind vom 
Sachverständigen für Brandschutz und von der Baugenehmigungsbehörde 
abgenommen.  Lediglich einige Schlussrechnungen stehen noch aus.
Die Kosten für die verschiedenen Maßnahmen waren insgesamt mit rund 215.000,- €  
berechnet. Nach Fertigstellung betrugen die festgestellten Gesamtbaukosten aller 
genannten Maßnahmen rund 220.000,- €, aufgeteilt wie folgt:

- Brandmeldeanlage Bereich Aula (investiv):   41.500,- €
- Fluchttreppe Bereich Aula (investiv): 26.500,- €
- Rauchwärmeabzug-Anlagen, Rauch- und Brandschutztüren, 
diverse weitere Brandschutz-Ertüchtigungen (Instandhaltung):

152.000,- €

Summe 220.000,- €

Die wesentlichen Planungs- und Bauleistungen wurden von den folgenden Büros 
bzw. Unternehmen erbracht:

Objektplanung, Ausschreibung + 
Bauleitung:

Büro IWK, Wegberg

Planung + Bauleitung Elektro: Ing.-Büro Michel, Wegberg



Brandschutzgutachten: Büro Kohlen, Rheindalen
Metallbau (Fenster, Türen, RWA): Firma MDL GmbH, Wadersloh

Türen: Firma Weyers, Wegberg
Schlosserarbeiten (Geländer): Firma Roumen, Schwalmtal
Dachdeckerarbeiten (RWA-
Oberlicht):

Firma Pardon, Wegberg

Elektroarbeiten 
(Brandmeldeanlage):

Firma HSE-Tec, Hückelhoven

Stahl-Fluchttreppe: Firma Adams, Viersen
Maurer- und Betonarbeiten: Firma Speis, Heinsberg

Erwähnenswert ist, dass im Treppenhaus  zum Sekretariat- bzw. Rektoratbereich 
verschiedene bauliche Einbauten aus brandschutztechnischen Gründen rückgebaut 
werden mussten. 
Das Treppenhaus wurde im Obergeschoss „entkernt“ und renoviert sowie räumlich 
wieder in den ursprünglichen Originalzustand zurückversetzt. So entstand ein 
schöner und großzügiger Empfangs- und Wartebereich für das Rektorat, der das 
Entree der Schule aufwertet und durch Schule und Schulleitung sehr positiv 
angenommen wird.

Herstellung eines Lagerraums im Dachraum des Kindergarten Merbeck
Im vergangenen Jahr 2012 wurde im Kindergarten Merbeck die U3-Erweiterung 
baulich fertiggestellt (s. TOP 1.10 im StUV vom 04.09.2012). 
In der Folge dieser Erweiterung wird nun der Bau eines 45m² großen Lagerraums im 
Dachraum des Gebäudes durchgeführt, ähnlich wie er im baugleichen Kindergarten 
Farbenfroh in Klinkum bereits seit einigen Jahren vorhanden ist.
Planung, Ausschreibung und Bauleitung der Maßnahme werden vom Fachbereich 
Gebäudewirtschaft vorgenommen. Die Gesamtherstellungskosten sind auf ca. 
45.000,- €  berechnet. Die Arbeiten haben im Mai begonnen, die Fertigstellung ist für 
August dieses Jahres vorgesehen. 

Maßnahmen, deren Bauleistungen sich zur Zeit im Ausschreibungsverfahren 
befinden und die in den Sommerferien 2013 durchgeführt werden sollen:

1. Sanierung von Stahlbetonstützen der Turnhalle der Kastanienschule Rath-
Anhoven, berechnete Gesamtbaukosten incl. einhergehender Dachsanierung 
der Pausenhalle ca. 82.500,- €

2. Erneuerung und Vervollständigung der Blitzschutzanlage des Maximilian 
Kolbe Gymnasiums, berechnete Gesamtbaukosten ca. 55.000,- €

3. Erneuerung von Fensteranlagen der Schule am Grenzlandring, berechnete 
Gesamtbaukosten incl. zugehöriger Nebenarbeiten ca. 105.000,- €

1.3.5 Schaffung eines Denkmalschutzbereiches in Rickelrath
Durch das Amt für Denkmalpflege im Rheinland wurde Anfang April 2013 schriftlich 
die Einleitung des Satzungsverfahrens nach den §§ 5 und 6 des 
Denkmalschutzgesetzes NRW zur Schaffung eines Denkmalschutzbereiches im 
Ortsteil Rickelrath angeregt.



Nach Auffassung des Amtes für Denkmalpflege erfüllt ein Teilbereich des Ortes 
(insbesondere der Angerbereich) die Voraussetzungen zur Ausweisung eines 
entsprechenden Denkmalbereiches. Diese Ansicht wird auch von der Verwaltung 
vertreten.

Zurzeit erfolgt die Erarbeitung eines entsprechenden Satzungsentwurfs hierzu. 
Sobald dieser vorliegt, werden die vorgeschriebene Beteiligung der Öffentlichkeit und 
die Einbringung des Satzungsentwurfes in die politischen Gremien (StUV und Rat) 
vorgenommen. 

1.3.6 Anlegung eines Rad-/Gehweges von der Tüschenbroicher Mühle bis zum 
Ortseingangsschild Tüschenbroich

Die CDU-Fraktion hatte am 28.01.2013 folgenden Antrag gemäß § 20 der 
Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg gestellt: 

„Der Rat möge beschließen, die Verwaltung zu beauftragen, durch geeignete 
Maßnahmen die Verkehrssituation  für Radfahrer und Fußgänger im Bereich 
der Straße „In Tüschenbroich“ von der Tüschenbroicher Mühle bis zum 
Ortseingangsschild zur Ortslage Tüschenbroich zu verbessern.

Begründung:
An die CDU-Fraktion werden zunehmend Beschwerden aus der Bevölkerung 
und von Verkehrsteilnehmern (insbesondere von Fußgängern und 
Fahrradfahrern) herangetragen. In diesen Beschwerden wird insbesondere 
darüber Klage geführt, dass im beschriebenen Teilstück die Sicherheit für 
Fußgänger und Radfahrer nicht ausreichend gewährleistet ist. Immer wieder 
kommt es auf diesem Teilstück zu gefährlichen Verkehrssituationen mit 
Beinaheunfällen.

Die CDU-Fraktion beantragt daher, ihren Antrag aus dem Jahr 2008 
hinsichtlich der Anlegung eines Fuß-/Radweges für diesen Teilbereich zur 
Erhöhung der Verkehrssicherheit der Verkehrsteilnehmer wieder aufzugreifen.

Da die notwendigen Grundstücksflächen zwischenzeitlich im Eigentum der 
Stadt Wegberg stehen, sollte eine Umsetzung dieses Antrags unkompliziert 
möglich sein.“

Die seinerzeit von der Verwaltung vorgestellte Planung des Ingenieurbüros vdH aus 
Erkelenz sah die Anbindung an den Radweg entlang der L 364 vor. Die hierfür 
erforderliche Querung der Landstraße sollte mittels einer Bedarfsampel und einer 
Geschwindigkeitsbeschränkung auf 70 km/h gesichert werden.
Gemäß vorliegendem Antrag soll der Fuß-/Radweg von der Tüschenbroicher Mühle 
bis zum Ortseingang von Tüschenbroich führen.

Die Verwaltung prüft zur Zeit die Möglichkeiten einer gefahrlosen Querung der 
Straße In Tüschenbroich. Das Ergebnis sowie die zugehörige Kostenschätzung 
sollen in der nächsten Sitzung des Fachausschusses vorgestellt werden.



1.3.7 Verkehrssituation Am Stapp
Aufgrund der zuletzt durchgeführten, unauffälligen statistischen Verkehrsmessungen 
auf dem Verbindungsweg Am Stapp in Richtung der Straße Am Friedhof wird von 
einer erneuten Einrichtung einer Einbahnstraßenregelung derzeit abgesehen. Der 
Verbindungsweg bleibt für beide Verkehrsrichtungen befahrbar.

Das Verkehrserfassungsgerät ist derzeit aufgrund von Reparaturarbeiten nicht 
verfügbar, wird jedoch unmittelbar nach seiner Wiederherstellung am obigen 
Standort installiert um die Verkehrssituation weiterhin zu überprüfen. 

1.3.8 Verkehrssituation Freiheider Straße
Die CDU Fraktion richtete an die Verwaltung die Bitte, hinsichtlich der 
Verkehrssituation Freiheider Straße in Höhe der Hausnummer 2, 41844 Wegberg 
eine Lösung in Bezug auf das Parkverhalten auszuarbeiten. 

Hier werden gegenüber den schräg angelegten, privaten Parkbuchten immer wieder 
Fahrzeuge abgestellt, welche die Ein- und Ausfahrt erschweren. Fahrzeuge welche 
auf gleicher Seite der Parkbuchten abgestellt sind, nehmen dem anfahrenden 
Verkehrsteilnehmer die Sicht auf ausparkende Fahrzeuge.
Der Linienbusverkehr wird durch das Parkverhalten ebenfalls behindert, die 
Verkehrsbetriebe meldeten, dass nur eine erschwerte Durchfahrt möglich ist.

Um den Verkehrsfluss aufrecht zu erhalten und gefährliche Situationen hinsichtlich 
des Parkverhaltens zu beseitigen wurde durch die Straßenverkehrsbehörde ein 
absolutes Haltverbot in den in der Anlage eingezeichneten Bereichen angeordnet. 
Dieses wurde mit der Kreispolizeibehörde Heinsberg abgestimmt.

Es wird weiterhin beobachtet, ob eine weitere Einschränkung des Parkraumes 
erforderlich ist um die Verkehrssicherheit und den Verkehrsfluss aufrecht zu erhalten.

1.3.9 Erneuerung Blockheizkraftwerk (BHKW) auf der Kläranlage Wegberg;
Zuwendung und KWK (Kraft-Wärme-Kopplung) - Zuschlag
Auf der Kläranlage Wegberg fallen im Schnitt jährlich ca. 330.000 m³ Faulgas an. 
Hiervon werden ca. 41.000 m³ für die thermische Nutzung in der Heizungsanlage 
verwendet und ca. 245.000 m³ werden bereits seit dem Jahr 2000  mit Hilfe eines 
Blockheizkraftwerkes verstromt. Die dabei entstehende Wärme wird, soweit benötigt, 
in den Heizkreislauf der Kläranlage eingespeist. Der überschüssige Rest von ca. 
43.000 m³ wurde über eine Fackelanlage ohne weiteren Nutzen verbrannt. Durch 
den BHKW Betrieb wurden jährlich ca. 50.000,-- Euro Stromkosten (Ca. 20 % des 
ges. Bedarfs) und ca. 25.000,-- Euro Ölkosten vermieden.

Auf Grund eines im Jahr 2011 eingetretenen Totalschadens hat die Verwaltung im 
Jahr 2012 ein neues BHKW ausgeschrieben. Die Auftragsvergabe erfolgte in der 
Sitzung des Fachausschusses am 04.09.2012. Die Fertigstellung der Anlage erfolgte 
am 01.02.2013.

Die neue Anlage bietet eine ausreichende Kapazitätssteigerung zur Nutzung der 
bisher abzufackelnden Gasmengen und verfügt darüber hinaus über einen erhöhten 
elektrischen Wirkungsgrad.
Damit erhöhen sich die eingesparten Stromkosten auf jährlich ca. 70.000,-- Euro.



Auf Grund des Antrages der Stadt Wegberg auf Gewährung einer Zuwendung gem. 
Richtlinie „Ressourceneffiziente Abwasserbeseitigung in NRW“ hat die NRW Bank 
mit dem Bescheid vom 11.06.2013 - für die Steigerung der elektrischen Leistung des 
BHKW um ca. 40 % - eine Zuwendung in Höhe von 29.157,04 Euro bewilligt.

Darüber hinaus gewährt das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz einen Zuschlag von 4 ct / KWh für die 
ersten 30.000 Betriebsstunden.
Daraus ergibt sich für die Dauer von ca. 5 Jahren eine monatliche Vergütung in Höhe 
von 2.142,-- Euro an die Stadt Wegberg. Gezahlt wird diese vom zuständigen 
Stromnetzbetreiber NEW-Netz. In 5 Jahren sind dies ca. 128.520,-- Euro.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr nimmt Kenntnis.

Kosten und Finanzierung:
keine

Alternativen:
keine

Anlage/n:
- Statistik über das Abfall- und Wertstoffaufkommen im Kreis Heinsberg für das 

Jahr 2012 (zu  TOP 1.3.1)
- Biogasanlage Lageplan (zu TOP 1.3.3)
- Biogasanlage Übersichtsplan Betriebseinheiten (zu TOP 1.3.3)
- Antrag der CDU-Fraktion vom 28.01.2013 (zu TOP 1.3.6)
- Tabelle der Messergebnisse „Am Stapp“ (zu TOP 1.3.7)
- Luftbild Freiheider Str. (zu TOP 1.3.8)































Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Umwelt, Verkehr, Abwasser

Datum:
05.06.2013

Tagesordnungspunkt
1.4

Vorlage-Nr:
VO/2449/13

Bezeichnung der Vorlage:
Ausbau der Rather Straße im Ortsteil 
Rath-Anhoven;
a) Vorstellung der Planung
b) Eingabe von Anliegern

Genehmigungsvermerk

Datum: 06.06.2013

Bürgermeister:

Gez. Pillich
Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.06.2013 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr

Sachverhalt:

a) Vorstellung der Planung
Die Stadt Wegberg beabsichtigt, einen ca. 820 m langen Teilbereich der Rather Straße 
zwischen dem Kreisverkehr B 57 und der Einmündung der Buchholzer Straße auszubauen. 
Die Haupterschließungsstraße befindet sich für Fußgänger-, Radfahrer- und 
Kraftfahrzeugverkehr in einem nicht verkehrssicheren Zustand. Die Fahrbahndecke ist 
sanierungsbedürftig und durchgehend befestigte Gehwege in ausreichender Breite sind nicht 
vorhanden.

Ein sicherer Fußgängerverkehr ist in weiten Teilen des Ausbaubereiches nicht möglich. Die 
Engstellen sind so schmal, dass Fußgänger und insbesondere Rollstuhlfahrer von den 
unzureichend breiten Gehwegen auf die Fahrbahn ausweichen müssen. Die wenigen 
Gehwegabschnitte besitzen zum Teil keine oder nicht ausreichend hohe Bordsteine und 
werden in ihrer Funktionalität noch durch Treppenstufen und Kellerschächte eingeschränkt. 
Der Unterbau der Straße ist in Teilabschnitten nicht frostsicher. Durch fehlende Rinnen 
entstehen Wasseransammlungen auf der Fahrbahn.

Der Bereich der Rather Straße wird bekanntlich von einer Vielzahl von Verkehrsteilnehmern 
intensiv genutzt. Neben den direkten Anliegern werden die Neubaugebiete Enzianstraße und 
Am Gaskessel mittelbar erschlossen (Zuwegung für Schule, Kindergarten, Einkaufzentrum). 
Aufgrund des verkehrsberuhigten Ausbaus des Teilbereichs der Rather Straße im südlichen 
Teil (Landstraße L 46) übernimmt der nördliche Teilbereich (Gemeindestraße) die 
Verkehrsfunktion als Verbindung von der B 57 zum Mönchengladbacher Stadtteil Buchholz.

Aus den vorstehenden Gründen ergibt sich ein dringender  Handlungsbedarf, den 
Teilbereich der Rather Straße derart auszubauen, dass für alle Verkehrsteilnehmer sichere 
Verkehrsräume zur Verfügung stehen. 

Im April 2007 hatte die Verwaltung der Bezirksregierung Köln den Einplanungsantrag zur 
Aufnahme in das Förderprogramm vorgelegt. Grundlage ist die Planung des Ingenieurbüros 
Brendt, Geilenkirchen. Am 05.06.2008 hatte der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und 
Verkehr die Auftragsvergabe zur Erstellung des konkreten Förderantrages  durch das 
Ingenieurbüro JS &  Partner, Mönchengladbach, beschlossen.



- 2 -

In den Jahren 2010, 2011 und 2012 hatte die Verwaltung dem Ausschuss mitgeteilt, 
dass die Maßnahme in das mittelfristige Straßenförderprogramm 2011-2014 
aufgenommen wurde. Dabei sind für das Vorhaben Gesamtausgaben von 1.127.000 
€, von denen 798.700 € zuwendungsfähige Aufwendungen darstellen, für das Jahr 
2014 eingeplant. Nach den derzeitigen Förderungssätzen von 60 % Bund und 5 % 
Land ist für die Maßnahme eine entsprechende Finanzierung vorgesehen. Darüber 
hinaus sind Beiträge von den Anliegern auf der Grundlage des 
Kommunalabgabengesetzes und der hierzu erlassenen Satzung der Stadt Wegberg 
zu erheben. Der Eigenanteil der Stadt beträgt ca. 394.000 €. Hiervon werden ca. 
180.000 € auf die Anlieger umgelegt.

Mit der Baumaßnahme soll im Jahr 2014 begonnen werden. Voraussetzungen für die 
Förderung sind die Bereitstellung von Haushaltsmitteln seitens der Stadt und die 
Aufnahme in das Jahresprogramm 2014 seitens der Bezirksregierung.

Nach dem Entwurf des Haushaltsplanes 2013 sind zum Zeitpunkt der Erstellung 
dieser Vorlage für die Finanzplanung 2014 Ausgaben von 50.000 € vorgesehen. Die 
übrigen Zahlungen (Einnahmen aus Beiträgen und Zuwendungen, Auszahlungen für 
die Baumaßnahme) sind für 2015 vorgesehen. Im Herbst finden bei der 
Bezirksregierung Gespräche für die konkreten Fördermaßnahmen in 2014 statt. Die 
Verwaltung wird die Dringlichkeit der Maßnahme darstellen, um die Förderung zu 
sichern.

Herr Dipl.-Ing. Sintke vom Ingenieurbüro JS & Partner, Mönchengladbach, wird am 
Sitzungstag die Planung erläutern.

b) Eingabe von Anliegern
Mit Schreiben vom 15.04.2013 hat sich eine Vielzahl von Anliegern der Rather 
Straße mit einer Unterschriftenaktion gegen den geplanten Ausbau ausgesprochen. 
Das Anschreiben sowie die Unterschriftsliste sind der Vorlage als Anlage beigefügt.
Bei der Vorstellung der Planung wird zu den Bedenken Stellung genommen.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr nimmt Kenntnis.

Kosten und Finanzierung:
./.
Alternativen:
./.

Anlage/n:
Schreiben von Anliegern der Rather Straße an den Bürgermeister

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
gez. Kamps FB 302
gez. Gaspers FBL 302
gez. TB Fabry Techn. Beigeordneter

















Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
04.06.2013

Tagesordnungspunkt
1.5

Vorlage-Nr:
VO/2433/13

Bezeichnung der Vorlage:

Eintragung eines Gebäudes in die 
Denkmalliste; hier: kath. Kirche 
Tüschenbroich, "In Tüschenbroich 
128"

Genehmigungsvermerk

Datum: 05.06.2013

Bürgermeister:

Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.06.2013 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr

Sachverhalt:
Nach § 5 Abs. 5 der geltenden Zuständigkeitsordnung des Rates und seiner 
Ausschüsse trifft der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr die 
erforderlichen Entscheidungen in Angelegenheiten des Denkmalschutzes und der 
Denkmalpflege. Hierzu gehört auch die Eintragung von Denkmälern in die 
Denkmalliste.

Mit Schreiben vom 19.03.2013 wurde die Eintragung der kath. Kirche Hl. Geist in 
Tüschenbroich, „In Tüschenbroich 128“ in die Denkmalliste durch das Amt für 
Denkmalpflege im Rheinland beantragt.
Diesem Antrag war ein vom Rheinischen Amt für Denkmalpflege erstelltes Gutachten 
zum Denkmalwert der Kirche beigefügt. 
Dieses wurde u.a. auf Basis der historischen Bauakte sowie eines am 26.11.2012 
erfolgten Ortstermins, in dessen Verlauf eine Begehung des Gebäudes von innen 
und außen erfolgt ist, erstellt.

Aus dem Gutachten geht hervor, dass aus künstlerischen und wissenschaftlichen 
(architektur- und ortsgeschichtlichen) Gründen ein öffentliches Interesse am Erhalt 
des Kirchengebäudes besteht und daher eine Eintragung in die Denkmalliste 
erfolgen soll. Die Unterschutzstellung soll sowohl die Kirche selbst, incl. der 
bauzeitlichen Ausstattung, als auch den Vorplatz umfassen. 

Die Pfarre St. Martin Wegberg wurde hinsichtlich der geplanten Eintragung der 
Kirche Tüschenbroich in die Denkmalliste sowie der damit verbundenen Rechte und 
Pflichten informiert, hierbei wurde ihr auch das Gutachten des Amtes für 
Denkmalpflege im Rheinland zur Verfügung gestellt.
Seitens der Pfarre wurde im Rahmen des Anhörungsverfahrens von ihrem Recht zur 
Äußerung hinsichtlich einer Eintragung der Kirche als Denkmal kein Gebrauch 
gemacht.



Die Verwaltung spricht sich aufgrund des geschilderten Sachverhaltes für eine 
Eintragung des Gebäudes und des Vorplatzes in die Denkmalliste unter der 
laufenden Nr. A-173 aus.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr beschließt die kath. Kirche Hl. 
Geist, „In Tüschenbroich 128“, incl. historischer Ausstattung und des davor 
befindlichen Platzes, in die Denkmalliste unter der laufenden Nr. A-173 
aufzunehmen.

Kosten und Finanzierung:
keine

Alternativen:
Keine

Anlage/n:
- Katasterauszug
- Gutachten des LVR vom 19.03.2013
- Fotos der Kirche Tüschenbroich

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Stever FB 301
Gez. Wilms FBL 301
Gez. Fabry Techn. Beigeordneter



Kreis Heinsberg
Stadt Wegberg

Auszug aus dem Geodatenbestand

- Nur für den Dienstgebrauch -

Erstellt steve510, 24.05.2013, Maßstab 1 : 1.000

E 307619 m

N
 5

66
64

83
 m

N
 5666743 m

E 307785 m























Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
16.05.2013

Tagesordnungspunkt
1.6

Vorlage-Nr:
VO/2435/13

Bezeichnung der Vorlage:

Bahnhofsumfeld Wegberg
- beabsichtigte bauliche Nutzung 
der derzeitigen öffentlichen 
Grünfläche
- Ergänzungsvorlage zur Vorlage 
VO/2417/13

Genehmigungsvermerk

Datum: 11.06.2013

Bürgermeister:

Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.06.2013 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr

Sachverhalt:
Ein Investor beabsichtigt im Bereich des Bahnhofes Wegberg, neben der Umnutzung 
und Erweiterung des ehemaligen Toilettenhäuschens in einen Kiosk, angrenzend ein 
zweigeschossiges Geschäftshaus zu errichten. Der Rat der Stadt hat in seiner 
Sitzung am 14.05.2013 über diese beabsichtigte bauliche Nutzung (Anlage 2) 
beraten. In der Sache hat der Rat keine Entscheidung getroffen. Der 
Tagesordnungspunkt wurde an den Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr 
verwiesen und die Verwaltung beauftragt, eine bauliche Nutzung auf der Grundlage 
des Konzeptes zur Umgestaltung des Bahnhofsumfeldes Wegberg aus dem Jahre 
2010 (Anlage 1) aufzuzeigen. 

Als Anlagen zur Beratungsvorlage VO/2417/13 wurden bereits die aktuellen 
Planentwürfe des Investors beigefügt; hierauf wird verwiesen. Ebenfalls wurden die 
Abweichungen zwischen diesen beiden Planungen dargestellt. Hier sind 
insbesondere folgende Punkte zu nennen:

 Das ehemalige unter Denkmalschutz stehende Toilettenhäuschen wird durch 
die beabsichtigten Anbauten und durch die Veränderung der Fassaden stark 
verfremdet. Hierzu wäre in einem Genehmigungsverfahren die Abstimmung 
mit der Denkmalbehörde erforderlich.

 Die vorgesehenen Fahrradabstellanlagen  (ca. 50 Stellplätze + 6 
Fahrradboxen) neben dem ehemaligen Toilettenhäuschen wurden durch das 
projektierte Geschäftshaus überplant und durch einen Fahrradunterstand am 
westlichen Ende des Geschäftshauses ersetzt. Dieser Unterstand ist somit 
dem Haltepunkt nicht mehr unmittelbar zugeordnet und die Anzahl der 
ursprünglich  geplanten Fahrradabstellplätze wurde deutlich reduziert. 

 Die geplante Park + Ride (P+R) Anlage wurde in der Planung des Investors 
insgesamt zur Straße „Am Bahnhof“ verschoben, mit der Konsequenz, dass 



die vorhandenen Bäume insgesamt sowie die geplanten Heckeneinfassungen 
zum Teil entfallen. 

 Auf die ursprünglich vorgesehene separate fußläufige Zuwegung von der 
Straße zum Bahnsteig wurde verzichtet. 

 Der Bereich der Bushaltestelle wurde reduziert. 

 Die Ausfahrt der P+R Anlage wurde in Richtung des vorhandenen 
Kreisverkehres verschoben und ragt damit in die Rechtsabbiegespur der 
Straße Am Bahnhof in Richtung Gleisübergang hinein. Diese 
Rechtsabbiegespur wurde erst vor wenigen Jahren neu errichtet, um hier bei 
geschlossener Schranke eine Aufstellfläche für PKW-Fahrer zu schaffen und 
somit  - in Kombination mit dem realisierten Kreisverkehr - Verkehrsabläufe in 
diesem Einmündungsbereich zu erleichtern. Diese Rechtsabbiegespur wurde 
in der Planung des Investors nicht berücksichtigt. 

 Durch die Verlagerung der Ausfahrt wurde die Anzahl der ursprünglich 
geplanten Stellplätze (24 Stellplätze) um 15 Stellplätze erhöht. In Abhängigkeit 
von der zukünftigen Nutzung des Geschäftshauses wären diese zusätzlichen 
Stellplätze ggf. nicht ausreichend. Als Konsequenz würden dann die 
angrenzenden P+R Stellplätze von Kunden mit in Anspruch genommen und 
damit für Bahnkunden nicht mehr in vollem Umfang zur Verfügung stehen. 

In der Summe weicht die vorliegende Planung des Investors erheblich von der 
ursprünglichen Konzeption ab. Daher wurde von Seiten der Verwaltung geprüft, 
inwieweit eine verträglichere bauliche Nutzung auf der Grundlage des ursprünglichen 
Konzeptes aus dem Jahre 2010 zur Umgestaltung des Bahnhofsumfeldes Wegberg 
möglich ist. Eine erste Planskizze ist der Vorlage als Anlage 3 mit folgenden 
Eckpunkten beigefügt:

 Als potenzielles Baufeld bietet sich die Fläche zwischen der geplanten P+R 
Anlage und dem Bahnsteig in einer Größe von ca. 600 qm an. Durch eine 
bauliche Nutzung an dieser Stelle, steht diese Fläche jedoch zukünftig für 
eine mögliche Erweiterung der P+R Anlage nicht mehr zur Verfügung. 

 Die Lage der Ausfahrt der geplanten P+R Anlage wird beibehalten. Dadurch 
kann bei geschlossener Schranke die vorhandene Rechtsabbiegespur als 
Aufstellfläche für PKW-Fahrer in voller Länge weiterhin genutzt werden. 

 Die nördliche Stellplatzreihe kann um ca. 6 Stellplätze verlängert werden. 
Aufgrund der Aufweitung des Straßenraumes durch die Rechsabbiegespur 
und der angrenzenden Bäume scheidet eine Verlängerung der südlichen 
Stellplatzreihe aus. 

 Das unter Denkmalschutz stehende Toilettenhäuschen wird in seiner 
ursprünglichen Form erhalten und kann z.B. als Kiosk oder 
Fahrradverleihstation umgenutzt werden. 



Fazit: 

Die Verbesserung des schienengebundenen öffentlichen Personennahverkehrs ist 
erklärtes Ziel der Stadt Wegberg. Als erster Baustein ist daher beabsichtigt, den 
Haltepunkt Wegberg durch eine neue P+R Anlage mit einer ausreichenden Anzahl 
an Fahrrad- und PKW-Stellplätzen auszustatten. Eine Erweiterung wäre nach der 
ursprünglichen Planung in Richtung Bahnsteig möglich.  Eine Einplanungsmitteilung 
des Zweckverbandes Nahverkehr Rheinland liegt vor. Das Vorhaben ist mit 
Beschluss der Zweckverbandsversammlung im Maßnahmenkatalog enthalten. Der 
derzeit gültige Fördersatz beträgt 85 %. Sofern die ursprüngliche Planung umgesetzt 
werden soll, kann nur ein deutlich reduziertes Baufeld zur Verfügung gestellt werden, 
mit der Konsequenz, dass dann eine Erweiterung der P+R Anlage in Richtung 
Bahnsteig nicht mehr möglich sein wird. Zur Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzung zur Realisierung einer Bebauung wäre die Änderung des 
Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes notwendig.  In Abhängigkeit von der zukünftigen Nutzung eines 
möglichen Gebäudes sind erforderliche Stellplätze nachzuweisen. Diese können  nur 
in geringem Umfang in unmittelbarer Nähe errichtet werden. Es besteht im 
Grundsatz zwar die Möglichkeit, Stellplätze abzulösen oder z.B. im Bereich des 
Parkplatzes Spielburgweg durch Baulast zuzuordnen, hierbei besteht jedoch in 
dieser konkreten Situation in der Praxis die Gefahr, dass dann die für Bahnkunden 
vorgesehenen Stellplätze – wenigstens zum Teil – durch die Nutzer des Gebäudes 
belegt würden und somit als P+R Stellplätze nicht mehr zur Verfügung stehen. In 
diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass eine niveaugleiche Querung 
oder Überführung der Gleisanlage zum Erreichen des vorhandenen Parkplatzes am 
Spielburgweg von Seiten der Bahn in der Vergangenheit bereits abgelehnt wurde. 
Eine Untertunnelung der Gleisanlage wäre andererseits nur mit einem hohen 
Kostenaufwand realisierbar. Des Weiteren ist zu bedenken, dass die vorliegende 
Planung des Investors ein Geschäftshaus mit acht Ladenlokalen (jeweils 73 bis 90 
qm) und einer Gesamtverkaufsfläche von rund 680 qm vorsieht. Es sollte in 
Erwägung gezogen werden, zum Schutz und Erhalt des Einzelhandelsbesatzes der 
Innenstadt auf eine Einzelhandelsnutzung an dieser Stelle zu verzichten. Gerade 
Ladenlokale in der beabsichtigten geringen Verkaufsflächengröße stehen derzeit für 
eine Einzelhandelsnutzung innerhalb des Zentrums zur Verfügung. Es wird 
schließlich darauf hingewiesen, dass eine Wohnnutzung aufgrund der Nähe zur 
Gleistrasse und des ungewissen Ausgangs der Entscheidung auf europäischer 
Ebene zur weiteren Nutzung dieser  Trasse für den Güterfernverkehr (Eiserner 
Rhein) ausscheidet. 

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr beschließt von einer baulichen 
Nutzung der Grünfläche im Bereich des Bahnhofsumfeldes Wegberg abzusehen und 
so diesen  „grünen Stadteingang“ zu erhalten. Als Option besteht weiterhin die 
Möglichkeit, die geplante P+R Anlage in Richtung Bahnsteig zu vergrößern. 

Kosten und Finanzierung:
Durch diesen Beschluss entstehen keine Kosten. 



Alternativen:

Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr stimmt einer baulichen Nutzung 
der Grünfläche im Bereich des Bahnhofes Wegberg, wie in der Anlage 3 dargestellt, 
im Grundsatz zu. Eine Wohn- und / oder Einzelhandelsnutzung bleibt dem 
Bebauungsplanverfahren vorbehalten. Die Verwaltung wird beauftragt, mit 
geeigneten Investoren in Kontakt zu treten. Hierbei ist darauf hinzuwirken, dass 
zusätzliche erforderliche Stellplätze dem Vorhaben unmittelbar zugeordnet werden.  
Über die Verhandlungen ist zu berichten. 

Anlage/n:

1. ursprüngliches Konzept
2. Planung des Investors
3. alternative Konzeption 

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Schroeders FB 301 Gez. Gaspers FB 302
Gez. Fabry Techn. Beigeord.









Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Umwelt, Verkehr, Abwasser

Datum:
11.06.2013

Tagesordnungspunkt
1.7

Vorlage-Nr:
VO/2458/13

Bezeichnung der Vorlage:

Herstellung von öffentlichen 
Stellplätzen für PKW an der 
Prämienstraße im Ortsteil Beeck; 
Vorstellung der Planung

Genehmigungsvermerk

Datum: 13.06.2013

Bürgermeister:

Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.06.2013 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr

Sachverhalt:
Die Beratungsvorlage nimmt Bezug auf die Vorlagen gleicher Überschrift, 
VO/2318/13 (Sitzung StUV 22.01.2013) und VO/2387/13 (Sitzung StUV 09.04.2013).

Auf Grundlage des Beschlusses vom 09.04.2013 hat das Ingenieurbüro JS § 
Partner, Mönchengladbach, eine Ausbauplanung mit Kostenermittlung unter 
Berücksichtigung der Belange des Dorfausschusses erstellt. Es wurden 2 
Ausbauvarianten untersucht und planerisch dargestellt. In der ersten Variante sind 
die Stellplätze senkrecht zur Prämienstraße angeordnet. In der zweiten Variante sind 
diese in einem Winkel von 45 o zur Prämienstraße angeordnet. Die Ausbauvariante 
mit der Senkrechtaufstellung wird favorisiert, da die Parkplätze von beiden 
Richtungen der Prämienstraße angefahren werden können.
Die zeichnerische Darstellung der beiden Varianten sowie die Kostenschätzung für 
die Variante 1 sind der Vorlage als Anhang beigefügt. 

Auf eine Querungshilfe sollte im Bereich der Parkplätze verzichtet werden. Eine 
Bündelung des querenden Fußgängerverkehrs von den Parkplätzen zur 
Gastronomie ist nicht zu erwarten.

Aus Gestaltungsgründen wird seitens des Gärtnermeisters beim Baubetriebshof 
empfohlen, dem Wunsch zum Ersatz der bestehenden Buchenhecke durch eine 
Kirschlorbeerpflanzung nicht zu folgen. Die Buchenhecke sei geeignet, in absehbarer 
Zeit Schall- und Sichtschutz zu gewähren.
Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Beratungsvorlage gibt es noch keine 
abschließende Stellungnahme der Kreispolizeibehörde zur straßenverkehrs-
rechtlichen Anordnung der höchstzulässigen Geschwindigkeit von 30 km/h.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr beschließt, die Verwaltung zu 
beauftragen, auf Grundlage der vorgestellten Planung und der Kostenermittlung mit 
dem Investor Gespräche über die Reaktivierung und Finanzierung zu führen. Über 
das Ergebnis ist dem Ausschuss zu berichten.



Kosten und Finanzierung:
./.

Alternativen:
./.

Anlage/n:
 Kostenprognose zur Variante 1
 Lageplan Variante 1
 Lageplan Variante 2
 Pflanzplan
 Querschnitt

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
gez. Gaspers FBL 302
gez. Fabry Techn. Beigeordneter















Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Umwelt, Verkehr, Abwasser

Datum:
23.05.2013

Tagesordnungspunkt
2.1

Vorlage-Nr:
VO/2406/13

Bezeichnung der Vorlage:

Abschaffung der 
Restmüllverwiegung; Bürgerantrag 
vom 27.01.2013

Genehmigungsvermerk

Datum: 27.05.2013

Bürgermeister:

Gez. Pillich
Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.06.2013 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr
Ö 16.07.2013 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 27. Januar 2013 wurde ein Bürgerantrag gemäß § 24 Absatz 1 
der Gemeindeordnung NRW gestellt, der die Abschaffung der Restmüllverwiegung 
begehrt. Der Antrag ist dieser Beschlussvorlage als Anlage beigefügt.

Im Bürgerantrag wird behauptet, dass in drei Kommunen im Kreis Heinsberg eine 
Restmüllverwiegung erfolgt. Richtigerweise haben jedoch mit den Gemeinden 
Gangelt und Waldfeucht sowie den Städten Geilenkirchen und Wegberg vier 
Kommunen im Kreis Heinsberg eine Restmüllverwiegung eingeführt.

Zunächst wird an dieser Stelle auf die gesetzlichen Verpflichtungen zu einer 
verursachergerechten Gebührenbemessung sowie zur Schaffung von wirksamen 
Anreizen zur Abfallvermeidung und Abfallverwertung bei der Gebührenbemessung 
eingegangen.
Nach § 6 Absatz 3 Kommunalabgabengesetz NRW (KAG) ist die Gebühr wenn 
möglich und wirtschaftlich vertretbar entsprechend der Inanspruchnahme der 
Einrichtung zu bemessen (Wirklichkeitsmaßstab). Die in der Stadt Wegberg 
eingeführte Restmüllverwiegung erlaubt es, dass gegenüber den Abgabenpflichtigen 
eine Gebühr anhand des tatsächlichen Restabfallaufkommens erhoben wird. Damit 
ist diese Form der Gebührenbemessung eine Umsetzung des 
Wirklichkeitsmaßstabes. 
Des Weiteren wird im § 9 Absatz 2 Satz 3 Landesabfallgesetz NRW (LAbfG) die 
Verpflichtung genannt, wonach bei der Gebührenbemessung wirksame Anreize zur 
Abfallvermeidung und Abfallverwertung zu schaffen sind. Im System der 
Restmüllverwiegung erhält der Nutzer der Einrichtung Abfallwirtschaft eine 
unmittelbare Erleichterung bei der festzusetzenden Gebührenhöhe, wenn dieser das 
Restabfallaufkommen durch zulässige Maßnahmen der Abfallvermeidung und durch 
eine effektive Abfalltrennung reduziert.
Die Umsetzung dieser gesetzlichen Vorgaben führt in der Theorie zu einer 
Reduzierung der Abfälle zur Beseitigung und einer Erhöhung der Anteile an 
verwertbaren Abfällen.



Der Kreis Heinsberg veröffentlicht jährlich die Statistik über das Abfall- und 
Wertstoffaufkommen im Kreis Heinsberg, in der das tatsächliche Abfallaufkommen 
des Vorjahres jeder kreisangehörigen Kommune dargestellt wird. In jedem Jahr kann 
anhand dieser Statistik festgestellt werden, dass die Stadt Wegberg zu den 
Kommunen mit dem geringsten Restabfallaufkommen je Einwohner gehört. 
Andererseits gibt die Statistik über das Abfall- und Wertstoffaufkommen im Kreis 
Heinsberg eindeutig her, dass das Aufkommen an verwertbaren Abfällen je 
Einwohner in der Stadt Wegberg im Vergleich mit den übrigen kreisangehörigen 
Kommunen mit zu den Höchstwerten gehört. Die Werte des Abfall- und 
Wertstoffaufkommen im Kreis Heinsberg in den Jahren 2008 bis 2012 sind als 
Anlage zu dieser Beschlussvorlage beigefügt.
Das jährliche Aufkommen an Abfällen, die aus öffentlichen Abfallkörben und 
unzulässige Abfallablagerungen erfasst werden, wird anhand der Wiegebelege der 
Abfallumschlaganlage des Kreises Heinsberg in Gangelt-Hahnbusch ermittelt. Im 
Jahr 2012 betrug dieses Aufkommen rund 30 Gewichtstonnen. Für die Erfassung 
und Entsorgung dieses Restabfallaufkommens sind im Jahr 2012 Kosten in Höhe 
von 30.000 Euro entstanden. Die Höhe des aus diesen Wiegebelegen ermittelten 
jährlichen Restabfallaufkommens ist in den letzten Jahren gleichbleibend und weicht 
anhand bekannter Daten anderer Kommunen nicht im außergewöhnlichen Maße von 
diesen ab. 
Anhand dieser Werte lässt sich die Verschiebung der Anteile an Abfällen zur 
Beseitigung zugunsten der Anteile an Abfällen zur Verwertung eindeutig darstellen.

An der Statistik über das Abfall- und Wertstoffaufkommen im Kreis Heinsberg sowie 
das durch Wiegebelege festgestellte jährliche Restabfallaufkommen aus öffentlichen 
Abfallkörben und unzulässige Abfallablagerungen lässt sich nach Meinung der 
Verwaltung unzweifelhaft ablesen, dass der theoretische Ansatz der gesetzlichen 
Vorgaben im Kommunalabgabengesetz und im Landesabfallgesetz in der Praxis 
durch das Restmüllverwiegesystem in der Stadt Wegberg entsprechend umgesetzt 
wird. 

Alternativ erfüllen neben dem Restmüllverwiegesystem weitere Systeme die 
genannten gesetzlichen Vorgaben. Hierbei handelt es sich um 
Gebührenermäßigungen beispielsweise durch reduzierte Mindest-Restabfallvolumen 
oder durch eine Ausweitung der Leerungsintervalle. Weiterhin bieten 
Gebührenbemessungen anhand der Leerungsanzahlen und durch Volumenmessung 
ebenso Anreize zur Abfallvermeidung und Abfallverwertung sowie die Erfüllung der 
Vorgabe einer verursachergerechten Gebührenerhebung.  
Diese genannten Systeme unterscheiden sich durch die Stärke der Wirksamkeit der 
Anreizschaffung, um ein zulässiges Verhalten der Nutzer der kommunalen 
Abfallentsorgungseinrichtung zur Abfallvermeidung und Abfallverwertung zu 
erreichen.
Mit dem System der Restmüllverwiegung ist die Verwaltung der Ansicht, ein hohes 
Maß an wirksamen Anreizen zur Abfallvermeidung und Abfallverwertung zu schaffen.  

Zu beachten ist in dieser Angelegenheit das laufende Vertragsverhältnis mit dem 
Entsorgungsunternehmen Drekopf Recyclingzentrum Erkelenz GmbH bis zum 31. 
Dezember 2018 über die Abfalllogistikleistungen in der Stadt Wegberg, das eine 
Restmüllverwiegung beansprucht.



In ihrer Antragsschrift stellen die Antragssteller die Behauptung auf, dass die 
vorgenannte durch Statistiken und Belegen nachweisliche Schlussfolgerung der 
Verwaltung einer Verringerung der Anteile an Abfällen zur Beseitigung zugunsten 
einer Erhöhung der Anteile an verwertbaren Abfälle nicht der Wahrheit entspreche, 
da nach Meinung der Antragssteller für die Verringerung des Aufkommens an Abfälle 
zur Beseitigung eine Entsorgung in öffentlichen Abfallkörben und unzulässigen 
Abfallablagerungen oder außerhalb des Stadtgebietes Wegberg verantwortlich sei.
Allerdings gibt die Antragsschrift keine Hinweise darauf, auf welcher belegbaren 
Grundlage die Behauptungen der Antragssteller aufgestellt sind.

Die dem Bürgerantrag anliegenden 3.000 Unterschriften Wegberger Bürger, die 
damit Ihre Unterstützung des Antragsbegehrens kundtun, sind in der Relation zu 
sehen, dass es sich bei den Behauptungen der Antragssteller um subjektive, 
widerlegbare Wahrnehmungen handelt.
Eine Überprüfung dieser Unterschriften auf Richtigkeit der Angaben ist durch die 
Verwaltung nicht erfolgt, da für einen Bürgerantrag nach § 24 der Gemeindeordnung 
NRW keine Verpflichtung für den Nachweis von Unterschriften von Bürgern besteht. 

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr empfiehlt dem Rat der Stadt 
Wegberg, das Begehren des Bürgerantrages abzulehnen und an der 
Restmüllverwiegung in der derzeitigen Form festzuhalten.

Kosten und Finanzierung:
Es entstehen keine Kosten

Alternativen:
Keine Vorschläge der Verwaltung

Anlage/n:
Bürgerantrag vom 27.01.2013
Übersicht des Abfall- und Wertstoffaufkommens in den Jahren 2008 bis 2012  

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Gaspers FBL 302
Gez. Fabry Techn. Beigeordneter



















Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
22.05.2013

Tagesordnungspunkt
2.2

Vorlage-Nr:
VO/2438/13

Bezeichnung der Vorlage:

Bebauungsplan V-6, Rickelrath - 
Camping- und Wochenendplatz 
"Heidehaus";
- Beratung der eingegangenen 
Anregungen
- Satzungsbeschluss

Genehmigungsvermerk

Datum: 10.06.2013

Bürgermeister:

Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.06.2013 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr
Ö 16.07.2013 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 20.12.2011 den Aufstellungsbeschluss 
zum Bebauungsplan V-6, Rickelrath – Camping- und Wochenendplatz „Heidehaus“ 
gefasst. Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Wegberg, im Norden des Ortsteils 
Rickelrath, westlich angrenzend an die Dülkener Straße. 

Städtebauliche Zielsetzung der Planung ist es, den bestehenden Camping- und 
Wochenendplatz „Heidehaus“ planungsrechtlich zu sichern und die weitere 
Entwicklung dieses Bereiches verträglich zu steuern. 

In der Zeit vom 24.09.2012 bis einschließlich 31.10.2012 fand die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach den Vorgaben des Baugesetzbuches statt. 
Parallel dazu wurde die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange durchgeführt. Die eingegangenen Anregungen sind in der 
Anlage 1 tabellarisch aufgelistet und wurden im Aufstellungsverfahren berücksichtigt. 

Der daraufhin ausgearbeitete Bebauungsplanentwurf mit Begründung hat in der Zeit 
vom 15.04.2013 bis einschließlich 17.05.2013 öffentlich ausgelegen. Während der 
Auslegung wurden keine Anregungen von Bürgern abgegeben. Die in diesem 
Zeitraum eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange sind in tabellarischer Form aufgearbeitet und in der Anlage 2 
beigefügt worden. Hieraus ergeben sich keine Änderungen des Planentwurfes.
Die Planunterlagen sind den Anlagen 3 bis 5 zu entnehmen. 

Als nächste Verfahrensschritte stehen nun der Beschluss über die eingegangenen 
Anregungen und die Fassung des Satzungsbeschlusses an.

http://allriswebclient510.regioit-aachen.de/ai/si010_j.asp?YY=2008&MM=09&DD=23
http://allriswebclient510.regioit-aachen.de/ai/si010_j.asp?YY=2011&MM=05&DD=02
http://allriswebclient510.regioit-aachen.de/ai/si010_j.asp?YY=2011&MM=11&DD=07
http://allriswebclient510.regioit-aachen.de/ai/si010_j.asp?YY=2011&MM=12&DD=09


Beschlussvorschlag:
1. Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr empfiehlt dem Rat der Stadt 

Wegberg, er möge – unter Berücksichtigung der Ausführungen unter Anlage 1 - 
beschließen, dass den vorgebrachten Anregungen entsprochen wird.

2. Für den Fall, dass der Rat der Stadt im Sinne des Beschlusses Nr. 1 über die 
vorgebrachten Anregungen beschließt, wird dem Rat ferner empfohlen, den 
Satzungsbeschluss  zum Bebauungsplan V-6, Rickelrath – Camping- und 
Wochenendplatz „Heidehaus“ zu fassen.

Der Bürgermeister wird beauftragt, den Beschluss öffentlich bekanntzumachen.

Das Plangebiet des Bebauungsplans V-6, Rickelrath – Camping- und 
Wochenendplatz „Heidehaus“ liegt in der Gemarkung Wegberg, im Norden des 
Ortsteils Rickelrath, westlich angrenzend an die Dülkener Straße. Die genaue 
Abgrenzung des Geltungsbereiches ist im Bebauungsplan zeichnerisch eindeutig 
festgesetzt. 

Die zu diesem Bebauungsplan gehörende Entwurfsbegründung wird als 
Entscheidungsbegründung übernommen. 
 
Mit Inkrafttreten dieses Satzungsbeschlusses wird der Bebauungsplan V-6, 
Rickelrath – Camping- und Wochenendplatz „Heidehaus“ rechtskräftig. 

 
Grundlage für diese Beschlüsse sind die §§ 1 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung 
(GO) für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 
2023). Die vorgenannten Rechtsvorschriften gelten in der zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses gültigen Fassung. 

Kosten und Finanzierung:
Die zu erwartenden Personalaufwendungen sind im Produkt 09.01.02 / Kommunale 
Bauleitplanung enthalten.

Alternativen:
Keine Vorschläge der Verwaltung

Anlage/n:
1. Tabellarische Auflistung der Anregungen aus der frühen Öffentlichkeits-/ und 

Trägerbeteiligung
2. Tabellarische Auflistung der Stellungnahmen im Rahmen der Auslegung des 

Planentwurfs
3. Bebauungsplanentwurf
4. Begründung
5. Umweltbericht
6. Artenschutzprüfung Stufe 1

Unterschrift d. federführenden 
Fachbereichleiters/Dezernenten

Gegenzeichnung d. beteiligten 
Fachbereichsleiter/Dezernenten

Gez. Stever FB 301
Gez. Wilms FBL 301
Gez. Fabry Techn. Beigeordneter

http://allriswebclient510.regioit-aachen.de/ai/si010_j.asp?YY=2004&MM=09&DD=23
http://allriswebclient510.regioit-aachen.de/ai/si010_j.asp?YY=1994&MM=07&DD=14
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Abwägung  
 
 

Abwägung der während des Verfahrensschrittes nach § 4 Abs.1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen – 

 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 

Frühzeitige Beteiligung vom 24.09.2012 – 31.10.2012 
 

Gliederung: 
 

A – Behörden 

    B - Sonstige Träger öffentlicher Belange 
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Nr.: Inhalt der Stellungnahme und Eingang Abwägung / Beschlussempfehlung 

A - Behörden - förmliche Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB                                                                                                                                                               

Bezirksregierung Düsseldorf – vom 05.10.2012 1 

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD):  
 
„(..) Dieser Bereich ist identisch mit jener Fläche, die ich bereits ausgewer-
tet habe. Ich verweise daher auf die Stellungnahme 22.5-HS-152/02 vom 
22.07.2002. Zwischenzeitlich haben sich keine neuen Erkenntnisse zur 
Kampfmittelbelastung für den beantragten Bereich ergeben.“ 
 
Stellungnahme 22.5-HS-152/02 vom 22.07.2002: 
„(…) Die Auswertung der meinem Kampfmittelräumdienst (KRD) zur Verfü-
gung gestellten Luftbilder ergibt im Baubereich keine konkreten Hinweise 
auf das Vorhandensein von Bombenblindgängern/ Kampfmitteln. 
 
Diese Mitteilung kann nicht als Garantie der Freiheit von Bombenblindgän-
gern/ Kampfmitteln gewertet werden. Der Bereich der Baumaßnahme liegt 
im ehemaligen Kampfgebiet. Das Sondieren des Grundstücks/ Baugelän-
des ist wegen im Erdreich befindlicher Störfaktoren (Versorgungsleitungen, 
eisenhaltiges Schüttmaterial usw.) nicht möglich. 
 
Bei Auffinden von Bombenblindgängern/ Kampfmitteln während der Erd-/ 
Bauarbeiten sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen 
und die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelräumdienst 
zu verständigen.“ 

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. Den Anregungen wird ge-
folgt. 
Im entsprechenden Kapitel der Begründung und der Festsetzungen wird 
ein Hinweis zum Verhalten bei Auffinden von Bombenblindgängern/ 
Kampfmitteln aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 

Bezirksregierung Köln – vom 15.10.2012 2 

Dezernat 33: Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht der öffentlichen 
Belange der allgemeinen Landeskultur und Landentwicklung. 

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr.: Inhalt der Stellungnahme und Eingang Abwägung / Beschlussempfehlung 

Landesbetrieb Straßenbau NRW – vom 22.10.2012 3 

„(…) das o.a. wird im Osten von einem Abschnitt der freien Strecke der 
Landesstraße 3 begrenzt: Abschnitt 10, Station 0,501 bis Station 0,568. 
Baulastträger ist das Land Nordrhein-Westfalen. 
Gegen den o.a. Bebauungsplan werden keine Bedenken erhoben, wenn 
folgendes beachtet wird: 

- Im Einmündungsbereich des Campingplatzes ist das Sichtdreieck 
der Anfahrsicht gemäß RAS-K-1 (Abstand 3,0m vom Fahrbahn-
rand, Schenkellänge = 110m) von Bepflanzung ≥ 80cm freizuhal-
ten. 

- Sollte an der Einmündung zum Campingplatz durch vermehrten 
Linksabbiegeverkehr die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
auf der L 3 beeinträchtigt werden, so ist dieser Bereich mit einer 
Linksabbiegespur auf der L 3 zu Lasten der Stadt Wegberg nach-
zurüsten.“ 

Das Schreiben und die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Den 
Hinweisen wird gefolgt. 
 
Das Sichtdreieck im Einmündungsbereich wird entsprechend den Hinwei-
sen vermerkt. Eine Zunahme des Verkehrs bzw. eine Beeinträchtigung 
der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sind nicht zu erwarten, da es 
sich bei der Planung um eine reine Bestandssicherung handelt und keine 
Erweiterungen hinsichtlich Stand- oder Aufstellplätzen und eine damit 
verbundene Erhöhung des Besucherverkehrs für das Plangebiet möglich 
sind. 

LVR - Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland – vom 22.10.2012 4 

„(…) Auf der Basis der derzeit für das Plangebiet verfügbaren Unterlagen 
sind keine Konflikte zwischen der Planung und den öffentlichen Interessen 
des Bodendenkmalschutzes zu erkennen. Zu beachten ist dabei jedoch, 
dass Untersuchungen zum Ist-Bestand an Bodendenkmälern in dieser Flä-
che nicht durchgeführt wurden, von daher ist diesbezüglich nur eine Prog-
nose möglich. 
 
Ich verweise daher auf die Bestimmungen der §§ 15, 16 DSchG NW (Mel-
depflicht und Veränderungsverbot bei der Entdeckung von Bodendenkmä-
lern) und bitte Sie, folgenden Hinweis in die Planunterlagen aufzunehmen: 
Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde 
sind der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 

Das Schreiben und die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis zum Verhalten bei auftretenden archäologischen Funden 
wird in die Planunterlagen entsprechend aufgenommen. 
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Nr.: Inhalt der Stellungnahme und Eingang Abwägung / Beschlussempfehlung 

52385 Nideggen, Tel.: 02425/ 9039-0, Fax: 02425/ 9039-199, unverzüglich 
zu melden. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu 
erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den 
Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.“ 
 

   

Kreisverwaltung Heinsberg – vom 25.10.2012     

a) Gesundheitsamt: keine Einwendungen 
b) Amt für Bauen und Wohnen: keine Einwendungen 
c) Amt für Umwelt- und Verkehrsplanung:  
- Untere Wasserbehörde: keine Einwendungen 
- Untere Abfallwirtschaftsbehörde: keine Einwendungen 
- Abgrabungsbehörde: keine Einwendungen 
- Straßenbaubehörde: keine Einwendungen 

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 

- Untere Landschaftsbehörde: Die Ausführungen, Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Den Anregungen und Hinweisen wird teilweise gefolgt. Dies 
wird wie folgt begründet: 

5 

„Es handelt sich um einen seit Jahrzehnten ohne Genehmigung bestehen-
den Campingplatz. Das vor ca. 10 - 12 Jahren begonnene Verfahren zur 
Aufstellung eines Bebauungsplans wurde seinerzeit nicht weiter fortgeführt. 
Damals hatten sowohl die Untere Landschaftsbehörde als auch die Forst-
verwaltung in den jeweils ersten Stellungnahmen erhebliche Bedenken 
gegen den Standort vorgebracht, die dann später – aus pragmatischen 
Erwägungen – soweit abgemildert wurden, sodass man am Ende mit einer 
Kompensation für den Eingriff d.h. mit einem Fortbestand des Platzes ein-
verstanden war.  
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In der Zwischenzeit ist die Rechtslage in einigen Bereichen modifiziert wor-
den. Insbesondere sind die Vorgaben der FFH-Richtlinie mit der Änderung 
des Landschaftsplans "Schwalmplatte" im Jahre 2005 in allgemeingültiges 
Recht umgesetzt worden. Frühere Bewertungen des Sachverhaltes sind 
daher als überholt anzusehen.  

Nach einer ersten Einschätzung im Rahmen der Vorabstimmungen im 
Jahr 2011 wurde seitens der ULB zum damaligen Zeitpunkt keine Not-
wendigkeit für eine FFH-Prüfung gesehen. Die Entwicklung des FFH-
Gebietes zu seiner jetzigen Qualität erfolgte bisher trotz gleichzeitiger 
Existenz des Campingplatzes. Das Erfordernis einer FFH-Prüfung wird im 
weiteren Verfahren mit der Unteren Landschaftsbehörde abschließend 
erörtert.  

Die Fläche, die bereits im Flächennutzungsplan der Stadt Wegberg als 
Sonderbaufläche ausgewiesen ist, befindet sich im Landschaftsschutzge-
biet, ausgewiesen über den Landschaftsplan "Schwalmplatte". Natur-
schutzgebietsflächen mit zusätzlicher FFH-Ausweisung sowie Ausweisung 
zum EU- Vogelschutzgebiet befinden sich in nur 80 m Entfernung.  

Der rechtswirksame FNP wurde 2008 neu aufgestellt und im Zuge des-
sen das bestehende Sondergebiet auf die Fläche des Campingplatzes 
reduziert.  

Um die Erfordernisse der naturschutzrechtlichen Rechtsgrundlagen ord-
nungsgemäß abzuarbeiten, ist neben der klassischen Beurteilung des Ein-
griffes nach der Eingriffsregelung auch eine Artenschutzprüfung erforder-
lich, die auch die unmittelbar angrenzenden Waldflächen mit einbezieht.  

Der Anregung wird gefolgt. Im weiteren Verfahren wird im Rahmen einer 
Artenschutzrechtlichen Vorprüfung (Artenschutzprüfung Stufe 1 gem. VV 
Artenschutz NRW) geklärt, ob ggf. weitere Untersuchungen und Maß-
nahmen (bzw. eine ASP Stufe 2) erforderlich sind. 

Aus Sicht der Unteren Landschaftsbehörde ist eine fachlich korrekte Beur-
teilung der Folgen des Campingplatzes auf die Belange von Natur und 
Landschaft im vorliegenden Falle äußerst schwierig. Die Auswirkungen auf 
die Wirkgefüge, d. h. die Wechselbeziehungen zwischen unterschiedlichen 
Teilen eines Lebensraumes, lassen sich nur erfassen, wenn auch eine 
Wirkung zugrunde gelegt werden kann, d. h., dass es einen messbaren 
Unterschied zwischen dem ursprünglichen Zustand und dem geplanten 
Zustand der Fläche gibt. Alles andere würde darüber hinaus auch illegale 
Handlungen in der Vergangenheit im Nachhinein noch honorieren. Ich 
schlage deshalb vor, als Ausgangszustand eine Grünlandfläche mäßig 
intensiver Nutzung anzusetzen, die gemäß dem Bewertungsverfahren des 
Landesamtes für Natur-, Umwelt- und Verbraucherschutz des Landes NRW 
in dem 2008 veröffentlichten Bewertungsverfahren als mäßig artenreiche 

Die Beurteilung der Folgen des Campingplatzes auf die Belange von 
Natur und Landschaft ist im vorliegenden Falle durch die historische Ent-
wicklung der betroffenen Fläche im Sinne einer „Vorher-Nacher“- Be-
trachtung in der Tat äußerst schwierig. Vor der Entwicklung des Cam-
pingplatzes stand eine Ausgrabung zur Gewinnung von Rohstoffen, wo-
durch es mit Sicherheit schon zu erheblichen Auswirkungen auf die Um-
weltbelange kam (zum Beispiel sind in diesem Bereich keine natürlich 
gewachsenen Böden anzutreffen). Der Anregung, den Ausgangszustand 
als mäßig artenreiche Intensivwiese anzunehmen, wird nicht gefolgt, da 
nicht die gesamte Eingriffshistorie diesem Planverfahren angelastet wer-
den kann. 
Zur Lösungsfindung erfolgte im Jahr 2011 im Rahmen der Planaufstel-
lung eine Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde über das 
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Nr.: Inhalt der Stellungnahme und Eingang Abwägung / Beschlussempfehlung 

Intensivwiese (Biotoptyp EA3xd5) mit 4 Wertpunkten auf der 10 stufigen 
Skala eingestuft wird. 

Vorgehen zur Eingriffsbilanzierung. Demgemäß soll die Eingriffsermitt-
lung auf der Grundlage eines Landschaftspflegerischen Fachbeitrags aus 
dem Jahr 2000 erfolgen. Hierzu wurde eine Umrechnung in das beim 
Kreis Heinsberg für den Ökopool verwendete Bewertungsmodell nach 
LANUV 2008 vorgenommen und über Möglichkeiten der Kompensation 
über Ersatzgeld beraten. Die Abhandlung der Eingriffsregelung wird dem 
abgestimmten Vorgehen entsprechend auf der Grundlage des Land-
schaftspflegerischen Fachbeitrags aus dem Jahr 2011 im Rahmen des 
weiteren Verfahrens im Umweltbericht beschrieben. 

Bei der Artenschutzprüfung sehe ich die Stufen 1 und 2 für obligatorisch 
an. Als Referenzfläche zur Erfassung des Ist-Zustandes sollte eine in der 
Nähe gelegene Grünlandfläche mit angrenzendem Naturschutzgebiet die-
nen. Abzustellen ist auf alle Artengruppen, insbesondere Vögel, Säugetiere 
und Amphibien.  
 

Der Anregung wird in Teilen gefolgt. Im weiteren Verfahren wird im Rah-
men einer Artenschutzrechtlichen Vorprüfung (Artenschutzprüfung Stufe 
1 gem. VV Artenschutz NRW) geklärt, ob ggf. weitere Untersuchungen 
und Maßnahmen (bzw. eine ASP Stufe 2) erforderlich sind. Hierbei wer-
den auch die Artengruppen Vögel, Säugetiere und Amphibien betrachtet. 
Auf das Heranziehen einer vglw. ungestörten Referenzfläche wird auf-
grund der Nutzungshistorie (s.o.) verzichtet, die Vorprüfung erfolgt gem. 
den aktuellen Standards, orientiert an der VV Artenschutz sowie an der 
Handlungsempfehlung zum Artenschutz in der Bauleitplanung und bei 
der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben.  

Darüber hinaus wäre es aus Sicht von Natur- und Landschaft erforderlich, 
die Planung so zu modifizieren, dass am Ende eines Zeitkorridors ein 
Rückbau des Campingplatzes steht, denn es handelt sich um ein Areal, für 
das keine Zustimmung der Fachbehörden zu erwarten wäre, wenn der 
Platz nicht bereits vorhanden wäre.“ 

Auch aus städtebaulicher Sicht wird die Anlage nach heutigen Erkennt-
nissen kritisch gesehen. Um weitere bauliche Anlagen auf diesem Grund-
stück – auch im Sinne des Natur- und Landschaftsschutzes – auszu-
schließen, ist der Bebauungsplan daher ausschließlich auf die derzeitige 
Nutzung zugeschnitten.  
Ein Rückbau der Anlage „am Ende eines Zeitkorridors“ widerspricht der 
Intention der aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwi-
ckelten Planung, Erholungs- und Rückzugsraum planungsrechtlich zu 
sichern. Im Rahmen der Abwägung wird der Belang der sozialen und 
kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung sowie der Sicherung der Erho-

Bebauungsplan V-6, Rickelrath - Camping- und Wochenendplatz „Heidehaus“ Vorabzug 02.06.2013 
     

Seite 6 von 10 



Nr.: Inhalt der Stellungnahme und Eingang Abwägung / Beschlussempfehlung 

lungs- und Freiraumnutzung höher gewichtet als die potenzielle natur-
räumliche Entwicklung, die sich als Folgenutzung eines anthropogenen 
Eingriffs (Tongrube) eingestellt hat.  
Der Anregung wird daher nicht gefolgt. 
 

 
- Untere Bodenschutzbehörde/ Altlasten: keine Erkenntnisse über 

Altlastenverdachtsflächen 

 
Die Stellungnahme  wird zur Kenntnis genommen. 

Bezirksregierung Arnsberg – vom 29.10.2012  6 

Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW: 
 
„(…) der o. a. Planungsbereich befindet sich über dem auf Braunkohle ver-
liehenen Bergwerksfeldern "Union 193", "Union 205" und "Union 216". 
Eigentümer der Bergwerksfelder ist die RV Rheinbraun Handel und Dienst-
leistungen GmbH, hier vertreten durch die RWE Power AG, Abt. 
Liegenschaften und Umsiedlung in 50416 Köln. Nach den hier vorliegenden 
Unterlagen hat im Bereich der Planungsmaßnahme kein Abbau stattgefun-
den. 
 
Da über mögliche zukünftige, betriebsplanmäßig noch nicht zugelassene 
bergbauliche Tätigkeiten hier nichts bekannt ist, empfehle ich Ihnen auch 
die o. g. Eigentümerinnen der Bergwerksfelder an der Planmaßnahme zu 
beteiligen, falls dieses nicht bereits erfolgt ist. 
 
Der Bereich des Planungsgebietes ist nach den hier vorliegenden Unterla-
gen (Grundwasserdifferenzenpläne mit Stand Oktober 2011 aus dem Re-
vierbericht, Bericht 1, Auswirkungen der Grundwasserabsenkung, des 
Sammelbescheides - 61.42.63-2000-1-) von durch Sümpfungsmaßnahmen 

Den Anregungen wurde gefolgt. Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
Eine Beteiligung der RWE Power AG, Abteilung Liegenschaften und Um-
siedlung hat stattgefunden. Nach einer erneuten Anfrage aufgrund der 
ausführlichen Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg wurde sei-
tens RWE bestätigt, dass aus Bergschadenssicht des Braunkohlenberg-
baues keine Bedenken bestehen sowie darüber hinaus keine Notwendig-
keiten besteht, auf die angesprochenen bergbaulichen Aspekte aus Berg-
schadenssicht des Braunkohlenbergbaues im Bebauungsplan hinzuwei-
sen. Auch der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung angeschriebene 
Erftverband hat keine Bedenken zu dem Vorhaben vorgetragen. 
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des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. 
Weiterhin befinden sich im weiteren Umfeld nördlich, westlich und östlich 
des Planungsgebietes Grundwasserstützungsmaßnahmen der RWE Power 
AG. 
 
Bei den Planungen sollte folgendes bereits Berücksichtigung finden: 
Die Grundwasserbeeinflussungen werden, bedingt durch den fortschreiten-
den Betrieb der Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum 
wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserstände 
im Planungsgebiet in den nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnis-
stand nicht auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung der bergbaulichen 
Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 
 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau 
als auch bei einem späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch 
bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese können bei bestimmten geolo-
gischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. Die Ände-
rungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bodenbe-
wegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung finden. 
Ich empfehle Ihnen, diesbezüglich eine Anfrage an die RWE Power AG und 
an den Erftverband zu stellen. 
 
Ferner liegt das Plangebiet über dem Feld der Erlaubnis zu gewerblichen 
Zwecken „Rheinland“. Inhaberin der Erlaubnis ist die Wintershall Holding 
GmbH. Diese Erlaubnis gewährt das befristete Recht zur Aufsuchung des 
Bodenschatzes "Kohlenwasserstoffe" innerhalb der festgelegten Feldes-
grenzen. Unter dem "Aufsuchen" versteht man Tätigkeiten zur Feststellung 
(Untersuchung) des Vorhandenseins und der Ausdehnung eines Boden-
schatzes. Eine Erlaubnis zu gewerblichen Zwecken dient lediglich dem 
Konkurrenzschutz und klärt in Form einer Lizenz nur grundsätzlich, welcher 
Unternehmer in diesem Gebiet Anträge auf Durchführung konkreter Aufsu-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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chungsmaßnahmen stellen darf. 
 
Eine erteilte Erlaubnis gestattet noch keinerlei konkrete Maßnahmen, wie 
z.B. Untersuchungsbohrungen, sodass Umweltauswirkungen in diesem 
Stadium allein aufgrund einer Erlaubnis nicht hervorgerufen werden kön-
nen. Konkrete Aufsuchungsmaßnahmen wären erst nach weiteren Geneh-
migungsverfahren, den Betriebsplanzulassungsverfahren, erlaubt, die ganz 
konkret das "Ob" und "Wie" regeln. Vor einer Genehmigungsentscheidung 
erfolgt gemäß den gesetzlichen Vorschriften eine Beteiligung von ggf. be-
troffenen Privaten, Kommunen und Behörden. Des Weiteren werden aus-
führlich und gründlich alle öffentlichen Belange - insbesondere auch die 
des Gewässerschutzes - geprüft, gegebenenfalls in einem separaten was-
serrechtlichen Erlaubnisverfahren.“ 

Landesbetrieb Wald und Holz. NRW – vom 02.11.2012  7 

„(...) die o.a. Planentwurf erfolgte in enger Abstimmung mit unserem vor Ort 
zuständigen Revierleiter FAM Claus Gingter. Aus Sicht der Forstbehörde 
ergeben sich keine Bedenken. (…)“       

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
 

Sonstige TÖB - förmliche Beteiligung nach § 4 Abs.1 BauGB 

WestEnergie und Verkehr GmbH – vom 26.09.2012 8 

Keine Anregungen oder Bedenken. Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.  

EBV GmbH – vom 27.09.2012 9 

Keine Anregungen oder Bedenken. Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.   
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Fernleitungsbetriebsgesellschaft mbH – vom 01.10.2012 10 

Die von der Gesellschaft betreuten Anlagen sind nicht betroffen. Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.  

Erftverband – vom 02.10.2012 11 

„(…) Es können flurnahe Grundwasserstände auftreten. Das obere Grund-
wasserstockwerk weist eine geringe Mächtigkeit auf. Auch muss mit Stau-
nässe gerechnet werden. Wir weisen darauf hin, dass die Möglichkeit einer 
Regenwasserversickerung durch ein Bodengutachten untersucht werden 
sollte. (…)“ 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Der Bebauungsplan setzt eine Fläche für die Rückhaltung und Versicke-
rung von Niederschlagswasser fest.  

NEW Netz GmbH– vom 15.10.2012 12 

Keine Einwände.  Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.  

RWE Power AG – vom 19.10.2012 13 

Die Belange der RWE Power AG sind nicht berührt. Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.  

Fernleitungsbetriebsgesellschaft mbH – vom 01.10.2012 14 

Keine Bedenken. Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.  

  

  

 
 
 
 
 
 
 



 
 
 

Stadt Wegberg 
 
 

Bebauungsplan V-6, Rickelrath -  
Camping- und Wochenendplatz „Heidehaus“ 

 
 

Abwägung  
 
 

Abwägung der während der Verfahrensschritte nach § 3 Abs. 2 BauGB in 

Verbindung mit § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenenStellungnahmen - Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden, der sonstigen Träger öffentlicher Belange und 

der anerkannten Naturschutzverbände. 

 

 

Offenlage vom 15.04.2013 – 17.05.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gliederung: 
 

A – Behörden 
B - Sonstige Träger öffentlicher Belange 
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A - Behörden - förmliche Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB                                                                                                                                                               

1 Bezirksregierung Düsseldorf – vom 18.04.2013 

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD): Keine Bedenken 
 
„Dieser Bereich ist identisch mit jener Fläche, die ich bereits ausgewertet 
habe. Ich verweise daher auf die Stellungnahme 22.5-HS-152/02 vom 
22.07.2002 und 22.5-3-5370040-146/12 vom 02.10.2012. Zwischenzeit-
lich haben sich keine neuen Erkenntnisse zur Kampfmittelbelastung für 
den beantragten Bereich ergeben. 
 
Stellungnahme 22.5-HS-152/02 vom 22.07.2002: 
„Die Auswertung der meinem Kampfmittelräumdienst (KRD) zur Verfü-
gung gestellten Luftbilder ergibt im Baubereich keine konkreten Hinweise 
auf das Vorhandensein von Bombenblindgängern/ Kampfmitteln. 
 
Diese Mitteilung kann nicht als Garantie der Freiheit von Bombenblind-
gängern/ Kampfmitteln gewertet werden. Der Bereich der Baumaßnahme 
liegt im ehemaligen Kampfgebiet. Das Sondieren des Grundstücks/ Bau-
geländes ist wegen im Erdreich befindlicher Störfaktoren (Versorgungs-
leitungen, eisenhaltiges Schüttmaterial usw.) nicht möglich. 
 
Bei Auffinden von Bombenblindgängern/ Kampfmitteln während der Erd-/ 
Bauarbeiten sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen 
und die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelräum-
dienst zu verständigen. 
 
Redaktioneller Hinweis: Die Stellungnahme des Kampfmittelräumdiens-
tes enthält weiterhin eine Karte mit Darstellung des Untersuchungsgebie-

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. Den Anregungen wurde 
gefolgt. 
Im entsprechenden Kapitel der Begründung und der Festsetzungen wur-
de ein Hinweis zum Verhalten bei Auffinden von Bombenblindgängern/ 
Kampfmitteln aufgenommen. 
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tes welche hier nicht wiedergegeben wird. Diese kann bei Bedarf bei der 
Stadt Wegberg eingesehen werden. 
 

2 Kreis Heinsberg – vom 15.05.2013 

Gesundheitsamt: Keine Einwendungen 
Amt für Bauen und Wohnen: Keine Einwendungen 
Untere Immissionsschutzbehörde: Keine Einwendungen 
Amt für Umwelt- und Verkehrsplanungen: Keine Einwendungen 
Untere Landschaftsbehörde:  
„Gegen die Planung bestehen aus Sicht der unteren Landschaftsbehörde 
keine grundsätzlichen Bedenken, wenn die in den Fachgutachten vorge-
sehenen Maßnahmen zur Umsetzung kommen. Das Ökodefizit kann 
über das Ökokonto der Stadt Wegberg abgegolten werden.“ 
 
Untere Bodenschutzbehörde:  
„Erkenntnisse über Altlast-Verdachtsflächen liegen mir zurzeit nicht vor. 
Weitere Anregungen und Bedenken werden nicht vorgetragen.“ 
 
Ordnungsamt – Brandschutzdienststelle: 
„Für den o.g. Bebauungsplan sind folgende Hydrantenabstände (gemes-
sen in der Straßenachse) erforderlich: 
offene Wohngebiete                      120 m – 140 m 
geschlossene Wohngebiete           100 m – 120 m 
sonstige Gebiete                            ca. 80 m.“ 
 
„Notwendige Fenster in Obergeschossen müssen im Lichten eine freie 
Öffnungsfläche von mindestens 0,9 x 1,2 m besitzen und für die Feuer-
wehr erreichbar sein. Die Fenster sind zur öffentlichen Verkehrsfläche 
oder zu Feuerwehrbewegungsflächen hin auszurichten §§ 17 und 40 
BauO NRW.“ 
 

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
Das Schreiben und die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Das Schreiben und die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Bebauungsplan V-6, Rickelrath - Camping- und Wochenendplatz „Heidehaus“   Seite 4 von 6 



Redaktioneller Hinweis: Die Stellungnahme der Brandschutzdienststelle 
enthält weiterhin eine Tabelle mit Richtwerten für den Löschwasserbedarf 
welche hier nicht wiedergegeben wird. Diese kann bei Bedarf bei der 
Stadt Wegberg eingesehen werden.  

3 Landesbetrieb Straßenbau NRW – vom 29.04.2013 

„(…) das o.a. Plangebiet wird im Osten von einem Abschnitt der freien 
Strecke der Landesstraße 3 begrenzt: Abschnitt 10, Station 0,501 bis 
Station 568. Baulastträger ist das Land Nordrhein-Westfalen. 
Gegen den o.a. Bebauungsplan werden keine Bedenken erhoben, wenn 
folgendes beachtet wird: 

- Im Einmündungsbereich des Campingplatzes ist das Sichtdrei-
eck der Anfahrsicht gemäß RAS-K-1 (Abstand 3,0m vom Fahr-
bahnrand, Schenkellänge = 110m) von Bepflanzung ≥ 80cm frei-
zuhalten. 

- Sollte an der Einmündung zum Campingplatz durch vermehrten 
Links-abbiegeverkehr die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs auf der L 3 beeinträchtigt werden, so ist dieser Bereich mit 
einer Linksabbiegespur auf der L 3 zu Lasten der Stadt Wegberg 
nachzurüsten 

- Die Kosten für evtl. erforderlich werdende Lärmschutzmaßnah-
men, die durch Emissionen der L3 verursacht sind, werden vom 
Landesbetrieb Straßenbau nicht übernommen.“ 

Das Schreiben und die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Dem Hinweis wurde gefolgt. Das Sichtdreieck im Einmündungsbereich 
wurde entsprechend festgesetzt. 
 
 
Eine Zunahme des Verkehrs bzw. eine Beeinträchtigung der Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs sind nicht zu erwarten, da es sich bei der 
Planung um eine reine Bestandssicherung handelt und keine Erweiterun-
gen hinsichtlich Stand- oder Aufstellplätzen und eine damit verbundene 
Erhöhung des Besucherverkehrs für das Plangebiet möglich sind. 

4 Landesbetrieb Wald und Holz – vom 30.04.2013 

„(…) die getroffenen Abstimmungen mit Herrn Gingter sind umgesetzt. 
Gegen den o.a. B-Plan bestehen seitens der Forstbehörde keine Beden-
ken. (…)“ 

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
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B - Sonstige TÖB - förmliche Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB 

5 Erftverband – vom 23.04.2013 

„(…) sofern unsere Hinweise aus unserer Stellungnahme vom 
01.10.2012 berücksichtigt werden, bestehen seitens des Erftverbandes 
keine Bedenken gegen die Offenlage des Bebauungsplanes. (…)“ 
 
Stellungnahme vom 01.10.2012: „(…) Es können flurnahe Grundwasser-
stände auftreten. Das obere Grundwasserstockwerk weist eine geringe 
Mächtigkeit auf. Auch muss mit Staunässe gerechnet werden. Wir wei-
sen darauf hin, dass die Möglichkeit einer Regenwasserversickerung 
durch ein Bodengutachten untersucht werden sollte. (…)“ 
 

Das Schreiben und die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

6 Fernleitungsbetriebsgesellschaft (Fbg)– vom 02.04.2013 

„(…) wir danken für die Beteiligung an oben genanntem Vorhaben und 
teilen Ihnen mit, dass nach Prüfung der zugesandten Planunterlagen 
keine der von unserer Gesellschaft betreuten Anlagen betroffen sind. 
(…)“   

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. 
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Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB, § 4 BauNVO) 

1.1 Camping- und Wochenendplatz SOCW 1 (§ 10 BauNVO) 

In den Camping- und Wochenendplatzgebieten SOCW 1 sind innerhalb der überbauba-
ren Flächen - gemäß Verordnung über Camping- und Wochenendplätze (Camping- und 
Wochenendplatzverordnung CW VO) des Landes Nordrhein-Westfalen vom 24.03.2011 – 
nachfolgende Nutzungen zulässig: 

1. Das Aufstellen von Wohnwagen (Wohnmobile und Wohnanhänger) oder Zelten sowie 
die Unterbringung der zugehörigen Kraftfahrzeuge auf Standplätzen mit einer Min-
destgröße von 70 qm. 

2. Das Aufstellen oder die Errichtung von Wochenendhäusern sowie die Unterbringung 
der zugehörigen Kraftfahrzeuge auf Aufstellplätzen mit einer Mindestgröße von 100 
qm. Die Wochenendhäuser dürfen eine Grundfläche von höchstens 50 qm und eine 
Gesamthöhe von höchstens 3,50 m aufweisen. Bei der Ermittlung dieser Grundfläche 
bleiben ein überdachter Freisitz bis zu 10 qm Grundfläche oder ein Vorzelt, nicht je-
doch Anbauten, unberücksichtigt. 

1.2 Camping- und Wochenendplatz SOCW 2 (§ 10 BauNVO) 

Im Camping- und Wochenendplatzgebiet SOCW 2 sind Anlagen und Einrichtungen zur 
Versorgung des Camping- und Wochenendplatzes zulässig: 

1. Betriebsgebäude und –räume wie Sanitär- und Abstellräume, Lager, Werkstatt und 
dergleichen, 

2. zur Bewirtschaftung des Betriebes erforderliche Geschäfts- und Verwaltungsräume wie 
Büros, Rezeption, Kiosk und dergleichen, 

3. dem Betrieb des Camping- und Wochenendplatzes dienende Anlagen und Einrichtun-
gen für Sport-, Freizeit- und gesundheitliche Zwecke, die das Freizeitwohnen nicht stö-
ren,  

4. Ferienwohnungen, die im Sinne des § 10 Abs. 4 Satz 1 BauNVO während des ganzen 
Jahres oder wiederkehrend während bestimmter Zeiten des Jahres einem wechseln-
den Personenkreis zur Erholung dienen, sowie 

5. Wohnungen für Betriebsleiter sowie für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal 

1.3 Stellplätze, Carports und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 
2 BauNVO) 

Garagen und Carports sind im SOCW1 unzulässig. 
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Garagen und Carports (überdachte Stellplätze) sind im Sondergebiet SOCW 2 nur inner-
halb der Fläche für Nebenanlagen mit der Zweckbestimmung Garagen (Ga) allgemein zu-
lässig.  

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 1 und Abschnitt 2 
BauNVO) 

  Als Maße der baulichen Nutzung gelten gemäß § 16 Abs. 2 BauNVO: 

2.1 Höhe baulicher Anlagen und Zahl der Vollgeschosse (§ 18 und 20 BauNVO) 

Die zulässige maximale Höhe baulicher Anlagen ist gemäß Planeinschrieb / Festset-
zungsschablone in den Sondergebieten SOCW 1 als Gesamthöhe (OK) und SOCW 2 als 
Firsthöhe (FH) in Metern (m) über der Straßenkrone mittig vor dem Gebäude festgesetzt. 
Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

3. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

Die gemäß § 9 (1) Nr. 25 a BauGB festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind flächendeckend mit Pflanzen der nachfol-
genden Pflanzliste zu bepflanzen. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten, abgängige 
Pflanzen sind durch Pflanzen der Pflanzliste zu ersetzen.  

Die sich im Bereich der gemäß § 9 (1) Nr. 25 a BauGB festgesetzten Fläche bei Planauf-
stellung befindlichen Laubbäume sind gemäß Ziffer 3.1. zu erhalten und müssen nach 
Abgang durch Laubbäume der Pflanzliste ersetzt werden. Der Pflanzabstand bei Sträu-
chern beträgt 1,5 m mal 1,5 m. Je 25 m² ist ein Baum zu pflanzen. Die Mindestpflanzgrö-
ße beträgt: 

- bei Sträuchern: 2-mal verpflanzt ohne Ballen, 60-100 cm; alternativ: leichte Sträucher, 
einmal verpflanzt o. Ballen, 100-120 cm;  

- bei Bäumen (Hochstämme): 3-mal verpflanzt ohne Ballen, 80-120 cm, Stammumfang 
mind. 10cm.  

3.1 Erhalt von Laubbäumen 

Bestehende Laubbäume im Geltungsbereich mit einem Stammdurchmesser ab 20 cm 
sind zu erhalten und bei Abgang mit heimischen Laubbäumen gemäß Pflanzliste zu er-
setzen. 

3.2 Extensive Grünflächen 

Es wird festgesetzt, einen Anteil extensiver Grünflächen im Plangebiet von mindestens 
2.000 m² zu entwickeln. (z.B. Extensivgrünland, ggf. mit einigen heimischen Gehölzen, 
Staudenbrache heimischer Arten, o. Ä.) 
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4. Gewässer 

Der Löschteich ist als Stillgewässer mit möglichst naturnaher Ausprägung zu erhalten  

5. Beleuchtung 

Zum Schutz von nachtaktiven Insekten dürfen im Bereich der privaten Verkehrsfläche, 
den Flächen für Stellplätze (St) sowie im Bereich der für die Platzbenutzer zur Verfügung 
gestellten Sport- und Freizeitanlagen nur insektenfreundliche Leuchtmittel mit vorwiegend 
langwelligem Licht (z. B. Natriumdampf-Hochdrucklampen, HSE/T-Lampen) verwendet 
werden. Großflächige Reklametafeln und Werbeflächen mit starken Lichtemissionen sind 
nicht zulässig. 

6. Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser    
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Das unverschmutzte Niederschlagswasser ist innerhalb der Sondergebiete zu versickern 
oder in die gesondert gekennzeichnete Fläche einzuleiten. Das Einleiten in Regenwas-
sernutzungsanlagen ist zulässig.  

7. Verkehrsflächen und Stellplätze  

Die private Verkehrsfläche ist so herzurichten, dass jederzeit eine Befahrbarkeit für Ret-
tungs- und Versorgungsfahrzeuge gegeben ist. Stehen Gründe des Wasserschutzes und 
der Funktion als Rettungsweg nicht entgegen sind private Verkehrsfläche und Stellplätze 
mit versickerungsfähigen Materialien herzustellen. 

8.  Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 
86 LBO 

8.1 Gestaltung, Bepflanzung 

Einfriedungen und Gestaltung von Aufstellplätzen, Müll- und sonstigen Lagerflächen sind 
mit heimischen Gehölzen gemäß Pflanzliste zu bepflanzen. 

8.2 Sonstige Festsetzungen 

Die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln die wassergefährdende Stoffe enthalten, ist 
im Geltungsbereich unzulässig. 
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9. Hinweise gemäß § 9 Abs. 6 BauGB   

 

- Externer Ausgleich 

In Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Heinsberg erfolgt eine 
externe Kompensation des ökologischen Defizits von 5.141 Wertpunkten über das Öko-
konto der Stadt Wegberg durch vertragliche Sicherung zwischen der Stadt Wegberg und 
der Eigentümerin des Platzes. 

- Archäologie 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der Ge-
meinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425/ 9039-0, 
Fax: 02425/ 9039-199, unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und Fundstelle sind zu-
nächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege 
für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 

- Kampfmittel 

Bei Auffinden von Bombenblindgängern/ Kampfmitteln während der Erd-/ Bauarbeiten 
sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen und die nächstgelegene Po-
lizeidienststelle oder der Kampfmittelräumdienst bei der Bezirksregierung Düsseldorf zu 
verständigen (Tel.: 0211/475-1490). 

- Behandlung des Oberbodens 

Auf die Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG), insbesondere § 4, 
wird hingewiesen. Bei der Behandlung des abzutragenden Oberbodens gilt grundsätzlich 
die DIN 18915. Dabei ist besonders das Blatt 3 (Bodenabtrag, Bodenlagerung, Boden-
schichteneinbau, Bodenlockerung) zu beachten. Die Einrichtung von Baustellen und die 
Ablagerung von Baustoffen u.ä. haben möglichst flächensparend zu erfolgen. 

- Umgang mit Regenwasser 

Zu beachten sind das Arbeitsblatt ATV 138 (Bau und Bemessung von Anlagen zur de-
zentralen Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser) und das 
Arbeitsblatt ATV-DVWK-M 153 (Handlungsempfehlung zum Umgang mit Regenwasser) 
in der jeweils aktuell gültigen Fassung. 
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- Bauzeitenbeschränkung/ Artenschutz 

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte ist im Hinblick auf das Tötungsverbot die 
Baufeldfreimachung auf den Herbst oder Winter zu beschränken. 

Durchführung von Abrissarbeiten oder wesentliche Umbauarbeiten an Nebengebäuden 
oder Wochenendhäusern zwischen Dezember und Ende März unter Berücksichtigung 
möglicher Fledermausvorkommen. 

Durchführung von Rodungsarbeiten auf dem Platz ausschließlich zwischen Oktober und 
Februar unter Berücksichtigung heimischer Vogelartenvorkommen. 

Bei wesentlichen Baumaßnahmen am Hauptgebäude sowie bei wesentlichen Verände-
rungen am Stillgewässer sind weitergehende Untersuchungen (Artenschutzprüfung Stufe 
2) erforderlich  

Eine weitergehende Untersuchung und Bewertung (ASP Stufe 2) ist erforderlich bei we-
sentlichen Maßnahmen an den Hauptgebäuden sowie nachteiligen Veränderungen des 
Stillgewässers entgegen den Festsetzungen des Bebauungsplans.  

Als populationsstützende Maßnahmen wird weiterhin empfohlen bei der Neuanlage von 
Gebäuden auf „Fledermausfreundlichkeit“ zu achten (z.B. Einbau von Fledermausspal-
tensteinen o. Ä.) sowie im Bereich der Grünflächen Nisthilfen für Vögel und Fledermäuse 
anzubringen.  

Weiterhin wird für angrenzende Waldflächen empfohlen die vorgesehenen Fällarbeiten 
außerhalb der Brutzeiten durchzuführen und Höhlenbäume sowie ältere Eichen zu erhal-
ten soweit es die Verkehrssicherungspflicht zulässt. 

- Rechtsgrundlagen 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verordnung über Camping- und Wochenendplätze 
(CW VO) als Anhang auf der Planzeichnung abgedruckt ist: Verordnung über Camping- 
und Wochenendplätze (Camping- und Wochenendplatzverordnung - CW VO) vom 24. 
März 2011; GV.NRW Ausgabe 2011 Nr.7. 
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10. Anhang: Pflanzliste 

10.1 Bäume                        

Acer campestre  

Acer pseudoplatanus 

Betula pendula  

Carpinus betulus  

Fagus sylvatica  

Frangula alnus 

Fraxinus excelsior  

Populus tremula 

Prunus avium  

Prunus padus 

Quercus petraea  

Quercus robur  

Tilia cordata  

Tilia platyphyllos  

Sorbus aucuparia 

Salix aurita 

Salix caprea 

Feldahorn 

Berg-Ahorn 

Sand-Birke 

Hainbuche 

Rotbuche 

Faulbaum 

Esche 

Zitterpappel 

Vogelkirsche 

Traubenkirsche 

Traubeneiche 

Stieleiche 

Winterlinde 

Sommerlinde 

Vogelbeere 

Öhrchenweide 

Salweide 

10.2 Sträucher  

Cornus sanguinea 

Corylus avellana 

Crataegus laevigata 

Crataegus monogyna 

Cytisus scoparius 

Ilex aquifolium 

Prunus spinosa 

Rhammnus cathartica 

Rosa canina 

Sambucus racemosa 

roter Hartriegel 

Haselnuss 

Rotdorn 

Eingriffeliger Weißdorn 

Besenginster 

Stechpalme 

Schlehe 

Kreuzdorn 

Hundsrose 

Roter Holunder 
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Verordnung über Camping- und Wochenendplätze
(Camping- und Wochenendplatzverordnung - CW VO)

(Inhaltsverzeichnis und amtliche Hinweise wurden ausgeblendet)

§ 1 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Anwendungsbereich

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für Campingplätze für mehr als drei Wohnwagen oder Zelte und
Wochenendplätze.

§ 2 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Begriffe

(1) Campingplätze sind Plätze, die ständig oder wiederkehrend während bestimmter Zeiten des Jahres
betrieben werden und die zum vorübergehenden Aufstellen und Bewohnen von Wohnwagen oder Zelten
bestimmt sind. Zeltlager, die gelegentlich oder nur vorübergehend eingerichtet werden, sowie kommunale
Stellplätze für Wohnmobile, die nur zu einem vorübergehenden Übernachten eingerichtet werden, sind keine
Campingplätze im Sinne dieser Verordnung.

(2) Wohnwagen sind Wohnmobile und Wohnanhänger, die jederzeit ortsveränderlich sind.

(3) Standplätze sind die Flächen, die auf einem Campingplatz zum Aufstellen von Wohnwagen oder Zelten
und der zugehörigen Kraftfahrzeuge bestimmt sind.

(4) Wochenendplätze sind Plätze, die zum Aufstellen oder Errichten von Wochenendhäusern mit einer
Grundfläche von höchstens 50 qm und einer Gesamthöhe von höchstens 3,50 m dienen und die ständig oder
wiederkehrend während bestimmter Zeiten des Jahres betrieben werden; bei der Ermittlung der Grundfläche
bleiben ein überdachter Freisitz bis zu 10 qm Grundfläche oder ein Vorzelt, nicht jedoch Anbauten,
unberücksichtigt. Als solche Wochenendhäuser gelten auch nicht jederzeit ortsveränderlich aufgestellte
Wohnwagen.

(5) Aufstellplätze sind Flächen auf Wochenendplätzen, die zum Aufstellen oder Errichten von
Wochenendhäusern nach Absatz 4 bestimmt sind.

§ 3 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Zufahrt, innere Fahrwege

(1) Camping- und Wochenendplätze müssen an einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche liegen oder
eine befahrbare öffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt zu einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche haben
und durch innere Fahrwege ausreichend erschlossen sein. Zufahrten und innere Fahrwege müssen für
Feuerwehrfahrzeuge befahrbar sein.

(2) Bei Campingplätzen müssen Zufahrten und innere Fahrwege mindestens 5,50 m breit sein. Geringere
Zufahrtsbreiten können gestattet werden, wenn ausreichende Ausweich- und Wendemöglichkeiten vorhanden
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sind. Für innere Fahrwege mit Richtungsverkehr und für Stichwege von höchstens 100 m Länge genügt eine
Breite von 3 m.

(3) Bei Wochenendplätzen müssen Zufahrten und innere Fahrwege mindestens 3 m breit sein; Zufahrten
müssen die erforderlichen Ausweich- und Wendemöglichkeiten haben.

§ 4 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Standplätze, Aufstellplätze und Stellplätze

(1) Standplätze müssen mindestens 70 qm groß sein. Sie sind dauerhaft zu kennzeichnen.

(2) Auf den Standplätzen dürfen Wochenendhäuser und sonstige bauliche Anlagen, wie feste Anbauten und
Einfriedigungen, nicht errichtet werden.

(3) Aufstellplätze müssen mindestens 100 qm groß sein.

(4) Wochenendhäuser müssen zu den Grenzen der Aufstellplätze einen Abstand von mindestens 2,50 m
einhalten; andere Abstände sind zulässig, wenn zwischen den Wochenendhäusern

1. im Bereich der Brandschutzstreifen ein Abstand von mindestens 10 m und
2. im Übrigen ein Abstand von mindestens 5 m

eingehalten wird. Dies gilt auch für überdachte Freisitze und Vorzelte.

(5) Standplätze und Aufstellplätze müssen von Abwassergruben, Klär- und Sickeranlagen mindestens 50 m
entfernt sein.

(6) Sollen die Kraftwagen nicht auf den Stand- oder Aufstellplätzen abgestellt werden, so ist für jeden Stand-
oder Aufstellplatz ein gesonderter Stellplatz herzustellen; die Mindestgrößen für Standplätze und
Aufstellplätze dürfen dann um diese Stellplatzgröße kleiner sein.

§ 5 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Brandschutz

(1) Camping- und Wochenendplätze sind durch mindestens 5 m breite Brandschutzstreifen in einzelne
Abschnitte zu unterteilen. In einem Abschnitt dürfen sich nicht mehr als 20 Stand- oder Aufstellplätze
befinden. Bei aneinander gereihten Stand- oder Aufstellplätzen ist nach jeweils 10 Plätzen ebenfalls ein
Brandschutzstreifen anzuordnen. Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, dass Brandschutzstreifen zu
angrenzenden Grundstücken angelegt werden.

(2) Wochenendplätze dürfen nur eingerichtet werden, wenn die Löschwasserversorgung aus einer
Druckleitung mit Überflurhydranten oder aus Gewässern über besondere Einrichtungen für die
Löschwasserentnahme dauernd gesichert ist. Die Druckleitung muss eine Durchflussleistung von mindestens
400 l/min haben.

(3) Die Überflurhydranten nach Absatz 2 müssen an den inneren Fahrwegen liegen. Von jedem Aufstellplatz
muss ein Überflurhydrant oder eine besondere Einrichtung für die Löschwasserentnahme in höchstens 200 m
Entfernung erreichbar sein. Hydranten an öffentlichen Verkehrsflächen können angerechnet werden.
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(4) Für je 50 Standplätze und für je 25 Aufstellplätze ist mindestens ein für die Brandklassen A, B
und C geeigneter Feuerlöscher mit mindestens 6 kg Löschmittelinhalt auf der Platzanlage zweckmäßig verteilt
und wetterfest anzubringen. Von jedem Stand- oder Aufstellplatz muss ein Feuerlöscher in höchstens 40 m
Entfernung erreichbar sein. Sofern eine Aufsichtsperson (z.B. Platzwart) für den Platz erforderlich ist, sind bei
dieser zwei weitere Feuerlöscher nach Satz 1 bereitzuhalten.

§ 6 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Trinkwasserversorgung, Abwasserbeseitigung und Abfallentsorgung

(1) Camping- und Wochenendplätze dürfen nur angelegt und betrieben werden, wenn

1. die erforderlichen Anlagen zur Versorgung mit Trinkwasser vorhanden und benutzbar sind, je
Standplatz oder Aufstellplatz je Tag müssen mindestens 200 1 zur Verfügung stehen,

2. die erforderlichen Abwasseranlagen vorhanden und benutzbar sind und die Abwasserbeseitigung
entsprechend den wasserrechtlichen Vorschriften gewährleistet ist.

(2) Die Entsorgung von Fäkalien aus Chemietoiletten muss sichergestellt sein und der gemeindlichen
Abwasserbeseitigungssatzung entsprechen.

(3) Abfallbehälter sind in ausreichender Größe und verteilt aufzustellen. Abfallgruben sind nicht zulässig.
Sammelplätze für Abfallbehälter müssen aus hygienischen Gründen gegen die übrige Platzanlage
abgeschirmt sein.

§ 7 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Sonstige Einrichtungen und Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen

(1) An den Eingängen zu den Camping- und Wochenendplätzen ist an gut sichtbarer, geschützter Stelle ein
Lageplan der Platzanlage anzubringen. Für Menschen mit Behinderungen ist ein Lageplan in taktiler Form
anzubringen. Aus dem Lageplan müssen die Fahrwege, Brandschutzstreifen sowie die Standorte der
Feuerlöscher ersichtlich sein; auf dem Lageplan für Wochenendplätze müssen außerdem die Art und Lage
der Löschwasserentnahmestellen erkennbar sein. Sätze 1 und 2 gelten nicht für Campingplätze bis zu 50
Standplätzen.

(2) An Eingängen zu Camping- und Wochenendplätzen und bei größeren Plätzen auch an weiteren Stellen
sind Hinweise anzubringen, die mindestens folgende Angaben enthalten müssen:

1. Name und Anschrift des Betreibers und der gegebenenfalls von ihm beauftragten Aufsichtsperson
(Platzwart),

2. die Platzordnung.

Die Hinweise müssen auch für sehbehinderte Menschen lesbar sein.

(3) Alle baulichen Anlagen und sonstigen Einrichtungen auf Camping- und Wochenendplätzen müssen
barrierefrei erreicht und von Menschen mit Behinderungen ohne fremde Hilfe benutzt werden können.
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§ 8 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Betriebsvorschriften

(1) Der Betreiber eines Camping- oder Wochenendplatzes ist dafür verantwortlich, dass

1. die Anlagen und Einrichtungen, die nach den Vorschriften dieser Verordnung erforderlich sind, in
dem der Belegung des Platzes entsprechenden Umfang betriebsbereit bleiben,

2. die nachstehenden Betriebsvorschriften eingehalten werden.

Der Betreiber eines Campingplatzes oder eine von ihm beauftragte Person (Platzwart) muss darüber hinaus
zur Sicherstellung einer geordneten Nutzung oder eines geordneten Betriebes ständig erreichbar sein.

(2) Der Betreiber eines Camping- oder Wochenendplatzes muss in einer Platzordnung mindestens Folgendes
regeln:

1. das Aufstellen von Kraftfahrzeugen, Wohnwagen und Zelten sowie von Wochenendhäusern,
2. das Benutzen und Sauberhalten der Plätze, der Anlagen und der Einrichtungen,
3. das Beseitigen von Abfällen und Abwasser,
4. den Umgang mit Feuer.

(3) Auf Camping- und Wochenendplätzen sind die Brandschutzstreifen ständig freizuhalten.

(4) In Abständen von höchstens einem Jahr hat der Betreiber die Hydranten und die besonderen
Einrichtungen für die Löschwasserentnahme durch einen Wartungsdienst oder die örtliche Feuerwehr prüfen
zu lassen.

(5) Für Campingplätze bis zu 50 Standplätzen können Ausnahmen von den Vorschriften des Absatzes 2
gestattet werden, wenn wegen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung Bedenken nicht bestehen.

(6) Auf die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung bestehenden Platzanlagen sind die
Betriebsvorschriften dieser Verordnung entsprechend anzuwenden.

§ 9 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Wochenendhäuser auf Wochenendplätzen

(1) Auf Wochenendhäuser sind die Vorschriften über Wohnungen nach § 49 Landesbauordnung nicht
anzuwenden. Anforderungen an den Wärmeschutz, den Schallschutz und die Beheizbarkeit sowie an die
lichte Höhe der Aufenthaltsräume werden nicht gestellt; das Gleiche gilt für die Feuerwiderstandsdauer der
Bauteile.

(2) Soweit auf Wochenendplätzen oder auf den einzelnen Aufstellplätzen Anschlussmöglichkeiten an die
zentrale Wasserversorgungsanlage und an das zentrale Abwassernetz vorhanden sind, dürfen
Wochenendhäuser auf den so ausgestatteten Aufstellplätzen nur aufgestellt oder errichtet werden, wenn sie
an die entsprechenden Einrichtungen angeschlossen werden.

§ 10 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen
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Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 84 Absatz 1 Nummer 20 Landesbauordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
entgegen dem Gebot

1. in § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 die Anlagen und Einrichtungen nicht in dem der Belegung des
Platzes entsprechenden Umfang betriebsbereit hält,

2. in § 8 Absatz 1 Satz 2 während des Betriebes nicht ständig erreichbar ist,
3. in § 8 Absatz 3 die Brandschutzstreifen nicht ständig freihält,
4. in § 8 Absatz 4 die vorgeschriebenen Prüfungen nicht rechtzeitig durchführen lässt.

§ 11 CW VO - Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezemb er
2015 außer Kraft. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Camping- und Wochenendplatzverordnung vom
10. November 1982 (GV. NRW. S. 731) außer Kraft.

5 © 2013 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Verwaltungspraxis NRW, Rechtsstand 29. Mai 2013 - 6.06.2013
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Teil A: Begründung

1. Anlass, Ziel und Zweck der Planung

1.1 Erfordernis und Ziel der Planung

Im Norden von Rickelrath hat sich aus einem in den 60iger Jahren des vorigen Jahrhunderts 

entstandenen Campingplatz sukzessive die Nutzung in Richtung Wochenendplatz weiterentwi-

ckelt. Für die entsprechenden Baugenehmigungen der Wochenendhäuser ist u. a. eine pla-

nungsrechtliche Sicherung des hier nach und nach gewachsenen Bestandes erforderlich. Dazu 

hat die Stadt Wegberg bereits im Jahre 1999 die Aufstellung eines qualifizierten Bebauungs-

planes beschlossen. 

Das Aufstellungsverfahren wurde bis zur Bekanntmachung nach Satzungsbeschluss vorange-

trieben, wegen eines Nutzungskonfliktes mit angrenzenden Waldflächen (fehlende Abstände zu 

den Wochenendhäusern) aber nicht zum Abschluss gebracht. 

Im Jahre 2006 ist – nach der Novellierung des Baugesetzbuches (BauGB) – die Überleitungs-

frist verstrichen, nach der Verfahren nach altem, seinerzeit gültigem Bauplanungsrecht hätten 

zu Ende gebracht werden können. 

Inzwischen eröffnet sich die Möglichkeit, durch den Erwerb von angrenzenden, die Abstands-

problematik auslösenden Waldflächen und deren Umgestaltung durch die Platzbetreiberin die 

seinerzeitigen Hinderungsgründe für das Rechtswirksamwerden des Bebauungsplanes V-6

auszuräumen.

Erforderlich ist die Neuaufstellung des Bebauungsplanes V-6, Rickelrath - Camping- und Wo-

chenendplatz „Heidehaus“, mit allen vorgegebenen Verfahrensschritten und -bestandteilen 

nach aktuellem Bauplanungsrecht. Das schließt eine Umweltprüfung und deren Dokumentation 

in einem Umweltbericht sowie die Berücksichtigung der Belange des Artenschutzrechtes ein.

Durch die Neuaufstellung des Bebauungsplans soll einerseits der vorhandene Bestand pla-

nungsrechtlich gesichert werden. Andererseits soll eine verträgliche, weitere Nutzung des 

Camping- und Wochenendplatzes planungsrechtlich steuerbar sein. Damit können die Belange 

der Nutzer der Anlage und das Freizeitbedürfnis der Bevölkerung auf der einen Seite sowie die 

Belange der Forstwirtschaft und des Naturschutzes auf der anderen Seite in Einklang gebracht 

werden.

2. Rechtliche Rahmenbedingungen und Planvorgaben

2.1 Rechtliche Rahmenbedingungen

Ziele der Raumordnung, die wiederum aus den Zielen der Landeplanung zu entwickeln sind, 

werden gemäß Raumordnungsgesetz in Regionalplänen dargestellt. Regionalpläne besitzen 

behördeninterne Verbindlichkeit. Flächennutzungspläne sind den Zielen der Raumordnung an-

zupassen. Dies ist Genehmigungsvoraussetzung. Über die Berücksichtigung in der Bauleitpla-

4



BEBAUUNGSPLAN V-6, RICKELRATH - CAMPING- UND WOCHENENDPLATZ „HEIDEHAUS“ BEGRÜNDUNG TEIL A

nung erlangen Regionalpläne auch Rechtswirksamkeit nach „Außen“ das heißt gegenüber Drit-

ten.

Der Regionalplan (bis zur Neufassung des Landesplanungsgesetzes vom 03.05.2005 als Ge-

bietsentwicklungsplan -„GEP“- bezeichnet) ist ein flächendeckender Gesamtplan für den Regie-

rungsbezirk Köln, zu dem auch der Kreis Heinsberg gehört. Er legt die regionalen Ziele der 

Raumordnung für alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen im Planungsgebiet fest 

(vgl. §18 LPlG NRW). Neben dem Erarbeiten des Regionalplanes wird dieser durch Ände-

rungsverfahren ständig aktualisiert. Der Regionalplan erfüllt zusätzlich die Funktion eines Land-

schaftsrahmenplans und eines forstlichen Rahmenplans.

Im aktuellen Regionalplan wird der hier vorliegende Geltungsbereich etwa zu einem Drittel der 

Fläche (angrenzend an die Dülkener Straße) als Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich dar-

gestellt, im übrigen als Waldbereich, überlagert mit der Freiraumfunktion ‚Schutz der Land-

schaft und landschaftsorientierte Erholung'. Östlich und nordöstlich schließen sich Waldberei-

che an, für die zusätzlich die Freiraumfunktion ‚Schutz der Natur’ dargestellt ist. Im Süden und 

westlich jenseits der Dülkener Straße setzt sich die Darstellung als Freiraum und Agrarbereich 

mit Funktion Landschaftsschutz und Erholung fort.

Der gültige Flächennutzungsplan (FNP) wurde vom Rat der Stadt Wegberg am 27.02.2008 

beschlossen und stellt innerhalb des Plangebiets überwiegend Sondergebietsflächen mit der 

Zweckbestimmung Camping dar, so dass nach § 8 Abs. 2 BauGB der Bebauungsplan, als ver-

bindlicher Bauleitplan, aus dem Flächennutzungsplan entwickelt ist.

Eine Teilfläche im Südosten der Platzanlage ist als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Angesichts der nicht parzellenscharfen Darstellung eines Flächennutzungsplanes im Vergleich 

zu einem Bebauungsplan und der geringen Ausmaße dieser Teilfläche kann fachlich von einer 

Herleitung der Inhalte des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan ausgegangen 

werden.
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Abbildung 1: Auszug aus dem Flächennutzungsplan

Außerhalb des Plangebiets schließen östlich jenseits der Dülkener Straße ebenfalls Sonderge-

bietsflächen mit der Zweckbestimmung „Camping“ sowie – weiter nach Süden – Flächen für 

Wald und schließlich für Landwirtschaft an. Nördlich des Plangebiets wird Fläche für Wald dar-

gestellt, die auch westlich angrenzt und sich ebenfalls auch in Richtung Süden fortsetzt. An-

sonsten überwiegt in südliche Richtung die Darstellung von Flächen für die Landwirtschaft.

Der Landschaftsplan III / 6 Schwalmplatte weist im Umfeld Landschafts- und Naturschutzge-

biete, geschützte Landschaftsbestandteile und Schutzgebiete europäischen Ranges /FFH- und

Vogelschutzgebiete) aus. Diese Festsetzungen wurden im Flächennutzungsplan als Vorgaben 

der Landschaftsplanung übernommen.

o. M.
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Abbildung 2: Auszug aus dem Landschaftsplan

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes V-6 befindet sich gemäß Festsetzungen des Land-

schaftsplanes innerhalb eines Landschaftsschutzgebietes, das seinerseits im Westen und Nor-

den und Osten in ein Naturschutzgebiet (hellrote Färbung) übergeht. Die westliche Grenze des 

Geltungsbereiches des Bebauungsplanes fällt dabei mit der Trennlinie zwischen Landschafts-

schutz- und Naturschutzgebiet zusammen. 

Teile des Naturschutzgebietes (in größerem Abstand zum Plangebiet) sind überlagert mit Aus-

weisungen als gesetzlich geschützte Biotopflächen (rotbraune Umrandung und Schraffur) und 

als FFH- und Vogelschutzgebiete (schwarz-senkrechte Schraffur).

Das Plangebiet liegt vollständig außerhalb festgesetzter Wasserschutzzonen.

Es existieren keine rechtskräftigen Bebauungspläne für den Bereich des Plangebiets. Im Jahre 

1999 hat die Stadt Wegberg jedoch die Aufstellung eines qualifizierten Bebauungsplanes mit 

dem Ziel der Sicherung der ausgeübten Nutzung als Camping- und Wochenendplatz eingeleitet 

und vorangetrieben, aber nicht bis zur Rechtsgültigkeit gebracht.

o. M.
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3. Geltungsbereich und Bestandssituation

3.1 Lage, Größe und Umgrenzung des Plangebietes

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Norden des Ortsteils Rickelrath westlich an-

grenzend an die Dülkener Straße. Nordöstlich auf der gegenüberliegenden Straßenseite 

schließt sich ein weiterer Camping- und Wochenendplatz an, ansonsten ist das Plangebiet ein-

gefasst von Wald- und Forstparzellen und – weiter südlich – von den Flächen einer Fischteich-

anlage.

Der Geltungsbereich beinhaltet die Flurstücke 17, 18, 62, 65 und 66 der Flur 50, Gemarkung 

Wegberg vollständig und umfasst die Flächen des bestehenden Camping- und Wochenend-

platzes „Heidehaus“. Die Fläche des Plangebiets erstreckt sich auf ca. 1,2 ha und ist von der 

Topografie her nahezu eben.

Abbildung 3: Lage des Plangebiets

3.2 Derzeitige Nutzung

Der überwiegende Teil der bereits angelegten Stand- und Aufstellplätze wird von Wochenend-

häusern und (inzwischen) ortsfesten Wohnwagen eingenommen. Zum Zeitpunkt der Planauf-

stellung sind ca. 30 Wochenendhäuser bzw. Wohnwägen, teilweise mit Freisitz oder Vorzelt, 

vorhanden und werden regelmäßig genutzt. Damit ist das Potential der Fläche hinsichtlich ihrer 

Stand- bzw. Aufstellplätze weitestgehend erschöpft. Zur Platzanlage gehört außerdem das 

Wohnhaus der Platzbetreiber mit Nebeneinrichtungen wie Garagen und Lagerschuppen.
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Am südwestlichen Plangebietsrand liegt ein Teich (ca. 350 m²), der zur Einleitung des Nieder-

schlagwassers von den angrenzenden Flächen und als Feuerlöschwasserreservoir dient. Die 

Entnahmestelle für die Feuerwehr ist eingerichtet.

3.3 Erschließung

Das Plangebiet wird derzeit über die ca. 7,5 m breit ausgebaute und etwa 10 m lange Zufahrt 

zur Dülkener Straße/ L 3 an das überörtliche Verkehrsnetz angebunden. Die innere Erschlie-

ßung ist - der Nutzung des Plangebietes entsprechend – nicht öffentlich gewidmet, sondern er-

folgt über Privatstraßen und – wege. Diese sind – abgesehen von dem 3,5 breiten asphaltierten 

Hauptfahrweg - im versickerungsfähigen Aufbau als Schotterfläche gestaltet. Das gilt für den 

als Wendeanlage, z. B. für Müllfahrzeuge und Lieferanten, dienenden Platz vor dem Wohnge-

bäude sowie für die Pkw-Stellflächen im Eingangsbereich und im Bereich des Platzes vor dem 

Verwaltungs- u. Wohngebäude.

3.4 Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Camping-/Wochenendplatzgebietes erfolgt jeweils durch den zu-

ständigen Ver- und Entsorgungsträger (Strom, Gas, Telekommunikation, Wasser, Abwasser, 

Müll u. a.). In den privaten Erschließungswegen des Plangebietes sind Wasserversorgungs-

und Abwasserentsorgungsleitungen verlegt worden. Es bestehen für die Aufstell- bzw. Stand-

plätze entsprechende Anschlussmöglichkeiten. Das anfallende Abwasser aus dem Camping-

/Wochenendplatz wird über das städtische Abwassernetz der städtischen Kläranlage zur Reini-

gung zugeführt. Das Oberflächenwasser versickert jeweils vor Ort oder wird dem nächsten Vor-

fluter zugeleitet. Ein Teil der Fläche führt das Oberflächenwasser dem vorhandenen Löschteich 

zu. Die Löschwasserversorgung ist durch die vorhandene Löschwasserentnahmestelle am 

Teich im südwestlichen Bereich des Plangebiets gesichert. 

Eine Wendemöglichkeit für Müllfahrzeuge ist vorhanden.

3.5 Naturräumliche Faktoren

Lage, Topografie

Das Plangebiet liegt im Niederrheinischen Tiefland und gehört innerhalb der naturräumlichen 

Großeinheit „Schwalm-Nette-Platte“ zur Schwalmebene. Es befindet sich östlich des Hank-

bruchberg, welcher sich ca. 62 m ü. NN erhebt. Das Gebiet liegt im Bereich einer alten Tongru-

be in welcher bis nach dem 2. Weltkrieg Ton abgebaut wurde. Der Geltungsbereich liegt auf 

der geschütteten Grube und steigt vom Westen zur Dülkener Straße im Osten hin an. Insge-

samt befindet sich das Gebiet auf ca. 60 m ü. NN, der nördlich angrenzende Wald. Steht an ei-

ner Kante und ist somit ca. 1,5 – 2 m höher als das Plangebiet.

Hydrologie

Das Gelände liegt ca. 280 m westlich der Schwalm, bereits außerhalb des eigentlichen Auebe-

reichs. Der Grundwasserstand des Gebiets kann durch die stattgefundenen Abgrabungen und 

Auffüllungen nicht eindeutig angegeben werden zumal der Bereich auch im Sümpfungsgebiet 

des Braunkohlentagebaus liegt. Näherungsweise kann nach der Karte des Erft-Verbands von 
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einem Grundwasserspiegel von etwa 51 – 52 m ü. NN ausgegangen werden. Der im Südwes-

ten des Geltungsbereichs gelegene Teich hat unmittelbar Anschluss an das Grundwasser und 

ist geprägt durch Nährstoffeinträge des angrenzenden Baumbestandes sowie durch dessen 

Beschattung. Der maximale Grundwasserpegel im Plangebiet liegt im Mittel vermutlich rund 

3 m unter Flur.

Boden

Der natürliche Ober- und Unterboden ist im Bereich des Camping- und Wochenendplatzes, be-

dingt durch den ehemaligen Tonabbau und die Wiederverfüllung nicht mehr vorhanden. Auch 

der Bereich der angrenzenden Landstraße (Dülkener Straße/ L 3) ist überformt, somit sind im 

gesamten Geltungsbereich keine natürlichen Bodenverhältnisse mehr anzutreffen. Es findet 

sich eine geringe Deckschicht mit Einzelbäumen und Zierpflanzen und Hecken. Überwiegend 

besteht das Gebiet aus einer Grünfläche die als Rasen zu charakterisieren ist. Daneben befin-

den sich der asphaltierte Haupterschließungsweg sowie die geschotterten Nebenwege.

Im Rahmen eines Bodengutachtens (IBL, 2003) wurden an verschiedenen Punkten im Plange-

biet Rammbohrungen (5 m Tiefe) durchgeführt. Die dabei untersuchten Bohrprofile wiesen alle 

eine bis zu 2 m dicke Schicht aus Sand und Kies auf, z. T. bedeckt mit  ca. 20 cm Mutterboden. 

Diese Schicht weist eine feucht-dichte Lagerung auf. Anschließend findet sich Grobsand, kie-

sig, in nass-dichter Lagerung bis ca. 3 m Tiefe und  eine feinsandig, tonige Schluffschicht von 

ca. 3 bis ca. 5 m Tiefe.

Potentiell natürliche Vegetation 

Die potentiell natürliche Vegetation des Plangebietes ist der frische bis trockene Eichen-

Buchenwald. Die Bestandsstruktur wird dabei hauptsächlich von Buchen mit Trauben- und

Stieleichen bestimmt. Daneben kommen v. a. Sandbirke, Vogelbeere und Espe vor. Im Unter-

wuchs sind Adlerfarn, Wurmfarn, Drahtschmiele und Pfeifengras Bestandteile der potentiell na-

türlichen Vegetation.

Natürliche oder naturnahe Waldbestände dieses Typs sind in der naturräumlichen Einheit heute 

nicht mehr vertreten. Der an das Plangebiet angrenzende forstwirtschaftlich genutzte Wald 

weist bereichsweise jedoch Grundzüge der potentiell natürlichen Vegetation auf, insbesondere 

das Buchen- und Eichenvorkommen.

3.6 Immissionen

Bezüglich der Lärmbelastung des „Camping- und Wochenendplatzes“ sind als schalltechnische

Orientierungswerte gem. DIN 18005 50 dB(A) tags und 40 bzw. 35 dB(A) nachts anzusetzen.

Es ist wahrscheinlich, dass diese Werte in den straßenseitigen Bereichen des Platzes durch 

den Verkehr auf der Dülkener Straße überschritten werden (DTV ca. 7.000 Kfz nach Verkehrs-

stärkenkarte 2010, s. a. Umgebungslärmkarten NRW des MKULNV im Bereich der Ortslage 

Rickelrath - für den Bereich des Plangebiets liegen allerdings keine Informationen vor).
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Die „Camping- und Wochenendplatznutzung“ selbst verursacht keine nennenswerte Lärment-

wicklung (keine lärmintensiven Freizeitaktivitäten auf dem Platz), von daher ist keine relevante 

diesbezügliche Störung der Nutzungen im Umfeld anzunehmen. 

4. Projektbeschreibung

Der Bereich des Plangebiets soll als Sondergebiet, das der Erholung dient, festgesetzt werden. 

Die genaue Art der baulichen Nutzung ist ein Camping- und Wochenendplatzgebiet. Das Maß 

der zukünftigen baulichen Nutzung orientiert sich an dem derzeitigen (2012), vorhandenen Be-

stand.

Die Erschließung des Plangebiets erfolgt unverändert von der Dülkener Straße aus über die 

vorhandene, als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzte Zufahrt. Daran knüpft der Hauptfahr-

weg der inneren Erschließung an, welcher in eine Platzsituation mündet. Zukünftig soll durch 

eine auf ein Mindestmaß festgesetzte Verkehrsfläche die Ver- und Entsorgung gesichert und 

der Versiegelungsgrad minimiert werden. Die heutige, im Eingangsbereich bestehende Er-

schließung in Form einer Umfahrung wird daher nicht festgesetzt. Hier sind für die Platzbetrei-

ber zukünftige Anpassungen bezüglich der heute innerhalb der Umfahrung liegenden Parzellen 

möglich.

Regelungen zum Ausgleich von Eingriffen in Boden, Natur und Landschaft und zur Einhaltung 

des Artschutzrechtes werden u. a. Gegenstand vertraglicher Vereinbarungen zwischen den 

Planbegünstigten und der Stadt Wegberg sein.

Die Problematik der Abstände der Aufstell – und Standplätze zum nördlich angrenzenden Wald 

kann durch den nun getätigten Erwerb der Waldflächen durch die Platzbetreiber gelöst werden.

Durch den Erwerb verpflichtet sich die Eigentümerin zur Pflege der Fläche und zur Wahrneh-

mung der Verkehrssicherungspflicht. In Zusammenarbeit mit der zuständigen Forstbehörde 

kann so die Umgestaltung der Waldfläche geplant werden, um eine mögliche Gefährdung der 

Nutzer und der Anlagen des Camping- und Wochenendplatzes sowie der angrenzenden öffent-

lichen Verkehrsfläche (L 3) auszuschließen. Damit sind die bisherigen Hinderungsgründe für 

das Rechtswirksamwerden des Bebauungsplanes V-6 zu behoben.

5. Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen

Der Bebauungsplan soll den entwickelten Bestand (Camping- und Wochenendplatz einschließ-

lich Neben- und Erschließungsanlagen sowie zugeordnete Wohnhäuser) planungsrechtlich ab-

sichern und gleichzeitig eine flexiblen Rahmen vorgeben, innerhalb dessen sich die Platzanlage 

an z.B. sich allmählich ändernde Anforderungen an die Nutzungsform Freizeitwohnen anpas-

sen kann. Dass diese allgemeinen Anforderungen fortlaufenden Änderungen unterworfen sind, 

dokumentiert unter Anderem die Novellierung der Camping- und Wochenendplatzverordnung 

(CW VO) des Landes Nordrhein-Westfalen aus dem Jahre 2011, die eine Vorgängerversion 

aus dem Jahr 1982 ablöst.

Aufgrund der geringen Fläche der Anlage, der damit verbundenen, beschränkten Entwick-

lungsmöglichkeit und unter Berücksichtigung der vorhandenen, gewachsenen Strukturen wer-

den sich die Festsetzungen an diesen Punkten orientieren. Zum Einen erhält damit die bisheri-

ge Entwicklung eine planerische Grundlage, zum Anderen wird auch für mögliche zukünftige 
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Entwicklungen auf der Fläche ein verbindlicher Rahmen gesteckt. Es wird generell davon aus-

gegangen, dass sich der jetzige Zustand des Plangebietes kurz- bis mittelfristig nur unwesent-

lich verändert. Dennoch ist die angesprochene zukünftige Entwicklung, z.B. im Fall einer Neu-

gestaltung bei Eigentümerwechsel möglich. Dann sind die entsprechenden, über den Bestand 

hinausgehenden Festsetzungen die Grundlage für eine zwischen Erholungsnutzung und Natur-

schutz ausgewogenen Entwicklung des Sondergebiets.

5.1 Art der baulichen Nutzung

Die Baugebiete im Geltungsbereich des Bebauungsplans werden gemäß § 10 BauNVO als 

Sondergebiete, die der Erholung dienen festgesetzt. Mit der Zweckbestimmung „Camping- und

Wochenendplatz“ wird der bisherigen Entwicklung des Gebiets Rechnung getragen und der 

Bestand planungsrechtlich abgesichert.

Der Geltungsbereich wird in die zwei Gebiete SOCW 1 und SOCW 2 gegliedert, um eine Be-

standssicherung zu und eine Nutzungsabgrenzung hinsichtlich Aufstell – und Standplätzen im 

östlichen Bereich einerseits sowie Verwaltungs – und Wohngebäude mit Nebenanlagen im 

nordwestlichen Bereich andererseits zu erreichen. Diese Gliederung findet sich in den entspre-

chenden Baufenstern wieder.

In SOCW 1 sind ausschließlich Aufstell- und Standplätze gemäß der CW VO zulässig. Durch 

die geringe Größe des Gebiets sollen weitergehende Nutzungen nur im Bereich des Hauptge-

bäudes stattfinden, um auf diese Weise die Ruhe und Erholungsfunktion auf den Stand- und

Aufstellflächen zu sichern.

Um auch in Zukunft die Attraktivität des Platzes und die Erholungsfunktion zu sichern werden in 

SOCW 2 Anlagen und Einrichtungen für Freizeitzwecke die das Freizeitwohnen nicht stören 

(Boule, u. ä.) zugelassen. 

Darüber hinaus sind in den dafür festgesetzten Flächen sind auch die zum Betrieb und zur Ver-

sorgung des Sondergebiets erforderlichen Einrichtungen wie z.B. Betriebswohnung, Garage, 

Kiosk, Büro u. ä. zugelassen. 

5.2 Maß der baulichen Nutzung

In den Sondergebieten wird ein am Bestand orientiertes Maß der baulichen Nutzung festge-

setzt, welches sich im westlichen Teil nach der CW VO richtet um der Erholungsfunktion ge-

recht zu werden. Im nordöstlichen Teil soll das gewählte Maß die Versiegelung minimieren und 

eine angemessene Nutzung der Fläche ermöglichen.

5.3 Überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden gemäß § 23 Abs. 1 BauNVO durch Baugrenzen

festgesetzt. Gebäude dürfen diese Baugrenzen nicht übertreten. Die Baugrenzen orientieren 

sich einerseits an der bestehenden Bebauung, andererseits soll durch die Lage und Dimensio-

nierung der Baufenster eine nutzungsverträgliche Belegung des Sondergebiets gewährleistet 

werden.

12



BEBAUUNGSPLAN V-6, RICKELRATH - CAMPING- UND WOCHENENDPLATZ „HEIDEHAUS“ BEGRÜNDUNG TEIL A

5.4 Verkehrsfläche

Das Plangebiet wird nach wie vor von der Dülkener Straße / L 3 her erschlossen. Der An-

schluss (Flurstück 66) wird zur Sicherung der Zufahrt als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. 

Daran knüpft die innere Erschließung des Plangebiets an, welche als private Verkehrsfläche 

festgesetzt wird bzw. Privatweg. Die Verkehrsflächen sind auf ein funktionales Maß beschränkt 

worden, um einerseits die notwendige Wendeanlage bzw. Befahrbarkeit für Rettungs- und

Löschfahrzeuge zu sichern, andererseits die dadurch entstehende Verdichtung und Versiege-

lung des Bodens zu minimieren. Zu diesem Zweck wird auch festgesetzt, dass die innere Er-

schließung, sofern wasserrechtliche Gründe nicht entgegenstehen und die Funktion als Zufahrt 

für Rettungs- und Versorgungsfahrzeuge nicht beeinträchtigt ist, wasserdurchlässig zu gestal-

ten ist. 

5.5 Stellplätze

Im SO – Gebiet sind private Stellplätze zur Deckung des durch den Camping – und Wochen-

endplatz erzeugten Stellplatzbedarfs im Eingangbereich festgesetzt. Zur Reduzierung des Ver-

siegelungsgrades und der Verdichtung des Bodens wird auch hier festgesetzt wasserdurchläs-

sige Materialien zu verwenden sofern Gründe des Wasserschutzes nicht entgegenstehen. 

5.6 Niederschlagswasserbeseitigung

Der im südwestlichen Grenzgebiet des Geltungsbereichs liegende Teich sammelt zum Teil das 

auf den angrenzenden Flächen anfallende Niederschlagswasser. Er besitzt darüber hinaus eine

Löschwasserentnahmestelle und steht somit auch als Feuerlöschteich zur Verfügung. Zur Si-

cherung dieser Funktionen wird die Wasserfläche als Fläche für die Rückhaltung und Versicke-

rung von Niederschlagswasser festgesetzt. 

5.7 Grünordnerische Festsetzungen

5.7.1 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Der Bebauungsplan orientiert sich bei der Festsetzung von grünordnerischen Festsetzungen im 

Wesentlichen an den Zielen des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags, die die Grundlage für 

die seinerzeit mit der Unteren Landschaftsbehörde abgestimmte Eingriffsregelung darstellen.

Bei der Umsetzung wird zwischen der Erholungsnutzung und der bestehenden Gestaltung des 

Betreibers bzw. vom Erholungssuchenden genutzten Grundstücks auf der einen Seite sowie 

den Zielen des Naturschutzes auf der anderen Seite abgewogen. Aus diesem Grund werden 

folgende Festsetzungen getroffen:

Im Grenzbereich des Plangebiets zur Dülkener Straße hin sollen durch die Festsetzung von 

Pflanzflächen die dortigen Parzellen langfristig ihren geschützten Charakter behalten sowie der 

Eingangsbereich des Standortes optisch und ökologisch aufgewertet werden. Neben den er-

gänzenden Anpflanzungen mit heimischen Gehölzen sind bestehende Laubbäume im Gel-

tungsbereich mit einem Stammdurchmesser ab 20 cm zu erhalten und bei Abgang mit heimi-

schen Laubbäumen zu ersetzen.
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Weiterhin werden Festsetzungen zu der vorhandenen Wasserfläche, als auch zu der künftigen 

Gestaltung von Freiflächen getroffen. In diesem Rahmen wird der Erhalt der Wasserfläche in 

möglichst naturnaher Ausprägung sowie die Entwicklung von extensiven Grünflächen festge-

setzt. Aus wasserschutzrechtlichen Gründen, der Lage des Plangebiets im Landschaftsschutz-

gebiet und seiner Nähe zu weiteren geschützten Teilen von Natur und Landschaft ist die Ver-

wendung von Pflanzenschutzmitteln mit wassergefährdenden Stoffen unzulässig. Darüber hin-

aus sind im Bereich der inneren Erschließung, der ausgewiesenen Stellplatzflächen sowie auf 

Flächen die der gemeinsamen Freizeitgestaltung durch die Nutzer des Sondergebiets dienen, 

insektenfreundliche Lampen mit einem UV-armen Lichtspektrum zu verwenden. Diese Festset-

zung soll verhindern, dass im Zuge einer Neugestaltung des Gebietes großzügig beleuchtet 

Anlagen entstehen, die zu erheblichen Beeinträchtigungen der Fauna führen können.

5.8 Hinweise, Vermerke, nachrichtliche Übernahmen

5.8.1 Archäologie

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der Gemeinde als 

Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außen-

stelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425/ 9039-0, Fax: 02425/ 9039-199, 

unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. 

Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzu-

warten.

5.8.2 Kampfmittel

Bei Auffinden von Bombenblindgängern/ Kampfmitteln während der Erd-/ Bauarbeiten sind aus 

Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen und die nächstgelegene Polizeidienststelle 

oder der Kampfmittelräumdienst bei der Bezirksregierung Düsseldorf zu verständigen (Tel.:

0211/475-1490).

5.8.3 Bauzeitenbeschränkung/Artenschutz

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte ist im Hinblick auf das Tötungsverbot die Bau-

feldfreimachung auf den Herbst oder Winter zu beschränken.

Die Durchführung von Abrissarbeiten oder wesentliche Umbauarbeiten an Nebengebäuden o-

der Wochenendhäusern sind zwischen Dezember und Ende März durchzuführen (Alternativ 

kurzfristige Untersuchungen zur tatsächlichen Nutzung durch Fledermäuse bzw. Arteneingren-

zung mit entsprechender Auswertung). Der Zeitraum für Rodungsarbeiten auf dem Platz liegt 

ausschließlich zwischen Oktober und Februar.

Eine weitergehende Untersuchung und Bewertung (ASP Stufe 2) ist erforderlich bei

 wesentlichen Maßnahmen an den Hauptgebäuden (aufgrund der möglichen Bedeutung als 
Wochenstube und möglicherweise auch als Winterquartier, ASP Stufe 2 für Gebäudefle-
dermäuse)

14



BEBAUUNGSPLAN V-6, RICKELRATH - CAMPING- UND WOCHENENDPLATZ „HEIDEHAUS“ BEGRÜNDUNG TEIL A

 nachteiligen Veränderungen des Stillgewässers entgegen den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans (aufgrund der möglichen Bedeutung für Amphibien, ASP Stufe 2 für Amphibien)

5.8.4 Behandlung des Oberbodens

Auf die Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG), insbesondere § 4, wird 

hingewiesen. Bei der Behandlung des abzutragenden Oberbodens gilt grundsätzlich die DIN 

18915. Dabei ist besonders das Blatt 3 (Bodenabtrag, Bodenlagerung, Bodenschichteneinbau, 

Bodenlockerung) zu beachten. Die Einrichtung von Baustellen und die Ablagerung von Baustof-

fen u.ä. haben möglichst flächensparend zu erfolgen.

5.8.5 Umgang mit Regenwasser

Zu beachten sind das Arbeitsblatt ATV 138 (Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen 

Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser) und das Arbeitsblatt 

ATV-DVWK-M 153 (Handlungsempfehlung zum Umgang mit Regenwasser) in der jeweils ak-

tuell gültigen Fassung.

5.9 Kenndaten der Planung (Flächenbilanz)

Gesamtfläche (Sondergebiet+priv Erschl. +öff. Verkehrsfläche) 11.664 m²

Sondergebiete 10.645 m²

Private Erschließung 933 m²

Flächen für Stellplätze 376 m²

Verkehrsflächen (öffentlich) 86 m²

Flächen zum Anpflanzen 178 m²

Flächen für Wasser 354 m²
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1. Einleitung 

Die Stadt Wegberg beabsichtigt, einen in den 60iger Jahren des vorigen Jahrhunderts auf einer 
alten Abgrabungsfläche entstandenen Campingplatz, dessen Nutzung sich sukzessive in Rich-
tung eines Wochenendhausgebietes weiterentwickelt hat, durch die Aufstellung des Bebau-
ungsplans V-6, Rickelrath - Camping- und Wochenendplatz „Heidhaus“ planerisch zu sichern, 
ohne wesentliche weitere Entwicklungen zuzulassen. Zur Verkehrssicherung ist voraussichtlich 
auf einer angrenzenden Waldparzelle außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
die Entnahme einiger Gefahrenbäume erforderlich. 

Die Fläche des Änderungsbereichs (Plangebiet) wird von den Anlagen des Platzes dominiert, 
umliegend stocken Waldbestände. Artenschutzrechtliche Konflikte sind nicht von vornherein 
auszuschließen. Die Vorprüfung Artenschutz (ASP Stufe 1) dient der Klärung, ob und inwieweit 
artenschutzrechtliche Belange durch die Planung berührt werden können, bzw. weitere Unter-
suchungen zur Klärung der Betroffenheit planungsrelevanter Arten erforderlich sind. 

Artenschutzrechtliche Belange in der Vorprüfung 

Die Notwendigkeit zur Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange im Rahmen von Pla-
nungsverfahren ergibt sich aus den unmittelbar geltenden Regelungen der §§ 44 und 45 
BNatSchG. Die Maßstäbe für die Prüfung ergeben sich insbesondere aus den in § 44 Abs. 1 
BNatSchG formulierten Zugriffsverboten für bestimmte Tierarten. Im Bezug auf europäisch ge-
schützte FFH-Anhang-IV-Arten1 und europäische Vogelarten2 ist es verboten 

1. wild lebende Tiere zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- 
und Wanderungszeiten so erheblich zu stören, dass sich der Erhaltungszustand der lo-
kalen Population verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten wild lebender Tiere aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören. 

Die „nur“ national besonders geschützten Arten sind nach Maßgabe des § 44 Abs. 5 Satz 5 
BNatSchG u. a. bei Vorhaben nach den Vorschriften des BauGB von den artenschutzrechtli-
chen Verboten freigestellt. Bei artenschutzrechtlichen Prüfungen gem. VV-Artenschutz des 
MKULNV NW (2010) und Handlungsempfehlung von MKULNV und MWEBWV (2010) be-
schränkt sich der Prüfumfang daher im Wesentlichen auf die o. g. europäisch geschützten Ar-
ten. Unterschieden wird hierbei gem. MUNLV (2007) zwischen planungsrelevanten (im Wesent-
lichen seltenen, gefährdeten) und nicht-planungsrelevanten (im Wesentlichen häufigen, nicht 
gefährdeten) Arten. Die Methodik und Untersuchungstiefe der Prüfung unterliegen dem Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit und hängen maßgeblich von den naturräumlichen Gegebenheiten 
und den zu erwartenden Beeinträchtigungen ab.  

In der artenschutzrechtlichen Vorprüfung wird durch eine abschätzende Prognose geklärt,  

                                                 
1  streng zu schützende Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse des Anhangs IV der Richtlinie 

92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen 
2  in Europa natürlich vorkommende Vogelarten im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 79/409/EWG  
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 ob Vorkommen von europäisch geschützten FFH-Anhang-IV-Arten und europäischen Vo-
gelarten aktuell bekannt oder zu erwarten sind und  

 bei welchen Arten aufgrund der Wirkungen des Vorhabens ggf. Konflikte mit den arten-
schutzrechtlichen Vorschriften möglich sind. 

Um dies beurteilen zu können, werden im Zuge der Vorprüfung  

 verfügbare Informationen zum betroffenen Artenspektrum recherchiert und ausgewertet, 

 in einer Ortsbegehung die Lebensraumpotenziale der Fläche bewertet sowie 

 relevante Wirkfaktoren vor dem Hintergrund des Vorhabentyps und der Örtlichkeit des Vor-
habens betrachtet und mögliche Auswirkungen auf relevante Arten abgeschätzt und 

 ggf. Empfehlungen für Maßnahmen zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Konflikten 
bzw. zu einem vertieften Untersuchungsbedarf formuliert. 

Informationsquellen 

Zur Klärung einer möglichen Betroffenheit planungsrelevanter Arten wurden die folgenden In-
formationsquellen berücksichtigt: 

 Vegetationsbestand / Habitatpotenzialanalyse (Ortsbegehung 11.1.2013) 

 Fundpunktkataster des LANUV für das MTB 4803 Wegberg (Datenlieferung vom 
21.12.2012) 

 Fachinformationssystem „Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen“ des LANUV mit der 
Auflistung der erweiterten Auswahl planungsrelevanter Arten in ausgewählten Lebensräu-
men für das Messtischblatt (MTB) 4803 Wegberg sowie Verbreitungskarten, Steckbriefen 
und Kurzbeschreibungen planungsrelevanter Arten (http://www.naturschutzinformationen-
nrw.de/artenschutz/de, Dezember 2012) 

 Daten zu Schutzgebieten (NSG, FFH, LSG, etc.) und schutzwürdigen Gebieten / Biotopka-
tasterflächen des LANUV (Landschaftsplan III6 Schwalmplatte des Kreises Heinsberg, 2005 
und http://www.naturschutzinformationen-nrw.de, downloads 12.2012) 

 Anfrage bei der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Heinsberg nach sonstigen, mögli-
cherweise lokal vorliegenden Informationen über Vorkommen planungsrelevanter Arten 
(Mail vom 12.02.2013, Hr. Dismon) 

2. Lage und Charakteristika des Untersuchungsgebietes 

Das Untersuchungsgebiet (UGB) umfasst im Wesentlichen den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans V-6. Möglicherweise relevante Strukturen im Umfeld werden ebenfalls betrachtet, um 
mögliche funktionale Beziehungen zu berücksichtigen. 

Die Fläche liegt nördlich des ländlich geprägten Ortsteils Wegberg-Rickelrath an der Dülkener 
Straße im Bereich einer ehemaligen, wiederverfüllten Tonabgrabung. Umliegend befinden sich 
neben einer Fischteichanlage im Süden und einem weiteren „Camping- und Wochenendplatz“ 
im Osten vor allem ausgedehnte Waldflächen, die die Schwalm und ihre Nebengewässer be-
gleiten. Insgesamt weist das UGB durch die Platznutzung und die nahe Straße ein vergleichs-
weise hohes Störungsniveau auf. 
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Abbildung 1: Geltungsbereich BP V-6  
Quelle: Daten der Stadt Wegberg 

Aktueller Bestand 

Die ursprüngliche Vegetation im Bereich des Platzes wurde vermutlich spätestens im Zuge des 
Tonabbaus beseitigt. Heute dominieren auf der Fläche die Anlagen des „Camping- und Wo-
chenendendplatzes“ mit Wochenendhausbebauung sowie Nebenanlagen und Grünflächen, ei-
nem Verwaltungs- und Wohngebäude mit Nebengebäuden wie Garagen und Schuppen. Die 
Zuwegungen auf dem Platz sind überwiegend geschottert oder mit Rasengittersteinen o. Ä. 
ausgeführt, nur die zentrale Zufahrt ist asphaltiert.  

Die Grünflächen werden von Rasenflächen und Ziergehölzen (Rhododendron, Scheinzypres-
sen, etc.) dominiert, in einigen Bereichen finden sich auch Laubgehölze (Birken, Hainbuchen, 
Hartriegel, etc.). Der Hauptweg wird von einer Birkenreihe (Stammdurchmesser rd. 20 cm) be-
gleitet und am Nordrand ragen die Kronen der dort stehenden Eichen auf das Grundstück. 

Entlang der Dülkener Straße befindet sich ein zweireihiger Gehölzstreifen aus Eichen, Buchen, 
und Linden mit Stammdurchmessern von 30-60 cm mit etwas Unterwuchs und bereichsweise 
Grünschnitt. 

Am südwestlichen Plangebietsrand liegt ein angelegtes Stillgewässer (ca. 350 m²), das zur Ein-
leitung des Niederschlagwassers von den angrenzenden Flächen und als Feuerlöschwasserre-
servoir dient. Er ist vergleichsweise naturnah und unverbaut ausgeprägt. 
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Im Zuge der Ortsbegehung wurden im Bereich des Platzes keine Baumhöhlen, Horste oder 
Schwalbennester gesichtet. Die bestehenden Gebäude weisen zahlreiche Spalten auf und es 
sind dort auch Hohlräume unterschiedlicher Größe anzunehmen. 

 

Abbildung 2: Blick über die Erschließungsachse des Platzes (li) und Löschteich (re) 
BKR, Begehung im Mai 2011 

Im direkten Umfeld finden sich ältere Eichen-Kiefern- sowie Kiefernbestände mittleren Alters 
und junge Buchenanpflanzungen. Direkt an der nördlichen Grenze des Geltungsbereichs befin-
det sich eine rd. 2 m hohe Geländekante, jenseits davon stockt ein älterer Waldbestand über-
wiegende aus Eichen mittleren bis höheren alters (darunter einige Gefahrenbäume). Im Zuge 
der Ortsbegehung wurde dort ein Baum mit einer Spechthöhle aufgenommen. Direkt an der Ge-
ländekante stehen neben Eichen auch vermehrt Kiefern und Ziergehölze. 

 

Abbildung 3: Waldbestand nördlich des Plangebietes (li) und dortige Spechthöhle (re) 
BKR, Ortsbegehung im Rahmen der ASP Stufe 1 im Januar 2013 

Schutzgebiete 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes V-6 befindet sich innerhalb eines Landschafts-
schutzgebietes (LSG 2.2-1 „Schwalmplatte“).  
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Im Westen, Norden und Osten schließt sich ein Naturschutzgebiet (NSG HS-006 „Schwalm-
bruch, Muehlenbach- und Knippertzbachtal“) an.  

Teile des NSG (in größerem Abstand zum UGB) sind überlagert mit Ausweisungen als gesetz-
lich geschützte Biotopflächen. Weitere Teile des NSG sind als FFH-Gebiet (DE-4803-301 
„Schwalm, Knippertzbach, Raderveekes und Lüttelforster Bruch“) und Vogelschutzgebiet (DE-
4603-401 VSG „Schwalm-Nette-Platte mit Grenzwald u. Meinweg“) ausgewiesen.  

 

Abbildung 4: Geschützte und schutzwürdige Flächen im Plangebiet und seinem Umfeld 
Quellen: Grafikdaten des LANUV, Daten des Kreises Heinsberg 

3. Vorprüfung Artenspektrum 

Konkrete Hinweise auf Vorkommen planungsrelevanter Arten auf der Fläche und in ihrem 

näheren und weiteren Umfeld 

Es liegen keine Fundpunkte des Katasters planungsrelevanter Tierarten des LANUV inner-
halb des Plangebiets und seines nächsten Umfelds. Im weiteren Umfeld befinden sich zahlrei-
che bekannte Vorkommen planungsrelevanter Arten innerhalb des NSG/VSG/FFH-Gebiet. 
Schwerpunktmäßig handelt es sich hierbei um anspruchsvollere Waldarten, insbesondere der 
Feuchtwälder (wie Nachtigall, Pirol, verschiedene Spechtarten, etc.), um Wasservogelarten (wie 
Eisvogel, Rohrdommel, Zwergtaucher, verschiedene Entenarten, etc.) und sonstige wasserge-
bundene Tierarten (wie Amphibien, Wasserschnecken, Libellen, etc.) sowie verschiedene Fle-
dermausarten. 
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Während der Ortsbegehung wurden auf den Flächen verschiedene Vogelarten beobachtet. Es 
handelte sich dabei um vglw. häufige, nicht planungsrelevante Arten wie Amseln, Blau- und 
Kohlmeisen, Buchfinken, Kleiber und in den Waldbeständen mindestens zwei Buntspechte. Alle 
europäischen Vogelarten sind gem. BNatSchG besonders geschützt. Die Platzbesitzerin berich-
tet zudem von häufigen sommerlichen Sichtungen von Fledermäusen auf dem Platz sowie von 
gelegentlichen Aufenthalten von Graureiher und Enten am Löschteich. 

Seitens der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Heinsberg liegen keine weiteren In-
formationen / Hinweise über mögliche Vorkommen relevanter Arten für das Untersuchungsge-
biet vor.  

Potenziell im Raum Wegberg vorkommende planungsrelevante Tierarten  

Die Liste planungsrelevanter Tierarten für das MTB 4803 Wegberg des LANUV für die Le-
bensraumkategorien Feucht- und Nasswälder, Laubwälder, Säume, Hochstaudenfluren, Gär-
ten, Parkanlagen, Siedlungsbrachen, Gebäude, Stillgewässer (und hypothetisch Fettwiesen und 
-weiden) nennt insgesamt 48 planungsrelevante Tierarten für die Gruppen Säugetiere, Vögel 
und Amphibien (s. Anlage 1). Die Messtischblattdaten sind nicht spezifisch auf das UGB zuge-
schnitten, sondern stellen eine Zusammenstellung der im gesamten MTB vorkommenden pla-
nungsrelevanten Arten für die ausgewählten Lebensraumtypen dar. 

Unter den Säugetieren auf der Liste finden sich 9 Fledermausarten, darunter vor allem Gebäu-
de bewohnende (wie Zwerg- und Breitflügelfledermaus sowie Teichfledermaus und Zweifarbfle-
dermaus) und ältere Gehölze bzw. Wald bewohnende Fledermausarten (wie Großer und Klei-
ner Abendsegler, Braunes Langohr und Wasserfledermaus). Als weiterer Säuger wird der Biber 
für das MTB gelistet, für den ein Vorkommen im UGB allerdings nicht anzunehmen ist. 

Weiter werden 34 Vogelarten auf der Liste aufgeführt, darunter Greifvögel strukturreicher Land-
schaften mit großem Aktionsradius (wie Mäusebussard, Habicht, Sperber), Arten strukturreicher 
Ortsränder, Parkanlagen (wie Steinkauz, Mehl- und Rauchschwalbe, Gartenrotschwanz, Turtel-
taube, Neuntöter, Turmfalke, etc.), typische Waldarten (wie Schwarz- und Mittelspecht, Wald-
kauz, Nachtigall, Pirol, etc.), sowie auch Arten, schilfreicher, ungestörter Gewässer (wie Rohr-
weihe, Wasserralle, Zwergtaucher, Rohrdommel, etc.) und Arten der offenen Feldflur (wie Reb-
huhn, Wachtel und Kiebitz). 

An Amphibien werden die drei gewässergebundenen Arten Kreuzkröte, Kammmolch und Moor-
frosch und an Reptilien die Zauneidechse aufgeführt.  

Potenzielle Habitatfunktionen im Untersuchungsgebiet für die möglichen planungsrele-

vanten Tierarten (Habitatpotenzialanalyse) 

In der Potenzialanalyse werden die Hinweise und Informationen über die gesichert und poten-
ziell vorkommenden planungsrelevanten Tierarten mit den im UGB aufgenommenen Strukturen 
abgeglichen. Im Ergebnis wird abgeschätzt und bewertet, welche Habitatfunktionen für pla-
nungsrelevante Tierarten im UGB anzunehmen sind und für welche Tierarten keine Funktionen 
anzunehmen sind. 
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Gebäude  

Es ist anzunehmen, dass in dem Wohngebäude und den Schuppen, evt. auch in einigen Wo-
chenendhäusern Gebäudefledermäuse vorkommen. Wahrscheinlich sind Sommerquartiere, 
bzw. kleine Wochenstuben von Arten wie Zwerg- und Breitflügelfledermaus, nicht auszuschlie-
ßen auch Teich- und Zweifarbfledermaus sowie Braunes Langohr. Größere Winterquartiere 
sind eher unwahrscheinlich, können aber für die frostfreien Bereiche im Wohnhaus, z.B. Dach-
boden nicht ausgeschlossen werden.  

Grünflächen 

Anzunehmen sind für die Gehölze und Wiesenflächen der Grünflächen um die Gebäude Funk-
tionen als Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie als Nahrungshabitate hauptsächlich für wenig 
anspruchsvolle, ubiquistische Tierarten aus verschiedenen Tiergruppen, wie die während der 
Ortsbegehung registrierten Vogelarten, häufige Kleinsäuger, Insekten, etc. 

Vorkommen des Gartenrotschwanzes sind aufgrund mangelnder Strukturen (Halbhöhlen in al-
ten Bäumen, z.B. in Kopfweiden und alten Obstbäumen) und des hohen Störungsniveaus auf 
dem Platz nicht zu erwarten.  

Anzunehmen sind in den Grünflächen Nahrungshabitate von untergeordneter Bedeutung für Ar-
ten aus dem Umfeld (möglich z.B. Greife wie Mäusebussard, Turmfalke, Sperber, Waldkauz). 
Für die in den Gebäuden vermuteten Fledermausarten (s.o.) können die offenen Bereiche als 
Jagdhabitate z.T. von relevanter Bedeutung sein.  

Aufgrund des benachbarten Löschteichs sind auch in untergeordneter Dimension Landlebens-
räume für Amphibien denkbar, allerdings scheinen die direkt an den Teich anschließenden Bö-
schungs- und Waldbereiche diesbezüglich deutlich geeigneter. 

Löschteich 

Der Löschteich mit dem umgebenden Böschungsufer kann verschiedenen Amphibienarten als 
Lebens- und Fortpflanzungsstätte dienen. Grundsätzlich gilt dies auch für die planungsrelevan-
ten Arten des Messtischblattes. Zwar weist der Löschteich diesbezüglich keine optimalen Be-
dingungen auf (insbesondere berichtet die Besitzerin von einem Fischbesatz des Teiches), 
gänzlich auszuschließen sind Vorkommen jedoch nicht. 

Daneben kann der Teich trotz seiner geringen Größe verschiedenen Fledermausarten (s.o.) als 
Jagdhabitat sowie weniger scheuen Wasservogelarten aus dem weiteren Umfeld (z.B. Graurei-
her, Enten, etc.) als Nahrungshabitat von untergeordneter Bedeutung dienen. 

Für Arten, die auf Wasserflächen mit größeren und ruhigen Schilfbeständen angewiesen sind 
(wie Rohrweihe, Wasserralle, Rohrdommel, etc.), bietet der Teich kein geeignetes Habitat. Die-
se sind z.B. im NSG- und FFH-Gebiet im weiteren Umfeld des UGB zu erwarten. 

Waldflächen im direkten Umfeld des Geltungsbereichs 

Die MTB-Liste des LANUV enthält einige Tierarten, die grundsätzlich in mittelalten bis alten 
heimischen Baumbeständen vorkommen können. Ein Teil dieser Arten baut oder nutzt 
Fortpflanzungs-/Nistplätze, die im Zuge einer Ortsbegehung gut erkennbar wären. Dazu gehö-
ren Greifvogelhorste, größere Specht- oder sonstige Baumhöhlen.  
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Greifvogelhorste, größere Baumhöhlen oder auch Überreste größere Vogelnester wurden bei 
der Ortsbegehung nicht gesichtet. In einer Eiche nördlich des Geltungsbereichs befindet sich 
eine Spechthöhle und es hielt sich ein Buntspecht in dem Bestand auf. Es ist anzunehmen, 
dass es sich um die Höhle des Buntspechtes handelt, zumal dieser vergleichsweise tolerant 
gegenüber Störungen ist. Für störungsempfindliche Waldarten sind die umliegenden, weniger 
gestörten Waldbestände des NSG bzw. FFH-Gebietes als deutlich attraktiver anzusehen. 

Einige ältere Bäume im nahen Umfeld sind stark mit Efeu überwachsen, es ist daher nicht aus-
zuschließen, dass sich hier kleine Baumspalten oder weitere kleine Höhlen befinden. In solchen 
Bereichen können sich auch Spaltenquartiere für Fledermäuse befinden. Anzunehmen sind vor 
allem kleine Sommer- oder Zwischenquartiere einzelner Männchen, jedoch keine größeren Wo-
chenstuben oder Winterquartiere.  

Vorkommen von Nachtigall oder Pirol sind hier aufgrund des Störungsniveaus ebenfalls als 
eher unwahrscheinlich anzunehmen, jedoch nicht gänzlich auszuschließen. Auch für diese Ar-
ten sind die umliegenden, weniger gestörten Waldbestände als deutlich attraktiver anzusehen. 

Für die planungsrelevanten Tierarten, die in den umliegenden, weniger gestörten Waldberei-
chen (NSG, FFH-Gebiete, VSG, Biotopkatasterflächen) vorkommen können, sind in den direkt 
an den Geltungsbereich angrenzenden Waldbeständen insgesamt eher Teilhabitatfunktionen, 
z.B. als Nahrungshabitat von untergeordneter Bedeutung anzunehmen. 

 

Die Arten der offenen Feldflur wie Rebhuhn, Kiebitz, Wachtel der MTB-Liste sind im UGB habi-
tatbedingt nicht zu erwarten. Auch ist nicht davon auszugehen, dass die von Wald umgebene 
Fläche unmittelbar nach der Verfüllung der Tongrube unter hypothetischer Grünlandnutzung re-
levante Habitatfunktionen für diese Arten aufwies. 

Anlage 1 enthält die zusammenfassende Bewertung möglicher Habitatfunktionen des Untersu-
chungsgebietes für planungsrelevante Tierarten auf der Grundlage der MTB-Daten des LANUV. 

4. Wirkfaktoren des Vorhabens 

Der Bebauungsplan sieht eine Nutzung als „Camping- und Wochenendplatz“ vor. Seit der Wie-
derverfüllung einer Tongrube hat sich an diesem Standort bis heute bereits eine entsprechende 
Nutzung entwickelt, die nun planerisch gesichert werden soll.  

Zunächst ist es wahrscheinlich, dass die bisherige Nutzung unverändert fortgeführt wird. Aus 
Gründen der Verkehrssicherung ist es voraussichtlich erforderlich, auf der nördlich an den Gel-
tungsbereich angrenzenden Waldfläche einzelne Gefahrenbäume zu entnehmen. Von weiteren 
maßgeblichen Veränderungen ist kurz- bis mittelfristig nicht auszugehen.  

Langfristig sind durch die planerische Sicherung einer Nutzung als „Camping- und Wochenend-
platz“ grundsätzlich auch umfangreiche Umbaumaßnahmen im Rahmen der zulässigen Nut-
zung möglich. Für diese zukünftigen Entwicklungen steckt der Bebauungsplan einen Entwick-
lungsrahmen ab: 
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Eine höhere Bebauungsdichte ist aufgrund der Abstands- und Grundflächenvorgaben der Cam-
ping- und Wochenendplatzverordnung kaum möglich - wohl aber eine Umstrukturierung von 
heutigen Bau- und Grünflächen. 

Der Bebauungsplan setzt für seinen Geltungsbereich u. a. fest, dass wertvolle Laubbäume zu-
künftig zu erhalten, bzw. nicht erhaltbare Bäume zu ersetzen und bei Anpflanzungen heimische 
Gehölzarten zu verwenden sind. Weiterhin ist vorgegeben, einen Anteil extensiver Grünflächen 
zu entwickeln. Der Löschteich ist als Stillgewässer zu erhalten, wobei eine möglichst große Na-
turnähe zu erreichen ist. Zur Beleuchtung des Platzes sollen möglichst störarme Techniken ge-
wählt werden (z.B. Na-Dampf-Niederdrucklampen). 

Bei Veränderungen der heutigen Situation sind im Plangebiet im Wesentlichen die folgenden 

für den Artenschutz relevanten Auswirkungen zu erwarten: 

 Abriss von bestehenden Gebäuden mit Zerstörung ihrer aktuellen Habitatfunktionen und 
ohne Vermeidungsmaßnahmen Gefährdung von Individuen dort lebender Tiere 

 Baumfällungen oder sonstige Vegetationsbeseitigung im Zuge von Umstrukturierungen mit 
Verlust der entsprechenden Habitatfunktionen und ohne Vermeidungsmaßnahmen Gefähr-
dung von Individuen dort lebender Tiere 

 Neuanlage von Gebäuden mit möglicherweise andersartigen Habitateigenschaften 

 Umgestaltung, Neuanlage von Grünanlagen mit unterschiedlichen Habitatqualitäten unter 
Berücksichtigung der Vorgaben des Bebauungsplans bezüglich extensiver Nutzung und 
Gehölzartenverwendung 

 Temporäre Störeffekte während der Umgestaltungsmaßahmen (Baulärm- und Lichtemissio-
nen sowie Erschütterungen) 

Bei ggf. erforderlichen verkehrssicherungstechnischen Maßnahmen in direkt angrenzenden 
Waldbeständen sind die folgenden Wirkungen möglich: 

 Entnahme einzelner Gefahrenbäume mit der Zerstörung ihrer aktuellen Habitatfunktionen 
und ohne Vermeidungsmaßnahmen mit Gefährdung von Individuen dort lebender Tiere 

 Temporäre Störeffekte während der Fällarbeiten 

Mit einer relevanten dauerhaften Erhöhung des Störungsniveaus durch die Nutzung des „Cam-
ping- und Wochenendplatzes“ ist nicht zu rechnen, da grundsätzliche Veränderungen der Nut-
zungsart nicht zulässig sind. 

5. Artenschutzrechtliche Bewertung der Auswirkungen unter Berücksichtigung 

möglicher Vermeidungsmaßnahmen 

Nachfolgend werden die durch die Planung möglichen Auswirkungen auf die im UGB zu erwar-
tenden planungsrelevanten Tierarten unter den Vorgaben des speziellen Artenschutzrechtes 
des §§ 44, 45 des BNatSchG bewertet. Hierbei werden ggf. erforderliche Vermeidungsmaß-
nahmen genannt und berücksichtigt. 

Beim Abriss oder wesentlichen Umbaumaßnahmen am Gebäudebestand (Wochenendhäu-
ser, Nebengebäude) kann es zu erheblichen Störungen von dort lebenden Fledermäusen oder 
auch zur Tötung von Fledermausindividuen kommen. Um dies zu vermeiden, sind Abrissmaß-
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nahmen außerhalb der Aktivitätszeiten möglicherweise betroffener Fledermausarten durchzu-
führen (Abrissarbeiten durchzuführen zwischen Dezember und Ende März). Alternativ kann 
durch kurzfristige Untersuchungen die tatsächliche Nutzung durch Fledermäuse bzw. eine Ar-
teneingrenzung mit entsprechender Auswertung vorgenommen werden.  

Bei wesentlichen Maßnahmen an den Hauptgebäuden ist aufgrund der angenommenen Be-
deutung als Wochenstube und möglicherweise auch als Winterquartier eine Art-für-Art-Prüfung 
mit entsprechenden Erhebungen (ASP Stufe 2) für Gebäudefledermäuse durchzuführen. 

Es wird darüber hinaus empfohlen, bei der Neuanlage von Gebäuden auf „Fledermausfreund-
lichkeit“ zu achten (z.B. Einbau von Fledermausspaltensteinen o.Ä.). 

Bei wesentlichen Veränderungen an den Grünflächen, insbesondere bei Baumfällungen 

oder sonstigen Gehölzbeseitigungen können Einzelindividuen dort lebender Tierarten zu 
Schaden kommen. Zwar ist ein Vorkommen planungsrelevanter Arten unwahrscheinlich, das 
Tötungsverbot gilt jedoch auch für alle heimischen Vogelarten. Zur Vermeidung eines arten-
schutzrechtlichen Konfliktes sind Rodungsarbeiten ausschließlich außerhalb der Fortpflan-
zungs- und Brutzeit der dort zu erwartenden Arten auszuführen (Rodungsarbeiten durchzufüh-
ren zwischen Oktober und Februar). 

Gemäß Bebauungsplan sind wertvolle Gehölze im Geltungsbereich des Bebauungsplans zu er-
halten. Bei Ersatz- oder Neuanpflanzungen sind heimische Gehölzarten zu verwenden. Es wird 
weiterhin empfohlen, verstreut Nisthilfen für Vögel und Fledermäuse anzubringen. 

Nachteilige Veränderungen des Stillgewässers außerhalb seiner Nutzung als Löschteich 

sind nicht zulässig. Sollten hier jedoch einmal relevante Veränderungen vorgenommen wer-
den, ist eine Art-für-Art-Prüfung mit entsprechenden Erhebungen (ASP Stufe 2) für Amphibien 
durchzuführen. 

Es ist anzunehmen, dass sich in den angrenzenden Waldbeständen (insbesondere den Laub-
beständen) einige Fortpflanzungs- und Brutplätze für verschiedene vergleichsweise häufige, 
nicht planungsrelevante Tierarten befinden. Während der Ortsbegehung wurde auf der nördlich 
angrenzenden Fläche eine Spechthöhle gesichtet (vermutlich des nicht planungsrelevanten 
Buntspechts). Greifvogelhorste, größere Baumhöhlen, Überreste größerer Vogelnester oder 
sonstige Hinweise auf Vorkommen entsprechender Tierarten wurden nicht gesichtet. Für Tierar-
ten des Waldes, die störungsärmere Bestände bevorzugen, wie z.B. Pirol, Nachtigall, Mittel- 
und Schwarzspecht, weisen die Bestände vermutlich höchstens eine untergeordnete Funktion 
als Nahrungshabitat auf, Einzelvorkommen sind sehr unwahrscheinlich, können allerdings nicht 
vollständig ausgeschlossen werden.   
Im Bezug auf die artenschutzrechtliche Bewertung ist hier insbesondere relevant, dass forstli-
che Maßnahmen gem. § 44 Abs. 4 keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände auslösen, 
solange sie keine populationsrelevanten Effekte hervorrufen. Populationsrelevante Effekte sind 
auch beim unwahrscheinlichen Vorkommen eines vereinzelten Nistplatzes einer dieser Arten in 
den Beständen als ausgeschlossen anzusehen. Es wird nichts desto trotz empfohlen, ggf. auf-
grund der Verkehrssicherheit erforderliche Fällarbeiten auf der nördlich angrenzenden Fläche 
außerhalb der Brutzeiten durchzuführen und den dort aufgenommenen Höhlenbaum, soweit es 
die Verkehrssicherungspflicht zulässt, zu erhalten, um Auswirkungen auch auf nicht planungs-
relevante Tierarten zu minimieren. 
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Da keine nutzungsbedingte relevante Erhöhung des Störungsniveaus auf die umliegenden 

Schutzgebietsflächen durch den Bebauungsplan anzunehmen ist, sind keine erheblichen Stö-
rungen dort lebender Tierarten zu erwarten (die Entwicklung des dortigen Artenbestands erfolg-
te dort trotz des gleichzeitigen Bestehens des Platzes).  

 

Bei Berücksichtigung der genannten Vermeidungsmaßnahmen ist nicht mit dem Auslö-

sen eines artenrechtlichen Verbotstatbestandes zu rechnen. 

Erforderliche Vermeidungsmaßnahmen sind: 

 Durchführung von Abrissarbeiten oder wesentliche Umbauarbeiten an Nebengebäuden oder 
Wochenendhäusern zwischen Dezember und Ende März (Berücksichtigung möglicher Fle-
dermausvorkommen)  
Alternativ kurzfristige Untersuchungen zur tatsächliche Nutzung durch Fledermäuse bzw. 
Arteneingrenzung mit entsprechender Auswertung 

 Durchführung von Rodungsarbeiten auf dem Platz ausschließlich zwischen Oktober und 
Februar (Berücksichtigung Vorkommen heimischer Vogelarten)  

Eine weitergehende Untersuchung und Bewertung (ASP Stufe 2) ist erforderlich bei 

 wesentlichen Maßnahmen an den Hauptgebäuden (aufgrund der möglichen Bedeutung als 
Wochenstube und möglicherweise auch als Winterquartier, ASP Stufe 2 für Gebäudefle-
dermäuse) 

 nachteiligen Veränderungen des Stillgewässers entgegen den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans (aufgrund der möglichen Bedeutung für Amphibien, ASP Stufe 2 für Amphibien) 

Als populationsstützende Maßnahmen wird weiterhin empfohlen 

 bei der Neuanlage von Gebäuden auf „Fledermausfreundlichkeit“ zu achten (z.B. Einbau 
von Fledermausspaltensteinen o.Ä.) 

 im Bereich der Grünflächen Nisthilfen für Vögel und Fledermäuse anzubringen 

Auch wenn durch die ggf. erforderliche forstliche Maßnahme auf dem nicht im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans liegenden benachbarten Waldgrundstück gem. § 44 Abs. 4 kein ar-
tenschutzrechtlicher Konflikt ausgelöst wird, wird empfohlen 

 die vorgesehenen Fällarbeiten auf der Fläche außerhalb der Brutzeiten durchzuführen und  

 den Höhlenbaum und möglichst viele weitere ältere Eichen zu erhalten, soweit es die Ver-
kehrssicherungspflicht zulässt  
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Anlage 1  

Auswahl planungsrelevanter Arten in ausgewählten Lebensräumen für das MBT 

4803 Wegberg (LANUV 2012) und gutachterliche Bewertung der möglichen 

Habitatfunktionen im Untersuchungsgebiet 

Verwendetet Abkürzungen: 

Vorkommen: XX Hauptvorkommen, X Vorkommen, (X) potentielles Vorkommen  

Erhaltungszustand (EHZ) in NW – Atlantische Region: 

G günstig, U unzureichend, S schlecht, - tendenzielle Verschlechterung, + tendenzielle Verbesserung 

Lebensräume: W/feu-na: Feucht- und Nasswälder; LauW/mitt: Laubwälder mittlerer Standorte; Saeu: Säume, Hoch-
staudenfluren; Gaert: Gärten, Parkanlagen, Siedlungsbrachen; Gebaeu: Gebäude; StillG: Stillgewässer; FettW: Fett-
wiesen und -weiden 
Status: Av: Art vorhanden; sb: sicher brütend; WG: Wintergast; bzB: beobachtet zur Brutzeit 
 
Bewertung Habitatfunktionen im Untersuchungsgebiet 
keine HF: keine Habitatfunktion anzunehmen 
keine ess HF: keine essenzielle Habitatfunktion anzunehmen (Funktion z.B. als Nahrungshabitat von nicht essenziel-
ler Bedeutung möglich bzw. nicht gänzlich auszuschließen) 

FRS/ess HF mög: Fortpflanzungs- und Ruhestätten oder essenzielles Nahrungshabitat möglich bzw. nicht auszu-
schließen 

FRS mög n p-rev: Fortpflanzungs- und Ruhestätten möglich bzw. nicht auszuschließen, jedoch keine Populationsre-
levanz (betrifft an den Geltungsbereich angrenzende Waldbestände) 
 

Art 
Sta-
tus 

EHZ  
(ATL) 

W/ 
feu-
na 

LauW/
mitt 

Saeu Gaert
Ge-
baeu 

StillG FettW 
Bewertung 
Habitatfunkti-
onen im UGB  

Säugetiere 
Europäischer  
Biber 

Av G X     X  
keine HF 

Breitflügel 
fledermaus 

Av G (X) (X)  XX 
WS/ 
WQ 

(X) X 
FRS/ess HF mög

Teich- 
fledermaus 

Av G (X) (X)  (X) 
WS/ 
(WQ) 

XX X 
FRS/ess HF mög

Wasser-
fledermaus 

Av G X X  X (WQ) XX (X) 
keine ess HF 

Kleiner  
Abendsegler 

Av U X XX  X 
(WS)/
(WQ) 

X X 
keine ess HF 

Großer  
Abendsegler 

Av G X XX (X) X (WQ) (X) (X) 
keine ess HF 

Rauhhaut- 
fledermaus 

Av G XX X   
(WS)/
(WQ) 

X  
keine ess HF 

Zwerg- 
fledermaus 

Av G X X  XX 
WS/ 
WQ 

(X) (X) 
FRS/ess HF mög

Braunes  
Langohr 

Av G X XX X X 
WS/ 
(WQ) 

(X) X 
FRS/ess HF mög

Zweifarb- 
fledermaus 

Av G  (X)  X 
WS/ZQ/

WQ 
(X) (X) 

FRS/ess HF mög
Vögel 
Habicht sb G (X) X  X   (X) keine ess HF 
Sperber sb G (X) X X X   (X) keine ess HF 
Teichrohrsänger sb G      XX  keine HF 
Feldlerche sb    X    XX keine HF 
Eisvogel sb G X   (X)  X  keine HF 
Krickente sb U   (X)   X  keine ess HF 
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Art 
Sta-
tus 

EHZ  
(ATL) 

W/ 
feu-
na 

LauW/
mitt 

Saeu Gaert
Ge-
baeu 

StillG FettW 
Bewertung 
Habitatfunkti-
onen im UGB  

Wiesenpieper sb G-   XX    XX keine HF 
Graureiher sb G X X  X  X X keine ess HF 
Steinkauz sb G   X X X  XX keine HF 
Rohrdommel WG U      XX  keine HF 
Mäusebussard sb G (X) X X    (X) keine ess HF 
Flussregenpfeifer sb U      X  keine HF 
Rohrweihe sb U   X   XX  keine HF 
Wachtel sb U   XX    (X) keine HF 
Mehlschwalbe sb G-   X X XX (X) (X) keine HF 
Mittelspecht sb G X XX      FRS mög n p-rev
Kleinspecht sb G XX XX  X   (X) FRS mög n p-rev
Schwarzspecht sb G (X) XX X    (X) FRS mög n p-rev
Baumfalke sb U (X) X X   X  keine ess HF 
Turmfalke sb G   X X X  X keine ess HF 
Rauchschwalbe sb G-   X X XX X X keine HF 
Neuntöter sb U   X    (X) keine HF 
Heidelerche sb U   XX     keine HF 
Nachtigall sb G XX X X X  (X)  FRS mög n p-rev
Pirol sb U- XX X  X    FRS mög n p-rev
Rebhuhn sb U   XX X   X keine HF 
Gartenrot-
schwanz 

sb U- X X  X   X 
FRS mög n p-rev

Wasserralle bzB U   (X)   XX  keine HF 
Uferschwalbe sb G      X (X) keine HF 
Schwarzkehlchen sb U   XX    (X) keine HF 
Turteltaube sb U-  X  (X)   (X) keine ess HF 
Waldkauz sb G  X (X) X X  (X) keine ess HF 
Zwergtaucher sb G X     XX  keine HF 
Kiebitz sb G      X X keine HF 
Amphibien 
Kreuzkröte Av U   (X) XX  X  FRS/ess HF mög
Moorfrosch Av U X     XX X FRS/ess HF mög
Kammmolch Av G X X (X) (X)  XX (X) FRS/ess HF mög
Reptilien 
Zauneidechse Av G-  (X) XX X (X)   FRS/ess HF mög

 



Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Umwelt, Verkehr, Abwasser

Datum:
04.06.2013

Tagesordnungspunkt
2.3

Vorlage-Nr:
VO/2448/13

Bezeichnung der Vorlage:

Abschluss eines Erschließungsvertrages;
Bebauungsplan IX-5, Merbeck-Nopperweg

Genehmigungsvermerk

Datum: 05.06.2013

Bürgermeister:

Gez. Pillich
Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.06.2013 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr
Ö 16.07.2013 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Herr Norbert Gehlen aus Wegberg beabsichtigt, die Erschließung des 
Bebauungsplangebietes IX-5, Merbeck-Nopperweg, auf eigene Kosten 
durchzuführen. Hierzu ist der Abschluss eines Erschließungsvertrages nach 
Maßgabe des § 124 Baugesetzbuch (BauGB) erforderlich. Die Erschließung ist 
grundsätzlich Aufgabe der Gemeinde (§ 123 BauGB). Durch einen 
Erschließungsvertrag, einer besonderen Form des städtebaulichen Vertrages (§ 11 
BauGB), kann die Gemeinde die Erschließung auf Dritte übertragen. 

Auf Initiative von Herrn Gehlen als Vorhabenträger wurde ein Bebauungsplan in 
Abstimmung mit der Stadt vorbereitet. Der vorliegende Bebauungsplanentwurf bedarf 
noch des abschließenden Satzungsbeschlusses durch den Rat. 

Die vom Fachbereich geprüften Unterlagen zum Kanal- und Straßenbau sowie der 
Begrünung sind auf der Grundlage der Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfes 
entwickelt worden. 

Die rechtlichen Voraussetzungen zum Abschluss eines Erschließungsvertrages sind 
gegeben. Die zu vereinbarenden Leistungen sind den gesamten Umständen nach 
angemessen und stehen in sachlichem Zusammenhang mit der Erschließung (§ 124 
Abs. 3 BauGB). Es ist anzumerken, dass eine Gemeinde verpflichtet ist, die 
Erschließung selbst durchzuführen, falls sie bei Bestehen eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes ein zumutbares Angebot eines Dritten zur Erschließung ablehnt. 

Wesentliche Bestandteile der Vereinbarung sind die volle Kostenübernahme durch 
den Erschließungsträger sowie die Absicherung der Maßnahme durch eine 
kostendeckende Bankbürgschaft. Nach Fertigstellung und Abnahme übernimmt die 
Stadt die Anlagen kosten- und lastenfrei in ihre Unterhaltung. 

Der Vertragstext liegt dieser Vorlage als Anlage bei. Die Anlagen zum Vertrag 
(Lagepläne und Ausführungszeichnungen) werden am Sitzungstag im Ratssaal 
aushängen. 



Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr empfiehlt dem Rat, er möge 
beschließen, dem Angebot des Herrn Norbert Gehlen zum Abschluss eines 
Erschließungsvertrages für die Erschließung des Bebauungsplangebietes IX-5, 
Merbeck - Nopperweg, zuzustimmen und die Verwaltung zu beauftragen, den 
Abschluss des Vertragswerkes herbeizuführen.

Kosten und Finanzierung:
Es entstehen Verwaltungskosten (Personalkosten) durch Baukontrollen und 
Abnahme sowie nach Fertigstellung Unterhaltungskosten im Bereich Straßen- und 
Kanalbau. Gegen gerechnet werden müssen die Einnahmen durch Steuern und 
Gebühren.

Alternativen:
Keine Vorschläge der Verwaltung

Anlage/n:
Erschließungsvertrag
Entwurf Bebauungsplan

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Kamps FB 302
Gez. Gaspers FBL 302
Gez. Fabry Techn. Beigeordneter



 

   
 
 
 
 

ERSCHLIEßUNGSVERTRAG 
 
 

Die Stadt Wegberg, 
 

diese vertreten durch den Bürgermeister, 
 

Rathausplatz 25, 41844 Wegberg, 
 

- nachstehend “Stadt“ genannt - 
 

und 
   

Herr Norbert Gehlen, Ringstraße 7, 41844 Wegberg 
 

- nachstehend “ Erschließungsträger“ genannt - 
 

schließen folgenden Vertrag 
 
 

 
§ 1 

Gegenstand des Vertrages 
 

(1) Die Stadt überträgt nach § 124 Baugesetzbuch (BauGB) die erstmalige Erschließung 
auf den Erschließungsträger. Die Umgrenzung des Erschließungsgebietes ergibt sich 
aus dem als Anlage 1 beigefügten Plan. Für die Abtretungsflächen (Straßenland an 
Stadt Wegberg) gilt der beiliegende Plan entsprechend. 

 
(2) Grundlage für die Ausführung der vorgenannten Arbeiten ist die von der Stadt zu ge-

nehmigende und vom Erschließungsträger zu erbringende Ausführungsplanung betref-
fend den Ausbau und die Aufweitung der Planstraße und eines Wendehammers sowie 
die Herstellung eines Regenwasserkanals. Für die Art, den Umfang und die Ausfüh-
rung der Erschließung ist der rechtsverbindliche Bebauungsplan IX-5, Merbeck-
Nopperweg maßgebend. 

  
(3) Der Erschließungsträger verpflichtet sich zur erstmaligen Herstellung der Erschlie-

ßungsanlagen gem. §§ 2 und 3 dieses Vertrages. 
 
(4) Die Stadt verpflichtet sich, die öffentlichen Erschließungsanlagen bei Vorliegen der in   

§ 8 dieses Vertrages genannten Voraussetzungen in ihre Unterhaltung und Verkehrs-  
sicherungspflicht zu übernehmen. Die erforderlichen Erschließungsflächen laut Plan 
werden in einem gesonderten, notariellen Kaufvertrag von der Stadt Wegberg kosten- 
und lastenfrei erworben. Die Übertragung der öffentlichen Flächen ist nicht Gegen-
stand dieses Vertrages. 

 

 



 

(5)    Die Erschließungsfläche nordwestlich der geplanten Wohnbebauung, durch welche ei-
ne vorhandene Leitung in ein öffentliches Gewässer führt, soll der Ableitung des Nie-
derschlagwassers dienen und steht zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses im Eigentum 
des Erschließungsträgers (Anlage 2a). Zur Sicherung des Rechts der Stadt, das Nie-
derschlagswasser kostenlos und auf Dauer in den bestehenden Kanal einzuleiten, ver-
pflichtet sich der Erschließungsträger zur Eintragung einer Dienstbarkeit zu Gunsten 
der Stadt.  

 Die Instandhaltung und Erneuerung dieser Kanalleitung übernimmt der Erschließungs-
träger. Diese Pflichten werden auf eventuelle Rechtsnachfolger des Erschließungsträ-
gers übertragen. 

 
§ 2 

Fertigstellung der Anlagen 
 

(1) Der Erschließungsträger verpflichtet sich, den in den beigefügten Plänen dargestellten 
Regenwassertransportkanal,  die Straßen- und Gehwege,  einen Wendehammer und 
die im Bebauungsplan festgesetzten Pflanzmaßnahmen bis spätestens 3 Jahre nach 
Vertragsabschluss in dem Umfang fertig zu stellen, der sich aus der von der Stadt ge-
nehmigten Ausführungsplanung ergibt. Abweichend hiervon erfolgt eine vorzeitige 
endgültige Fertigstellung der Straße unmittelbar nach Fertigstellung von 40 Prozent der 
Hochbebauung. 

 
(2) Erfüllt der Erschließungsträger seine Verpflichtungen nicht oder fehlerhaft, so ist die 

Stadt berechtigt, ihm schriftlich eine angemessene Frist zur Ausführung der Arbeiten 
zu setzen. Erfüllt der Erschließungsträger bis zum Ablauf dieser Frist die vertraglichen 
Verpflichtungen nicht, so ist die Stadt berechtigt, die Arbeiten auf Kosten des Erschlie-
ßungsträgers auszuführen, ausführen zu lassen, oder von diesem Vertrag zurückzutre-
ten. 

 

 
§ 3 

Art und Umfang der Erschließungsanlagen 
 

(1) Die Erschließung nach diesem Vertrag umfasst 
 

a) die Freilegung der neu herzustellenden Erschließungsflächen 
b) die Herstellung des Regenwasserkanals (Anlage 2a und 2b) 
c) den Ausbau und die Aufweitung der Planstraße  
d) Endausbau der fertigen Planstraßen (Straßenbauklasse 4) einschließlich 

der StVO-Beschilderung 
e) die Straßenentwässerung 
f) die Schlussvermessung der oberirdischen Erschließungsanlagen durch einen  
       öffentlich bestellten Vermessungsingenieur nach Maßgabe der von der Stadt ge-

nehmigten Ausführungsplanung 
g)  die Erstellung und Überlassung des Kanalbestandsplanes sowie der digitalen 
   Daten (s. § 9)  
h) die betriebsfertige öffentliche Straßenbeleuchtung nach Maßgabe der NEW-Netz 

und der Stadt  
 i)  Ausgleichs- und Begrünungsmaßnahmen gemäß dem in der Anlage beigefügten      

 BP 



 

 

 
 j) Durchführung einer geophysikalischen Untersuchung zur Kampfmittelbeseitigung     

 nach den  Vorgaben der Bezirksregierung 
 k) die Verlegung der Versorgungsleitungen für Strom, Wasser, Gas und   
        Telekommunikation sowie 

 die Herstellung der Grundstücksanschlußleitungen vom vorhandenen Schmutz-
wasserkanal bis zu den neuen Grundstücksgrenzen der zukünftigen Bebauung. 

 
(2) Der Erschließungsträger hat eventuell notwendige bau-, wasserrechtliche sowie 

sonstige Genehmigungen bzw. Zustimmungen vor Baubeginn einzuholen und der 
Stadt vorzulegen. Eine ausreichende Löschwasserbereitstellung ist nachzuweisen. 
Für das Plangebiet stehen unter normalen Betriebsbedingungen 96 m³/h über 2 
Stunden konstant im Umkreis von 300 m für Feuerlöschzwecke zur Verfügung.  Die 
Verlegung der Ver- und Entsorgungsleitungen erfolgt unterirdisch. 

 
(3) Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen und Erschlie-

ßungsanlagen im Erschließungsgebiet ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand 
zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Seine Verbringung 
und Verwertung außerhalb des Erschließungsgebietes bedarf der Zustimmung der 
Stadt. 

 
§ 4 

Ausschreibungen, Vergabe und Bauleitung 
 

(1) Mit der Ausschreibung, Bauleitung und Abrechnung der Erschließungsanlagen hat 
der Erschließungsträger das Ingenieurbüro VDH-Projektmanagement GmbH, Maast-
richter Straße 8, 41812 Erkelenz, beauftragt. Die Stadt ist mit der Beauftragung ein-
verstanden. 
  

(2) Die Anforderungen der vom Deutschen Institut für Gütesicherung und Kennzeich-
nung e.V. herausgegebenen RAL-, Güte- und Prüfbestimmungen GZ 961 sind zu er-
füllen. Die Anforderungen sind erfüllt, wenn das Unternehmen im Besitz des ent-
sprechenden RAL-Gütezeichens Kanalbau ist. Ersatzweise sind die Anforderungen 
erfüllt, wenn das Unternehmen einen entsprechenden Nachweis gemäß Abschnitt 
4.1 RAL-GZ 961l vorlegt und mit Beginn der Arbeiten eine Fremdüberwachung gem. 
Abschnitt 4.3 RAL-GZ 961 besteht. 

 
(3) Die erforderlichen Katastervermessungsarbeiten müssen durch einen öffentlich be-

stellten Vermessungsingenieur durch den Erschließungsträger in Auftrag gegeben 
werden. 

 
§ 5 

Baudurchführung 
 

(1) Der Erschließungsträger hat durch Abstimmung mit Versorgungsträgern und sonsti-
gen Leistungsträgern sicherzustellen, dass die zügige Fertigstellung der Erschlie-
ßungsanlagen nicht behindert und ein Aufbruch fertiggestellter Anlagen weitgehend 
ausgeschlossen wird. Auch die übrigen Versorgungsleitungen sind wie vor zu verle-
gen. 



 

 
 

(2) Der Baubeginn ist der Stadt 8 Werktage vorher schriftlich anzuzeigen. Die Stadt 
oder ein von ihr beauftragter Dritter ist berechtigt, die ordnungsgemäße Ausführung 
der Arbeiten zu überwachen und die unverzügliche Beseitigung festgestellter Män-
gel zu verlangen. 

 
(3) Die eventuelle Pflanzung von Bäumen im Straßenraum ist im Bereich von Leitungs-

trassen möglichst zu vermeiden; ggf. sind die Anordnungen der Stadt bzw. des Lei-
tungsträgers zu beachten und die notwendigen Schutzvorkehrungen zu treffen, an-
sonsten gilt die von der Stadt genehmigte Ausbauplanung. 

 
(4) Der Erschließungsträger hat im Einzelfall auf Verlangen der Stadt von den für den 

Bau der Anlage verwendeten Materialien nach den hierfür geltenden technischen 
Richtlinien Proben zu entnehmen und diese in einem von beiden Vertragsparteien 
anerkannten Baustofflaboratorium untersuchen zu lassen sowie die Untersu-
chungsbefunde der Stadt vorzulegen. Der Erschließungsträger verpflichtet sich wei-
ter, neu eingebaute Stoffe oder Bauteile, die diesem Vertrag nicht entsprechen, in-
nerhalb einer von der Stadt bestimmten Frist zu entfernen. Die Kosten für die Prü-
fung der Baumaterialien und für das eventuelle Entfernen trägt der Erschließungs-
träger. 

 

(5) Vor Beginn der Hochbaumaßnahmen sind die Entwässerungsanlagen herzustellen. 
Schäden einschließlich der Straßenaufbrüche an den Baustraßen, sind vor Fertig-
stellung der Straße fachgerecht durch den Erschließungsträger zu beseitigen.  

 
 

§ 6  
Grünausgleich 

 
 Der Erschließungsträger ist verpflichtet, die gemäß vereinfachtem Landschaftspfle-

gerischer Planungsbeitrag (Anlage 3) ermittelten Flächen für Ausgleichsmaßnahmen 
innerhalb der nächsten zwei Jahre nach Maßgabe der Pflanzliste zu erbringen und 
die Fertigstellung innerhalb einer Woche nach Fertigstellung zur Abnahme bei der 
Stadt anzuzeigen. Die Pflege der Ausgleichspflanzung sowie der im Bebauungsplan 
festgesetzten privaten Fläche PG 1 einschließlich Ersatzpflanzungen für abgestor-
bene Pflanzen obliegt dem Erschließungsträger für die ersten 10 Jahre nach Ab-
nahme der Maßnahme. Der Ausgleich erfolgt innerhalb des Stadtgebietes von Weg-
berg. 

 
 

§ 7 
Haftung und Verkehrssicherung 

 
(1) Vom Tage des Beginns der Erschließungsarbeiten an übernimmt der Erschließungs-

träger die Verkehrssicherungspflicht. 
 

(2) Der Erschließungsträger haftet bis zur Übernahme der Anlagen für jeden Schaden, 
der durch die Verletzung der bis dahin ihm obliegenden allgemeinen Verkehrssiche-
rungspflicht entsteht und für solche Schäden, die infolge der Erschließungsmaß-



 

nahmen an bereits verlegten Leitungen oder sonst wie verursacht werden. Der Er-
schließungsträger stellt die Stadt insoweit von allen Schadensersatzansprüchen frei.  

 
 Diese Regelung gilt unbeschadet der Eigentumsverhältnisse, jedoch längstens bis 

zur entsprechenden Abnahme. Vor Beginn der Baumaßnahmen ist das Bestehen 
einer ausreichenden Haftpflichtversicherung (Deckungssumme mindestens 

10.000.000,00 €) nachzuweisen. 
 
 

§ 8 
Gewährleistung und Abnahme 

 
(1) Der Erschließungsträger übernimmt die Gewähr, dass seine Leistung zum Zeitpunkt 

der Abnahme durch die Stadt die vertraglich vereinbarten Eigenschaften hat, den an-
erkannten Regeln der Technik und Baukunst entspricht und nicht mit Fehlern behaf-
tet ist, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag vorausgesetzten 
Zweck aufheben oder mindern. 

 
(2) Die Gewährleistung richtet sich nach den Regeln der VOB. Die Frist für die Gewähr-

leistung wird auf fünf Jahre festgesetzt. Sie beginnt jeweils mit der mangelfreien Ab-
nahme durch die Stadt. Die Abnahme erfolgt getrennt und u.U. hintereinander für die 
Maßnahmen Kanalbau, Straßenbau und Pflanzmaßnahmen. Die Abnahmen erfolgen 
erst, wenn die jeweiligen Anlagen (Kanalbau, Straßenbau) betriebsfertig und kom-
plett errichtet sind. Für einzelne Abschnitte erfolgt keine Abnahme. Weitere Einzel-
abnahmen können in Abstimmung mit der Stadt Wegberg vereinbart werden. 

 

(3) Der Erschließungsträger zeigt der Stadt die vertragsgemäße Herstellung der Anlagen 
schriftlich an. Die Stadt setzt einen Abnahmetermin auf einen Tag innerhalb von 30 
Werktagen nach Eingang der Anzeige fest. Die Bauleistungen sind von der Stadt und 
dem Erschließungsträger gemeinsam abzunehmen. Das Ergebnis ist zu protokollie-
ren und von beiden Vertragsparteien zu unterzeichnen. Werden bei der Abnahme 
Mängel festgestellt, so sind diese innerhalb von zwei Monaten, vom Tage der ge-
meinsamen Abnahme an gerechnet, durch den Erschließungsträger zu beseitigen. 
Im Falle des Verzuges ist die Stadt berechtigt, die Mängel auf Kosten des Erschlie-
ßungsträgers beseitigen zu lassen. 

   
 

§ 9 
Übernahme der Erschließungsanlagen 

 
(1) Im Anschluss an die mangelfreie Abnahme bestehend im Einzelnen aus Kanalbau 

und Straßenbau übernimmt die Stadt diese einzelnen Erschließungsanteile in ihre 
Baulast, wenn sie Eigentümerin der öffentlichen Erschließungsflächen geworden ist 
oder sichergestellt ist, dass sie Eigentümerin wird und der Erschließungsträger vor-
her 

 
a) die Schlussvermessung durchgeführt und eine Bescheinigung eines öffentlich 

bestellten Vermessungsingenieurs über die Einhaltung der Grenzen überge-
ben hat, aus der sich weiterhin ergibt, dass sämtliche Grenzzeichen sichtbar 
sind, 



 

 
 

b) einen Bestandsplan über die Entwässerungseinrichtung übergeben hat, wo-
bei die Schlussvermessung der Abwasseranlagen gem. DIN 4050 durch ei-
nen öffentlich bestellten Vermessungsingenieur zu erfolgen hat. Für die 
Schachtabdeckungen sind Hoch-/Rechtskoordinaten anzugeben. 

 
Die von einem öffentlich bestellten Vermessungsingenieur nach Vorgaben 
der Stadt aufgenommenen Bestandspläne einschließlich der Berechnungen 
und Erläuterungen wird der Erschließungsträger der Stadt in 3-facher, farbi-
ger Ausführung, sowie einfach schwarz/weiß, vervielfältigungsfähig und digi-
tal übergeben. 

 
Zu den Bestandsplänen gehören: 
 
- Der Lageplan mit den eingemessenen tatsächlichen Verkehrsflächen-

grenzen 
- Der Höhenplan entsprechend den vermessungstechnischen Planunter-

lagen 
- Bestandspläne der Entwässerungsanlage einschl. der Hausanschluss-

leitungen (Lageplan, Höhenplan). 
 

Ferner liefert der Erschließungsträger die durch das Vermessungsbüro ge-
wonnenen Daten (Koordinaten) der Topographie, Bordsteinkanten, Stra-
ßenmöblierung usw. der zukünftig öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen. 
Die Vermessungsdaten sind auf einem Datenträger (Diskette, z.B. dxf-
Format) zu übergeben, ein Plan im Maßstab 1:250 ist beizufügen. Die digita-
len Daten entsprechen dem Format zur Übernahme in das städtische Kanal-
kataster. 

 
 

c) Nachweise erbracht hat über 
 

aa) die Untersuchungsbefunde der nach der Ausbauplanung geforderten 
Materialien entsprechend der Festsetzungen im § 5(4) 

 
bb) die Schadensfreiheit der erstellten Kanalhaltung durch einen von beiden 

Vertragsparteien anerkannten Sachverständigen (Videobefahrung). 
  

(2) Die nach Absatz 1 vorgelegten Unterlagen und Pläne werden Eigentum der Stadt. 
 

(3) Die Stadt bestätigt dem Erschließungsträger die Übernahme der Erschließungsan-
lagen in ihre Verwaltung und Unterhaltung schriftlich binnen 30 Tagen nach erfolgter 
Abnahme. 

 
(4) Die Widmung der Straßen, Wege und Plätze erfolgt durch die Stadt. 

 
 

 
 



 

 
§ 10 

Sicherheitsleistungen 
 

(1) Zur Sicherung aller sich aus diesem Vertrag für den Erschließungsträger ergeben-
den Verpflichtungen leistet er eine Sicherheit in Höhe von insgesamt 175.000,-- 
Euro durch Übergabe einer unbefristeten selbstschuldnerischen Bürgschaft (Bank / 
Sparkasse / Kredit-Versicherungsunternehmen).  
Die Vertragserfüllungsbürgschaft wird durch die Stadt nach erfolgten mangelfreien 
Abnahmen (Kanalbau/Straßenbau) und der bis dahin abgegebenen Abschlagsleis-
tungen freigegeben. Bis zur Vorlage der Gewährleistungsbürgschaft erfolgen die 
Freigaben höchstens bis zu 95 % der Bürgschaftssumme nach Satz 1. 
Die Bürgschaft teilt sich wie folgt auf:  
 
Straßenbau: 98.000,-- Euro 
Kanalbau: 64.000,-- Euro 
Interner Ausgleich 10.000,-- Euro 
Externer Ausgleich:   3.000,-- Euro 

 
 

(2) Im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Erschließungsträgers ist die Stadt berechtigt, 
noch offenstehende Forderungen Dritter gegen den Erschließungsträger für Leis-
tungen aus diesem Vertrag aus der Bürgschaft zu befriedigen. 

 
 

(3) Nach Abnahme der Maßnahme und nach Bestätigung der eingegangenen Schluss-
zahlung durch den Ausführenden ist für die Dauer der Gewährleistungsfrist eine 
Gewährleistungsbürgschaft in Höhe von 5 %  der Baukosten auf Vordrucken der 
Stadt vorzulegen. Nach Eingang wird die verbliebene Vertragserfüllungsbürgschaft 
freigegeben. 

 
 

(4) Die Bürgschaft ist spätestens ein Monat nach Baubeginn zu übergeben.  
 
 
 

§ 11 
Kostentragung 

 
(1) Der Erschließungsträger trägt die Kosten (hierzu gehören auch alle Planungskosten) 

für die Durchführung der Erschließungsmaßnahmen nach diesem Vertrag. Die Er-
schließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch fallen für die vertragsgemäß ausge-
führte und durch die Stadt abgenommene Straßenbaumaßnahme nicht an. Eine 
Kostenbeteiligung der Stadt ist ausgeschlossen.  

 

(2)     Die anfallenden Kosten für die vorzulegende Bürgschaft (§ 10) trägt der Erschlie-
ßungsträger. 

   
 
 



 

 
 

 
§ 12 

Bestandteile des Vertrages 
 

Bestandteile dieses Vertrages sind: 
 
a) der Gestaltungsplan mit den Grenzen des Verfahrensgebietes – Anlage 1 
b) die mit der Stadt abgestimmten Kanallagepläne,  – Anlagen 2 a-b 
c)          Vereinfachter Landschaftspflegerischer Planungsbeitrag nebst Anlagen – Anlage 3 
d) der Bebauungsplan IX-5, Merbeck-Nopperweg 

 
 

§ 13 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 

Schriftform. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. 
Die Stadt und der Erschließungsträger erhalten je eine Ausfertigung im Original. 

 
(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen 

Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirk-
same Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Ver-
trages rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. 

 
 

§ 14 
Wirksamwerden 

 
 Der Vertrag wird wirksam, wenn die Sicherheitsleistung nach § 10 des Vertrages der 

Stadt übergeben, der Vertrag über den kosten- und lastenfreien Eigentumsübergang 
der Erschließungsflächen auf die Stadt rechtsgültig abgeschlossen wurde und wenn 
der vorhabenbezogene Bebauungsplan in Kraft tritt. 

 
 
Wegberg, den 
 
 
Für die Stadt Wegberg                                                                Für den Erschließungsträger  
 
 
 
 
P i l l i c h                                                                                      Norbert Gehlen 
Bürgermeister 
 
 

 
F a b r y 
Technischer Beigeordneter 



       Projektmanagement GmbH - Maastrichter Straße 8 - 41812 Erkelenz - vdh@vdhgmbh.de 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR OFFENLAGE                            STAND: APRIL 2013 

 

                                                                                                        
 

                                                                   
                                                                                                        Stadt Wegberg 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Textliche Festsetzungen zum 

           Bebauungsplan IX-5, 

 
 

„Merbeck - Nopperweg“  
 

ENTWURF 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 

Verfasser: 
 
 
 

VDH Projektmanagement GmbH 
Maastrichter Straße 8 

41812 Erkelenz 
 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ing. Marta Jakubiec 
Erkelenz den, 25.April 2013  
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GEMÄß § 9 BAUGESETZBUCH (BAUGB), BAUNUTZUNGSVERORDNUNG (BAUNVO), BAUORDNUNG 

NRW (BAUO NRW) JEWEILS IN DER DERZEIT GELTENDEN FASSUNG WIRD FESTGESETZT: 

 

 

A          PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

 
 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB) 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltung, Gartenbaubetriebe und Tankstellen 

nach § 4 Abs. 3 Nr. 1, 3, 4 und 5 sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr.1 BauNVO nicht Bestandteil des 

Bebauungsplans. 

 

2. MAß DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB) 

Die zulässige Grundfläche darf durch Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze mit Ihren Zufahrten sowie 

Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche bis zu einer 

Grundflächenzahl von max. 0,5 überschritten werden.  

 

3. HÖHE BAULICHER ANLAGEN (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 BAUNVO) 

3.1.  Die Höhe der fertigen Erdgeschossfußbodenoberkante wird mit maximal 0,5 m über dem Bezugspunkt 

festgesetzt. 

3.2.  Bezugspunkt für die Höhenangabe des Allgemeinen Wohngebietes ist der höchste Punkt der 

Straßenbegrenzungslinie am jeweiligen Grundstück. 

 

4. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB) 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB wird festgesetzt, dass Wintergärten und überdachte Terrassen die hintere 

Baugrenze bis zu einer Tiefe von 3,00 m überschreiten. 

 
5. GRUNDSTÜCKSGRÖßEN (§ 9 ABS. 1 NR. 3 BAUGB) 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB wird festgesetzt, dass im Plangebiet die Mindestgröße für 

Baugrundstücke 400 qm je Baugrundstück betragen muss. 

 

6. FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN  (§ 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB) 

6.1.  Die der Versorgung des Baugebietes dienenden Nebenanlagen sind gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO als 

Ausnahme zulässig. 

6.2.  Stellplätze, Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

6.3.  Von 5.2 abweichend sind Stellplätze auf den Zu- und Abfahrten von Garagen zulässig. 

6.4.  Der Abstand zwischen den Einfahrtsseiten der Garagen und der Straßenbegrenzungslinie muss 

mindestens 6,0 m betragen. 

6.5.  Gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO wird festgesetzt, dass untergeordnete Nebenanlagen i.S. des § 14 Abs. 1 

BauNVO außerhalb der überbaubaren Flächen nur bis zu einer Grundfläche von 7,50 qm und einer 

Firsthöhe von max. 2,50 m zulässig sind. 
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7. NIEDERSCHLAGSWASSERBESEITIGUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 14 BAUGB) 

7.1. Das auf allen Dachflächen und versiegelten Flächen der Grundstücke anfallende Niederschlagswasser 

der in WA I geplanten Grundstücke ist gemäß § 51 a LWG NRW dezentral auf den privaten 

Grundstücken zu versickern. 

7.2.  Das anfallende Niederschlagswasser der Verkehrsfläche und der in WA II geplanten Grundstücke ist 

gemäß § 51a LWG NRW zu entsorgen und in den Slipsbach einzuleiten. 

 

 

 
8. FLÄCHEN FÜR DAS ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 

            BEPFLANZUNGEN (§ 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB) 

 
8.1. Auf der privaten Fläche PG 1 sind standortgerechte und heimische Sträucher sowie Laubbäume II. 

Ordnung, zu pflanzen und zu erhalten (Pflanzenarten s. Pflanzliste B und C). Die Sträucher sind in einem 

Abstand von 1,5 m, versetzt, Mindestqualität 60/100 und die Bäume 2. Ordnung in einem Abstand von 

8,0-12,0 m versetzt, Mindestqualität Hst., 3xv., STU 12/14 anzupflanzen.  

Die Flächen zwischen den Strauch- /Baumbepflanzungen sind mit einer Raseneinsaat zu bepflanzen. 

8.2. Es wird festgesetzt, dass die nicht bebauten Flächen der Baugrundstücke gemäß Eingriffsbilanzierung 

gärtnerisch anzulegen, zu bepflanzen und dauerhaft zu unterhalten sind. 

8.3.  Innerhalb jedes Hausbaugrundstückes ist je begonnener 250 qm Grundstücksfläche ein 

Gehölz I. Ordnung gemäß Pflanzliste A oder Obstbaum gemäß Pflanzliste D zu pflanzen und dauerhaft 

zu erhalten. 

8.4.  Die öffentlichen Stellplätze sind mit Bäumen (der Pflanzliste A) gemäß Planzeichnung zu gliedern. Der 

tatsächliche Standort der Bäume kann bis zu 5 m von der zeichnerischen Darstellung abweichen. 

8.5.  In den nachrichtlich eingetragenen Sichtdreiecken sind nur bis zu 80 cm hohe Strauchbepflanzungen 

zulässig. 

 

Pflanzliste A: Laubbäume I. Ordnung 
(Wuchshöhe nach 25 Jahren über 15 m) 
Pflanzgröße Hochstamm 3x verpflanzt, 
Stammumfang 16-18 cm 
 
Bergahorn (Acer pseudoplatanus) 
Esche (Fraxinus excelsior) 
Rotbuche (Fagus sylvatica )* 
Schwarzerle (Ainus glutinosa ) 
Sommerlinde (Tilia platyphyllos) 
Spitzahorn (Acer platanoides )* 
Stieleiche (Quercus robur) 
Winterlinde (Tilia cordata ) 
 

* mit Wurzelballen
 

Pflanzliste B: Laubbäume II. Ordnung 
(Wuchshöhe nach 25 Jahren über 15 m) 
Pflanzgröße Hochstamm 3x verpflanzt, 
Stammumfang 12-14 cm 
 
Esskastanie (Castanea sativa) 
Eberesche (Sorbus aucuparia) 
Feldahorn (Acer campestre) 
Hainbuche (Carpinus betulus) 
Vogelkirsche (Prunus avium) 
Elsbeere (Sorbus torminalis) 
Walnuss (Juglans regia) 
Frühe Traubenkirsche (Prunus padus) 
Wildapfel (Malus communis) 
Wildbirne (Pyrus pyraster) 
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Pflanzliste C: Sträucher 
 
Mindestqualität 60/100, 3 x verpflanzt 
Pflanzverband bei freiwachsenden Hecken 
1,5x1,5 m 

 
Faulbaum (Rhamnus frangula) 
Hartriegel (Cornus sanguinea) 
Hasel (Corylus avellana) 
Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) 
Hundsrose (Rosa canina) 
Kirschpflaume (Prunus cerasifera) 
Kornelkirsche (Cornus mas) 
Pfaffenhütchen (Euonymus europaea) 
Rainweide (Ligustrum vulgare) 
Rote Johannisbeere (Ribes rubrum) 
Salweide (Salix caprea) 
Schlehe (Prunus spinosa) 
Wasserschneeball (Viburnum opulus) 
Weißdorn (Crataegus 
monogynajoxyacantha) 
Schwarze Apfelbeere (Aronia melanocarpa) 
Wolliger Schneeball (Viburnum lantana) 
 

Pflanzliste D: Hochstamm Obstbäume, 

Sorten geeignet für Streuobstwiese 

(Flächenbedarf ca. 150-200m²/Baum 
Streuobstwiesen) 
Pflanzgröße bei Obstbäumen 2x verpflanzt, 
Stammumfang 8-10 cm 

Äpfel Fruchtreife 

Weißer Klarapfel  früh 

James Grieve früh 

Apfel aus Cronsels früh 

Geheimrat Oldenburg mittelfrüh 

Dülmener Rosenapfel mittel 

Jakob Lebel mittel 

Goldparmäne mittel 

Rote Sternrenette mittelspät 

Zuccalmaglios Renette spät 

Grüner Boskoop spät 

Roter Boskoop spät 

Landsberger Renette spät 

Ontario spät 

Rheinischer Winterrambour spät 

Kaiser Wilhelm spät 

Rheinischer Bohnapfel spät 

Gravensteiner spät 

Roter Bellefleur spät 

Freiherr von Berlepsch spät 

Ingrid Marie spät 

  
Birne Fruchtreife 

Clapps Liebling früh 

Williams Christbirne mittelfrüh 

Conference mittel 

Gute Luise mittel 

Gellerts Butterbirne mittel 

Vereinsdechantsbirne spät 

Alexander Lucas spät 

Köstliche von Charneux spät 

Pastorenbirne spät 

Madame Verte spät 

 
Süßkirsche Fruchtreife 

Kassins Frühe früh 

Große schwarze 
Knorpelkirsche 

mittel 

Hedelfinger Riesenkirsche spät 

Große Prinzessinkirsche spät 

Büttners Rote 
Knorpelkirsche 

spät 

Schneiders Späte 
Knorpelkirsche 

spät 

  
Pflaume Fruchtreife 

Bühler Frühzwetsche früh 

Hauszwetsche spät 

Nancymirabelle mittel 

Große grüne Reneclode mittel 
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9. FLÄCHEN FÜR AUFSCHÜTTUNGEN, ABGRABUNGEN UND STÜTZMAUERN, SOWEIT   

SIE ZUR HERSTELLUNG DES STRAßENKÖRPERS ERFORDERLICH SIND (§ 9 ABS. 1   

NR. 26 BAUGB) 

Abstützungen der Straßeneinfassungen (Rückenstützen) sind in einer Breite von 25 cm ab 
Hinterkante Randeinfassung auf den privaten Grundstücken entschädigungslos zu dulden. 

 

10. EXTERNE AUSGLEICHSMAßNAHMEN (§ 9 ABS. 1A BAUGB) 

Den Eingriffen auf den im Plan festgesetzten Bauflächen werden 1.020 m² Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen innerhalb des Stadtgebietes Wegberg zugeordnet. 
Auf der Fläche, Gemarkung Merbeck, Flur 71, Flurstück 82, Tlfl. sind auf einem 5m-breiten Streifen 
(insgesamt 180 m²) an der geplanten Grabenerweiterung des Slipsbachs eine Gehölzfläche mit über 70% 
einheimischen Gehölzen anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Auf der Fläche Gemarkung Merbeck, 
Flur 73, Flurstück 9, Tlfl. ist eine Gehölzfläche auf einem 10-m breiten Streifen (insgesamt 840 m²) mit 
über 70% einheimischen Gehölzen anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

 

B          BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
 

11. GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NW) 

11.1. Ein Abweichen von der festgesetzten Dachform und Dachneigungen ist bei Garagendächern zulässig. 

11.2. Die Firstrichtung untergeordneter Gebäudeteile z.B. Anbauten, Nebenanlagen kann von der  

 zeichnerischen Festsetzung abweichen. 

11.3. Garagendächer mit einer geringeren Dachneigung als 10°sind dauerhaft flächig zu begrünen. Von einer 

 Begrünung der Dachfläche kann abgesehen werden, wenn diese zur Errichtung von Anlagen zur 

 Nutzung regenerativer Energien genutzt werden. 

11.4. Lichtwerbungen, genehmigungspflichtige Werbeanlagen über 1,00 qm Flächengröße sowie

 Warenautomaten sind nicht zulässig.  

11.5. Innerhalb der von Einfriedungen freizuhaltenden Flächen sind Hecken und Sträucher bis 1,0 m Höhe 

 gemäß Pflanzliste zulässig. 

11.6. Einfriedungen an Verkehrsflächen sind straßenseitig zu bepflanzen und flächendeckend zu begrünen. 

11.7. Wintergärten und überdachte Terrassen sind ausschließlich in transparenter Ausführung (Glas o.ä.) 

 zulässig. 

11.8. Die Dacheindeckung ist nur in Rot-, Braun- und Grautönen zulässig. Hochglänzende Dacheindeckungen 

 sind unzulässig. 

 
 
C         HINWEISE 

1. ARCHÄOLOGISCHE BODENFUNDE 

Die Bestimmungen der §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen sind beim Auffinden 

archäologisch relevanter Güter zu beachten. Danach sind entsprechende Bodenfunde den zuständigen 

Behörden zu melden und die Fundstelle ist nach erfolgter Meldung drei Werktage unverändert zu 

belassen. 

2. ERDBEBENZONE 

Bei der Errichtung von Gebäuden (Gründung und Statik des Bauwerkes) sind die Bemessungsbeiwerte 

der Erdbebenzone I und der Baugrundklasse B zugrunde zu legen. 

3. GRUNDWASSERSPIEGEL 

Der Grundwasserstand liegt im Plangebiet < 5 m unter Flur. Bei der Planung von tiefgründigen 

Bauwerken sind bauliche Maßnahmen (z.B. Abdichtungen) zum Schutz von hohen Grundwasserständen 
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vorzunehmen. Es muss beachtet werden, dass keine Grundwasserabsenkung bzw. –ableitung und kein 

zeitweiliges Abpumpen nach Errichtung der baulichen Anlage erfolgt und dass keine schädlichen 

Veränderungen der Beschaffenheit des Grundwassers eintreten. 

4. VERWALTUNGSGERICHTSORDNUNG 

Ein Antrag nach § 4 Verwaltungsgerichtsordnung ist gemäß § 3 Abs. 2 BauGB unzulässig, wenn 

Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder 

verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 

 

 

Diese Textlichen Festsetzungen  sind Bestandteil des Beschlusses mit dem der Rat der Stadt Wegberg am    

…………………… den Bebauungsplan IX-5, Merbeck-Nopperweg– als Satzung beschlossen hat. 

 





Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Umwelt, Verkehr, Abwasser

Datum:
06.06.2013

Tagesordnungspunkt
2.4

Vorlage-Nr:
VO/2450/13

Bezeichnung der Vorlage:
Entschädigungsleistungen für die 
Durchführung der Dichtheitsprüfung 
nach § 61 a Landeswassergesetz;
Antrag der Fraktion Freie 
Wähler/Unabhängige vom 18.04.2013

Genehmigungsvermerk

Datum: 10.06.2013

Bürgermeister:

Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.06.2013 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr
Ö 16.07.2013 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Die Fraktion Freie Wähler/Unabhängige hat mit Datum vom 18.04.2013 den als 
Anlage zu dieser Beratungsvorlage beigefügten Antrag nach § 20 der 
Geschäftsordnung des Rates gestellt. In der Sitzung des Rates am 14.05.2013 
wurde die Angelegenheit an den Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr 
verwiesen. Die Verwaltung nimmt zu diesem Antrag wie folgt Stellung:

Der Rat der Stadt hatte am 05.10.2010 die Satzung zur Abänderung der Fristen bei 
der Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen gemäß § 61 a 
Landeswassergesetz (LWG NRW) vom 26.10.2010, zuletzt geändert durch Satzung 
am 05.07.2012, beschlossen.

Der Satzungsbeschluss erfolgte auf der Grundlage einer gültigen Rechtsnorm. Die 
Rechtswidrigkeit der Vorschriften zur Dichtheitsprüfung wurde bis zur Änderung des 
Landeswassergesetzes mit dem Wegfall der § 61 a zum 16.03.2013 nicht 
festgestellt. Die neue Form der Dichtheitsprüfung regelt aktuell § 61 Abs. 2 LWG 
(neue Fassung) und eine hierzu noch nicht abschließend erlassene 
Rechtsverordnung.

Die Änderung des Landeswassergesetzes erfolgte ohne Rückwirkung, d. h., die 
Dichtheitsprüfung in der alten Form hatte ihre uneingeschränkte Gültigkeit bis zur 
Änderung.

Entschädigungsansprüche der Bürger gegen die Stadt oder der Stadt gegen das 
Land lassen sich nicht  herleiten. In der Geltungsdauer des § 61 a LWG und der 
städtischen Satzung waren alle sich hieraus ergebenden Verpflichtungen rechtmäßig 
und nicht zu beanstanden.
Im übrigen gelten die Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes, dass den 
Eigentümern einer Abwasseranlage (dazu zählt auch das erdverlegte Abwasserrohr 
innerhalb des Privatgrundstückes) verpflichtet, diese Anlage nach dem Stand der 
Technik zu betreiben, unverändert weiter. Die Vernachlässigung dieser Pflicht, z. B. 
durch mangelnde Wartung (optische Kontrolle, Dichtheitsprüfung) kann bei 
Störungen den Straftatbestand der Gewässerverunreinigung (Grundwasser) nach     



§ 324 Strafgesetzbuch erfüllen. Die Konkretisierung der Wartungspflicht soll durch 
die Änderung des Landeswassergesetzes (ähnlich der Dichtheitsprüfung) erfolgen.

Diejenigen Bürger, die eine Dichtheitsprüfung und eine erforderliche Sanierung 
durchgeführt haben, sind ihrer Verpflichtung nachgekommen, die sich letztlich aus 
ihrem Eigentumsrecht herleiten lässt. Alle anderen Bürger, die eine Dichtheitsprüfung 
ohne Beanstandung der Leitung durchgeführt haben, sind ebenfalls einer 
rechtsgültigen Norm gefolgt.

Die Stadt Wegberg hat bislang keine Sanierungsbescheide erlassen. Es liegen 
aktuell 8 Bescheinigungen vor, in denen von den Sachkundigen bestätigt wird, dass 
die Anforderungen nicht erfüllt werden. Da die erste Fassung der Ortssatzung eine 
Verpflichtung zur Vorlage der Bescheinigung bei der Stadt nicht vorsah, sind die 
Gesamtzahl der nichtbestandenen Prüfung und damit die Zahl tatsächlicher Schäden 
mit Gefährdung des Grundwassers nicht bekannt.

Im Ergebnis besteht keine Rechtspflicht der Stadt zur Zahlung einer Entschädigung 
an die betroffenen Bürger. Eine anders motivierte Zahlung ohne Rechtsgrund bzw. 
Anspruchsgrundlage aus allgemeinen Finanzierungsmitteln ist rechtlich nicht 
vertretbar.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr nimmt die Ausführungen der 
Verwaltung zur Kenntnis und schlägt dem Rat vor, dem Antrag auf Zahlung einer 
Entschädigung nicht zu folgen.

Kosten und Finanzierung:
./.

Alternativen:
./.

Anlage/n:
Antrag vom 18.04.2013 Fraktion Freie Wähler / Unabhängige

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
gez. Kamps FB 302 gez. Klingenberg
gez. Gaspers FBL 302
gez. Fabry Techn. Beigeordneter







Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Umwelt, Verkehr, Abwasser

Datum:
06.06.2013

Tagesordnungspunkt
2.5

Vorlage-Nr:
VO/2451/13

Bezeichnung der Vorlage:

Dichtheitsprüfung privater 
Abwasserleitungen;
Antrag der CDU-Fraktion vom 
12.03.2013 zur Aufhebung der 
Fristensatzung

Genehmigungsvermerk

Datum: 10.06.2013

Bürgermeister:

Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.06.2013 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr
Ö 16.07.2013 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Die CDU-Fraktion hat mit Schreiben vom 12.03.2013 den Antrag nach § 20 der 
Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse gestellt, die aktuelle „Satzung zur 
Abänderung der Fristen bei der Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen 
gemäß § 61 a Abs. 3 bis 7 Landeswassergesetz NRW (LWG NRW) vom 26.10.2010“ 
aufzuheben. Der Antrag ist dieser Beratungsvorlage als Anlage beigefügt. Der Antrag 
wurde in der Sitzung des Rates am 14.05.2013 an den Fachausschuss verwiesen.
Durch das Gesetz zur Änderung des Landeswassergesetzes vom 05.03.2013 ist am 
16.03.2013 das Landeswassergesetz u. a. mit dem Wegfall des § 61 a LWG 
(Dichtheitsprüfung) geändert worden. Auf der Grundlage § 61 Abs. 2 LWG (neue 
Fassung) kann nunmehr eine neue Rechtsverordnung über die Überwachung von 
öffentlichen und privaten Abwasseranlagen erlassen werden. Diese 
Rechtsverordnung liegt zur Zeit noch als Entwurf vor. Ohne Rechtsverordnung ist 
das Gesetz nicht vollziehbar. Für den Erlass einer neuen Satzung zur sogenannten 
Funktionsprüfung im Rahmen der Selbstüberwachung privater Abwasserleitungen 
wird die Verwaltung voraussichtlich gegen Jahresende eine  separate 
Beratungsvorlage erarbeiten.

Die Verwaltung schlägt vor, die aktuelle Fristensetzung gemäß dem vorliegenden 
Antrag durch den Erlass einer Aufhebungssatzung aufzuheben.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr empfiehlt dem Rat, er möge 
folgende Satzung beschließen:

Aufhebungssatzung

Zur Satzung zur Abänderung der Fristen bei der Dichtheitsprüfung von privaten 
Abwasserleitungen gemäß § 61 a Abs. 3 bis 7 Landeswassergesetz NRW (LWG 
NRW) vom------------



Aufgrund von § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. April 2013 (GV.NRW. S. 194), der §§ 
60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBl I S. 
734) und der §§ 53, 60 und 61 des Landeswassergesetzes Nordhrein-Westfalen 
(LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 
926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. März 2013 (GV. NRW. S. 133), hat der 
Rat der Stadt Wegberg in seiner Sitzung am__________folgende Satzung 
beschlossen:

§ 1 
Aufhebung

Die Satzung der Stadt Wegberg zur Abänderung der Fristen bei der 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen gemäß § 61 a LWG Abs. 3 bis 7 
Landeswassergesetz NRW vom 28. Oktober 2010, zuletzt geändert durch Satzung 
vom 5.Juli 2012, wird aufgehoben.

§ 2
Inkrafttreten der Satzung

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Kosten und Finanzierung:
./.

Alternativen:
./.

Anlage/n:
Antrag der CDU-Fraktion vom 12.03.2013

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Kamps FB 302
Gez. Gaspers FBL 302
Gez. Fabry Techn. Beig.






	Kopie
	Ö Top 1.3 VO/2441/13
	Ö Top 1.3 VO/2441/13 Anlage 01 'Seiten 1-4 zu TOP 1.3.1'
	Ö Top 1.3 VO/2441/13 Anlage 02 'Seiten 5-8 zu TOP 1.3.1'
	Ö Top 1.3 VO/2441/13 Anlage 03 'Lageplan zu TOP 1.3.3'
	Ö Top 1.3 VO/2441/13 Anlage 04 'Übersichtsplan Betriebseinheiten zu TOP 1.3.3'
	Ö Top 1.3 VO/2441/13 Anlage 05 'CDU-Antrag vom 28.01.2013'
	Ö Top 1.3 VO/2441/13 Anlage 06 'Aufstellung Verkehrsmessung'
	Ö Top 1.3 VO/2441/13 Anlage 07 'Übersichtskarte Freiheider Straße'
	Ö Top 1.4 VO/2449/13
	Ö Top 1.4 VO/2449/13 Anlage 01 'Schreiben der Bürger'
	Ö Top 1.5 VO/2433/13
	Ö Top 1.5 VO/2433/13 Anlage 01 'Katasterauszug_Kirche Tüschenbroich'
	Ö Top 1.5 VO/2433/13 Anlage 02 'Gutachten LVR'
	Ö Top 1.5 VO/2433/13 Anlage 03 'Kirche Tüschenbroich aussen'
	Ö Top 1.5 VO/2433/13 Anlage 04 'Kirche Tüschenbroich innen'
	Ö Top 1.6 VO/2435/13
	Ö Top 1.6 VO/2435/13 Anlage 01 'Ursprüngliches Konzept'
	Ö Top 1.6 VO/2435/13 Anlage 02 'Planung des Investors'
	Ö Top 1.6 VO/2435/13 Anlage 03 'Alternative Konzeption'
	Ö Top 1.7 VO/2458/13
	Ö Top 1.7 VO/2458/13 Anlage 01 'Kostenschätzung'
	Ö Top 1.7 VO/2458/13 Anlage 02 'Entwurf mit senkrecht angeordneten Parkplätzen'
	Ö Top 1.7 VO/2458/13 Anlage 03 'Entwurf mit schräg angeordneten Parkplätzen'
	Ö Top 1.7 VO/2458/13 Anlage 04 'Pflanzplan'
	Ö Top 1.7 VO/2458/13 Anlage 05 'Querschnitt'
	Ö Top 2.1 VO/2406/13
	Ö Top 2.1 VO/2406/13 Anlage 01 'Buergerantrag_Restmuellverwiegung'
	Ö Top 2.1 VO/2406/13 Anlage 02 'Übersicht des Abfall- und Wertstoffaufkommens in den Jahren 2008 bis 2012'
	Ö Top 2.2 VO/2438/13
	Ö Top 2.2 VO/2438/13 Anlage 01 'Anlage 1 - Abwägung frühzeitige Beteiligung'
	Ö Top 2.2 VO/2438/13 Anlage 02 'Anlage 2 - Abwägung Offenlage'
	Ö Top 2.2 VO/2438/13 Anlage 03 'Anlage 3a- Planentwurf'
	Ö Top 2.2 VO/2438/13 Anlage 04 'Anlage 3b - Textliche Festsetzungen'
	Ö Top 2.2 VO/2438/13 Anlage 05 'Anlage 3c - Camping- und Wochenendplatzverordnung'
	Ö Top 2.2 VO/2438/13 Anlage 06 'Anlage 4 - BegruendungTeilA_2013_03_18'
	Ö Top 2.2 VO/2438/13 Anlage 07 'Anlage 5 - BegruendungTeilB_2013_03_18'
	Ö Top 2.2 VO/2438/13 Anlage 08 'Anlage 6 - Artenschutzprüfung'
	Ö Top 2.3 VO/2448/13
	Ö Top 2.3 VO/2448/13 Anlage 01 'Erschließungsvertrag Gehlen'
	Ö Top 2.3 VO/2448/13 Anlage 02 'B-Plan IX-5_130515_Textliche Festsetzungen_Offenlage'
	Ö Top 2.3 VO/2448/13 Anlage 03 'B-Plan IX-5 Nopperweg'
	Ö Top 2.4 VO/2450/13
	Ö Top 2.4 VO/2450/13 Anlage 01 'Antrag Freie Wähler Dichtigkeitsprüfung'
	Ö Top 2.5 VO/2451/13
	Ö Top 2.5 VO/2451/13 Anlage 01 'Antrag zur Aufhebung der Fristensatzung'

